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Günter Bartsch

Revolution und Gegenrevolution 
in Osteuropa seit 1948

9. Die fünfte Phase: 1960 bis Oktober 1964

Die neue Etappe brachte den Auseinanderfall 
des Ostblocks. Er spaltete sich in eine proso-
wjetische und eine prochinesische Staaten-
gruppe. Innerhalb dieses Gegensatzes entstand 
eine neutralistische Zwischenströmung, in der 
sich Rumänien, Kuba, Nordvietnam und 
schließlich auch Nordkorea lose mit Jugosla-
wien verbanden.

Der internationale Kommunismus geriet 
ebenfalls in den Sog des Konflikts Moskau— 
Peking. Zug um Zug wurden fast alle Parteien 
in ihn hineingezogen, so daß sich parallele 
Gruppierungen wie im kommunistischen Herr-
schaftsbereich bildeten. Zugleich gewann der 
westeuropäische Kommunismus eine eigen-
ständige Kontur. Die Weltkonferenz vom No-
vember 1960 war außerstande, eine neue In-
ternationale zu schaffen und die Differenzen 
zu überwinden.

Moskau verwickelte sich auch in Konflikte mit 
Tirana und Bukarest. Es konnte nicht einmal 
seinen osteuropäischen Einflußbereich sichern. 
Zog die Kuba-Krise die Aufrichtigkeit seiner 
Koexistenz-Politik im Westen in Zweifel, so 
lädierte der Raketenabzug aus Kuba — ob-
wohl im Interesse des Friedens — das sowje-
tische Prestige innerhalb der kommunistischen 
Staatengruppe noch mehr. Das Atomteststopp-
abkommen zwischen den USA und der UdSSR 
vom 25. Juli 1963 galt bei vielen Kommuni-
sten schon mehr als ein Zeichen der Schwäche 
statt der Stärke Moskaus. Chruschtschows 
Plan einer ökonomischen Gegenrevolution in 
Osteuropa mit Hilfe des Comecon scheiterte 
überraschend schnell. Jedoch trieb Chru-
schtschow durch den XXII. Parteitag der 
KPdSU die Entstalinisierung zunächst wieder 
voran. Stalins Entfernung aus dem Mausoleum 
war eine Weltsensation. Die Publizierung der 
Reformideen Professor Libermans öffnete das 
Tor für Wirtschaftsreformen oder zumindest 
für entsprechende Pläne in einer ganzen Reihe 
kommunistischer Länder. Es war unmöglich 
geworden, die Mängel einer behördenmäßig 
und zentralistisch gelenkten Industrie noch 
länger zu verschleiern.

Neben diesen verkleideten Formen der ost-
europäischen Revolution traten auch wieder 
offene auf. Das stärkste Wachstum der Revolu-
tion war in der Tschechoslowakei zu verzeich-
nen, wo es zu einer schweren Krise kam.

Der Konflikt Moskau—Peking

Im Jahre 1960 traten sich die beiden kommuni-
stischen Großmächte gegenüber. Ihre brüder-
lichen Bande zerrissen. Dieser Gegensatz be-
stimmte die letzten vier Jahre der kurzen Ära 
Chruschtschow. Er färbte alle Erscheinungen 
sowohl der sowjetischen als auch der chinesi-
schen Politik.
Der Konflikt zwischen Moskau und Peking 
hat eine lange Vorgeschichte, die schon in den 
zwanziger Jahren begann. Obgleich sie eigent-
lich nicht in dieses Kapitel gehört, ist ihre 
Kenntnis unerläßlich, um den Charakter der 
Kontroverse und ihre Folgen zu verstehen. 
Der erst 1960 aufgebrochene Gegensatz reifte 
unter der Oberfläche wie ein Eiterherd.

Das zaristische Rußland war ebenso wie 
Deutschland an der Niederschlagung des chi-
nesischen Boxeraufstands beteiligt gewesen. 
Dann kam Lenins Partei an die Macht. Der Rat 
der Volkskommissare richtete am 26. Juli 1919 
eine Note an die nationalchinesische Regie-
rung Sun Yat-sens, worin er auf alle Entschä-
digungen verzichtete, die aus Anlaß des Bo-
xeraufstands an Rußland noch zu zahlen wa-
ren. In der Note stand die feierliche Verpflich-
tung, das chinesische Volk in Zukunft als völ-
lig gleichberechtigt zu behandeln. Sie ver-
sprach die Rückgabe der mandschurischen Ei-
senbahn an China, aber schon wenig später 
war dieses Versprechen vergessen. Die 
Tschangschun-Bahn blieb bis 1935 in russi-
schem Besitz. In diesem Jahr erzwangen die 
Japaner, die 1931/32 die Mandschurei besetzt 
hatten, ihren Verkauf.

Die im Juli 1921 gebildete Kommunistische 
Partei Chinas trat auf Anweisung der Komin-
tern Anfang 1924 bedingungslos in die Kuo-
mintang ein. Entsprechend ihren russischen 



Beratern verzichtete sie damit auf eine eigen-
ständige Politik im eigenen Land.

Selbstverständlich konnte das nicht im Sinne 
vieler Mitglieder sein. Doch die Sowjetregie-
rung wollte das nationalchinesische China 
freundlich stimmen und mit seiner Hilfe ihre 
exterritorialen Privilegien in der Mandschu-
rei aufrechterhalten. Anfang 1926 wurde die 
Kuomintang als einzige nichtkommunistische 
Partei in die Komintern ausgenommen. 
Tschiang Kai-schek stieg sogar zum Ehrenmit-
glied des Exekutivkomitees der Kommunisti-
schen Internationale auf. Die KPCh war indes-
sen an Händen und Füßen gefesselt. Verge-
bens bat sie in Moskau zweimal um Erlaubnis 
für den Austritt aus der Kuomintang. Nach 
dem Generalstreik von Kanton im Jahre 1925 
fürchtete Tschiang Kai-schek den wachsenden 
kommunistischen Einfluß. Am 20. März 1926 
ließ er alle chinesischen Kommunisten aus sei-
nem Hauptquartier entfernen, die sowjeti-
schen Berater wie Borodin und Blücher durften 
jedoch bleiben. Der damalige chinesische KP-
Führer Tschen Tu-hsiu bat vergebens um rus-
sische Hilfe bei der Aufstellung kommunisti-
scher Truppen für den Fall eines Bürgerkriegs 
mit der Kuomintang.
Zu dieser Zeit tobte noch ein Bürgerkrieg 
zwischen dem nationalchinesischen Süden und 
der Regierung Tschang Tso-lins im Norden. 
Am 26. Juli 1926 gab Tschiang Kai-schek den 
Befehl zum Vormarsch. Sein Weg führte ihn 
auch über Schanghai. Noch bevor er es er-
reichte, erhoben sich die Arbeiter Schanghais 
im März 1927 unter kommunistischer Führung, 
stürzten die Behörden Tschang Tso-lins und er-
richteten eine revolutionäre Kommune, die der 
Keim einer kommunistischen Regierung für 
ganz China werden konnte. Doch Moskau be-
fahl, die Stadt der Kuomintang zu übergeben 
und die Waffen niederzulegen. Tschiang Kai-
schek zog als Triumphator ein und veranstal-
tete in Schanghai eine Kommunistenverfolgung, 
der Tausende zum Opfer fielen, wobei die Hin-
richtungen teilweise auf offener Straße erfolg-
ten. Wie die Pariser Kommune von 1871 ging 
auch die Schanghaier von 1927 unter — sie 
wurde mit indirekter Unterstützung der So-
wjetunion ausgelöscht. Am 13. Juli 1927 wurde 
dann die Kommunistische Partei verboten. 
Vielleicht, um den Eindruck seiner Mitschuld 
zu verwischen, schickte Stalin den deutschen 
Kommunisten Heinz Neumann zusammen mit 
dem Komsomol-Sekretär Lominadse nach 
China. Uber den Kopf Tschen Tu-hsius hin-
weg, den sie für alle Fehlschläge der Vergan-
genheit verantwortlich machten, organisierten 

sie in Kanton einen bewaffneten Aufstand, der 
mißlang und große Opfer forderte. Auch eine 
durch die KPCh selbst inszenierte Erhebung 
in Natschang brach zusammen. Nach diesen 
drei Katastrophen reduzierte sich die Zahl der 
chinesischen Kommunisten um etwa die 
Hälfte.

Mao begriff, daß man in China einen anderen 
Weg als in Rußland gehen müsse: nicht von 
der Machtergreifung in den Großstädten auf 
die Dörfer, sondern von der Eroberung des 
Dorfes in die Städte. Die Kommunistische Par-
tei könnte nur über eine Bauernrevolution zur 
Herrschaft gelangen, und diese bedürfe als 
ihres militärischen Kerns einer Roten Armee. 
Wegen dieser Konzeption wurde Mao 
Tse-tung von einem erheblichen Teil seiner 
Genossen als „Bauernphilosoph" verspottet. 
Obwohl seit 1923 Mitglied des Zentralkomi-
tees, verweigerte man ihm auf dem VI. Par-
teitag im Jahre 1927 das Wort. Die Mehrheit 
der chinesischen Kommunisten dachte noch in 
den marxistischen Kategorien des Industrie-
proletariats und nach der russischen Scha-
blone. Hinter der Spöttelei über den Bauern-
oder gar „Kulakenphilosophen" verbarg sich 
der gefährliche Doppelvorwurf einer Revision 
des Marxismus und des Abweichens vom so-
wjetischen Vorbild.

überraschend war es aber gerade Mao, der, 
nachdem er Ende 1927 den Guerilla-Krieg ent-
fesselt hatte, die Gründung chinesischer So-
wjets unternahm. Dem stand Stalin ablehnend 
gegenüber, weil er die chinesische Revolution 
für eine bürgerliche hielt. Ungeachtet dessen 
bildete Mao 1930 im Kiangsi-Gebiet eine So-
wjetregierung, die seit Dezember 1931 „Na-
tionale Sowjetregierung" mit dem Anspruch 
auf ganz China hieß, über drei Millionen Ein-
wohner gebot, eine Rote Armee von 200 000 
Mann besaß und Japan im April 1932 den 
Krieg erklärte. Tschiang Kai-schek versuchte 
viermal vergeblich die Vernichtung dieses 
kommunistischen Miniaturstaats. Erst Ende 
1934 gab Mao seine Sowjetrepublik auf, die in 
Moskau beflissen übersehen worden war.

Im Januar 1935 zum neuen Generalsekretär 
der Partei gewählt, verdrängte er den Stalin-
Günstling Mang Wing, der nach Moskau floh, 
wo man ihn demonstrativ in das Präsidium der 
Komintern aufnahm. Mao galt im Kreml jetzt 
als Trotzkist. Sämtliche Mitglieder der chine-
sischen Delegation zum VII. Weltkongreß der 
Kommunistischen Internationale im Sommer 
1935 gingen in der blutigen Welle der stalini-
stischen Trotzkistenverfolgung unter.
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Auf einer Parteikonferenz im Oktober 1938 
zog Mao die Folgerungen. Mit den Schablonen 
aus Moskau müsse endlich Schluß gemacht 
werden. Sie hätten den chinesischen Kommu-
nisten nichts als Schaden gebracht. Die Kom-
munistische Partei könne nur siegen, wenn sie 
einen der chinesischen Eigenart entsprechen-
den Stil entwickele und dem Kommunismus 
eine nationale Form gebe. Das war die theo-
retische Geburt des Nationalkommunismus.

Während des Zweiten Weltkriegs befanden 
sich bei der Roten Armee Mao Tse-tungs, die 
gemeinsam mit der Kuomintang-Armee gegen 
die Japaner kämpfte, zwar einige amerikani-
sche, aber keine sowjetischen Offiziere. 1945 
beherrschten die chinesischen Kommunisten 
bereits ein Gebiet mit 100 Millionen Menschen 
in sieben Provinzen. Trotzdem erklärte Stalin 
auf der Potsdamer Konferenz des gleichen Jah-
res, nur die Kuomintang könne China regie-

ren. Noch am 14. August 1945 wurde ein Ver-
trag zwischen Moskau und der nationalchine-
sischen Regierung in Tschungking abgeschlos-
sen, in dem die Sowjetunion versprach, allein 
der Kuomintang moralische und materielle 
Unterstützung zu gewähren.

Im November 1940 hatte die UdSSR mit dem 
damals noch autonomen Sinkiang einen Ver-
trag ausgehandelt, der ihr für 50 Jahre das 
ausschließliche Recht auf Ausbeutung der 
Zinn- und Buntmetallvorkommen zugestand. 
Mit der Besetzung dieses Gebiets durch die 
Truppen Mao Tse-tungs und mit seinem An-
schluß an China war die Nutzung der vertrag-
lichen Rechte gefährdet. Sinkiang wurde zu 
einem Zankapfel zwischen Moskau und Pe-
king.
Stalin erklärte sich auf der Konferenz von 
Jalta im Februar 1945 nur unter der Bedingung 
zum Eintritt in den Krieg gegen Japan bereit, 



daß die Vorrechte der Zaren in China wieder-
hergestellt würden. Er verlangte den 5O°/oigen 
Anteil an der mandschurischen Tschangschun-
Bahn, die Benutzung von Port Arthur als 
Kriegshaiten und Sonderrechte im Handelsha-
fen Dairen.

Als die Sowjetunion an Japan den Krieg er-
klärt und im Zuge der Kriegshandlungen die 
Mandschurei besetzt hatte, zog sie den Abzug 
ihrer Truppen solange hinaus, bis ein großer 
Teil der mandschurischen Schwerind

3

ustrie de-
montiert und nach Rußland abtransportiert 
worden war. Nur die leeren Fabrikhallen blie-
ben stehen. Die amerikanische Reparations-
kommission für den Fernen Osten schätzte 
den Wert der demontierten Industrieanlagen 
auf ,4 und die Neubeschaffungskosten auf 
8 Milliarden DM. Wenn man bedenkt, daß 
die Mandschurei das chinesische Ruhrgebiet 
ist, so hatte Moskau eine Art Morgenthau-
Plan durchgeführt. Das kommunistische China 
mußte ungeheure Mittel aufwenden, um den 
Schaden wettzumachen, der ihm vom kommu-
nistischen Rußland zugefügt worden war.
Im März 1949 zog Mao Tse-tung in Peking 
ein. Der Bürgerkrieg war zugunsten der Kom-
munisten entschieden. Im April floh

1

 die na-
tionalchinesische Regierung nach Kanton. Von 
den ausländischen Diplomaten folgte ihr als 
Einziger ausgerechnet der sowjetische Bot-
schafter in die neue Residenz ).
Am 25. Juni 1950 begann der Korea-Krieg. 
Während das chinesische Expeditionskorps 
einen hohen Blutzoll entrichtete, beschränkte 
sich die Sowjetunion, wenn man von ihren 
militärischen Beratern absieht, auf die Liefe-
rung von Waffen. Peking gab später bekannt, 
daß die russischen Waffen wie bei einem ge-
wöhnlichen Handelsgeschäft bezahlt werden 
mußten.
Anläßlich ihres 30. Jahrestags am 30. Juni 
1951 erklärte die Kommunistische Partei Chi-
nas in ihrem Zentralorgan, daß die russische 
Oktoberrevolution nur die klassische Revolu-
tion in üen Industriestaaten war, während die 
chinesische Revolution das klassische Beispiel 
für die kolonialen und abhängigen Länder sei. 
Noch zu Lebzeiten Stalins hat also Mao Tse-
tung drei Viertel der Erde für sich bean-
sprucht.
Er äußerte im April, im Oktober und im No-
vember 1956 Bedenken über Chruschtschows 
Form der Kritik an Stalin, weil sie oberfläch-
lich und einseitig wäre. Ende 1956 kritisierte

1) Siehe L. Abegg, Vom Reich der Mitte zu Mao 
Tse-tung, Frankfurt/M. 1966, S. 100.

Peking das Verhalten Moskaus in Polen und 
Ungarn. Es rühmte sich, zur Korrektur gewis-
ser Fehler gegenüber diesen Ländern beige-
tragen zu haben. Auf der internationalen Kon-
ferenz der Kommunistischen Parteien im Jahre 
1957 erhob die chinesische Delegation Ein-
wände gegen Chruschtschows These vom 
friedlichen Übergang zum Sozialismus. Sie er-
reichte eine Abänderung des sowjetischen De-
klarationsentwurfs.

Es entspann sich eine unterschiedliche Politik 
den Entwicklungsländern gegenüber: Moskau 
setzte auf ihre wirtschaftliche Durchdringung, 
Peking auf ihre revolutionäre Mobilisierung. 
Der Auftakt war die Differenz in der Algerien-
frage. Im Gegensatz zur Sowjetunion hat 
China die provisorische algerische Regierung 
schon im Herbst 1958 anerkannt; es war zur 
Entsendung von Freiwilligen und Jagdbom-
bern bereit, während der Kreml Verhandlun-
gen zwischen Paris und der FLN unterstützte.
Als Peking 1958 die der chinesischen Küste 
vorgelagerte und von nationalchinesischen 
Truppen besetzte Insel Quemoy täglich mit 
schweren Granaten zu beschießen begann, 
schien das ein Vorspiel zur Eroberung Formo-
sas zu sein. Die Sowjetunion sah sich plötzlich 
der Gefahr ausgesetzt, durch die Politik Maos 
in einen Krieg mit den Vereinigten Staaten 
verwickelt zu werden. Sie erklärte, daß sie nur 
bei einem Angriff der USA oder Formosas 
auf das chinesische Festland Hilfe leisten 
würde.

Damals soll die Führung der KPdSU nach An-
gaben Pekings auch unbillige Forderungen ge-
stellt haben, „um China unter ihre militärische 
Kontrolle zu bringen" 2). Als diese Forderun-
gen abgelehnt wurden, brach die sowjetische 
Regierung ihr im Oktober 1957 vertraglich ge-
gebenes Versprechen, „China das Baumuster 
einer Atombombe und die technischen Daten 
zu ihrer Herstellung zur Verfügung zu stel-
len" 3). Die Kündigung des Vertrages erfolgte 
im Juni 1959.

Im September 1959, als Chruschtschow mit 
Eisenhower zusammentraf, feierte man auch in 
Moskau den Geist vom Camp David, einer 
Zusammenarbeit zwischen den beiden Welt-
mächten in den wichtigsten Fragen. Mao be-
fürchtete eine Neuverteilung der Welt zwi-
schen Moskau und Washington zuungunsten 
Pekings, während Chruschtschow die Befürch-
tung aussprach, daß Peking an einem militä-

2) Weber, Konflikte im Weltkommunismus, S. 122. 
3) Ebenda, (1. Kommentar).



rischen Konflikt zwischen den Atommächten 
interessiert sei.
Es gab geheime Kontakte zwischen der inner-
chinesischen Parteiopposition um den Vertei-
digungsminister Peng Teh-huai und Chru-
schtschow, die sich im Mai 1959 angebahnt hat-
ten. Peng Teh-huai versuchte schon drei Mo-
nate später, Mao zu stürzen, wurde aber selbst 
abgesetzt. Alle Organisationen der chinesi-
schen Partei erhielten eine Information über 
die Beziehungen zwischen Chruschtschow und 
Peng, so daß der Eindruck aufkommen mußte, 
die Initiative zum Parteistreich sei von Mos-
kau ausgegangen oder zumindest mit ihm ab-
gesprochen worden.
Die chinesischen Volkskommunen wurden 
1958 mit dem Anspruch geschaffen, eine ver-
kürzte und sogar die klassische Form des 
Übergangs zum Kommunismus gefunden zu 
haben, im Verhältnis zu der die sowjetischen 
Kolchosen und Sowchosen rückständig wären. 
Chruschtschow parierte mit dem Satz, daß ge-
rade die Volkskommunen altmodisch und rück-
schrittlich seien; derartige Experimente habe 
man in der Sowjetunion schon lange hinter 
sich und als fruchtlos aufgegeben. China re-
formierte zwar die Volkskommunen, behielt 
sie aber als Grundzellen der künftigen kom-
munistischen Gesellschaft bei.
Soweit die Vorgeschichte des Konflikts zwi-
schen Moskau und Peking. Aus dem chinesi-
schen Gesichtswinkel sieht sie wie folgt aus: 
Die Sowjetunion hat das chinesische National-
bewußtsein und das Selbstbewußtsein der chi-
nesischen Kommunisten verletzt, der KPCh 
durch die Aufdrängung ihrer politisch-ideolo-
gischen Schablonen schweren Schaden zuge-
fügt, Tschiang Kai-schek gegenüber Mao be-
vorzugt, diesem bei seinem Aufstieg zum Par-
teiführer Schwierigkeiten bereitet, eigensüch-
tige wirtschaftliche Interessen in China ver-
folgt, die Industrialisierung des Landes durch 
weitgehende Demontage der mandschurischen 
Industrieanlagen verzögert, den Korea-Krieg 
zu Waffengeschäften ausgenutzt, eine fehler-
hafte Politik gegenüber Osteuropa betrieben, 
Stalin unsachlich kritisiert, pazifistische und 
reformistische Illusionen verkündet, den re-
volutionären Kräften der Entwicklungsländer 
ihre Unterstützung verweigert, einen Kom-
plott mit den Vereinigten Staaten gegen China 
geschlossen, diesem ihre Atomwaffe vorent-
halten, die chinesischen Revisionisten zur Re-
volte gegen die maoistische Parteilinie ver-
leitet und die Volkskommunen geschmäht.
Aus der sowjetischen Perspektive ergibt sich 
ein ganz anderes Bild. Die Maoisten haben 

viele Ratschläge der sowjetischen Bruderpartei 
mißachtet, durch ihre Bevorzugung der Bauern 
dem kleinbürgerlichen Element alle Türen ge-
öffnet, die große sowjetische Hilfe beim Auf-
bau der chinesischen Volksrepublik mit Un-
dank belohnt, mit der These von der nationa-
len Form des Kommunismus eine Absonde-
rung betrieben, die Notwendigkeit der Koexi-
stenz bestritten, durch militante Aktionen die 
Sicherheit der Sowjetunion gefährdet, die 
Atombombe gefordert, unbegründete Kritik 
am XX. Parteitag der KPdSU geübt, ihre 
Hände nach Osteuropa ausgestreckt und be-
währte sowjetische Institutionen geschmäht. 
Fast alle Elemente des Konflikts zwischen 
Moskau und Peking waren schon in seiner 
Vorgeschichte enthalten. Was später an aktu-
ellen Anlässen hinzukam — Außere Mongo-
lei, Comecon, chinesisch-indischer Grenzkrieg, 
Kuba-Krise, Atomteststoppabkommen, Viet-
namkrieg — wirkte sich eigentlich nur noch 
zuspitzend aus. Lediglich vier Punkte berühr-
ten grundsätzliche neue Fragen: der Füh-
rungsanspruch im internationalen Kommunis-
mus, das Problem des Weiterführens der Welt-
revolution, das Rassenproblem und die chi-
nesisch-sowjetische Grenze.
Bis Ende 1959 hatten sich die chinesischen 
Kommunisten immer nur um ein Duumvirat, 
um ein Mitspracherecht bei allen wichtigen 
Fragen, um eine gemeinsame Führung des in-
ternationalen Kommunismus durch Moskau 
und Peking bemüht, wobei der KPdSU sogar 
die führende Rolle eingeräumt wurde. Erst 
seit 1960 stellen sie den sowjetischen Füh-
rungsanspruch in Frage und dem eigenen ge-
genüber. Malenkow erschien bereit, auf ein 
Duumvirat einzugehen, Chruschtschow nicht. 
In den Augen Mao Tse-tungs war die Sowjet-
union Chruschtschows eine saturierte, an der 
Weltrevolution nicht mehr interessierte Macht, 
die durch ihre Parolen von der Koexistenz, 
vom friedlichen Weg zum Sozialismus und 
von der Abrüstung den revolutionären Pro-
zeß bereits hemmte. Für ihn stellen die kom-
munistischen Staaten nur Stützpunkte der 
Weltrevolution dar, weshalb sie im Bedarfsfall 
auch ihre Existenz aufs Spiel setzen müssen. 
Die Methode der Verhandlungen mit den 
westlichen Ländern sei durch die Methode des 
revolutionären Kriegs zu ergänzen, durch re-
volutionäre Befreiungskriege in möglichst 
vielen Ländern, um die kommunistische Macht 
im Laufe der Zeit über die ganze Welt auszu-
dehnen. Ein dritter Weltkrieg soll nach Mög-
lichkeit vermieden werden, doch dürfe man 
sich vor ihm auch nicht fürchten, weil die 



Angst lähmend wirke. Es komme nicht auf 
Abrüstung, sondern if die Bewaffnung der 
kolonialen und abhängigen Völker an.
Der Maoismus ist ein Kommunismus der far-
bigen Welt, die sich gegen die weiße empört 
und ihre Vorherrschaft abschütteln will. Inso-
fern verschmilzt er mit der antikolonialen Re-
volution. Er trägt das antikoloniale Ressenti-
ment in die kommunistische Bewegung hinein, 
ohne auf weiße Bundesgenossen gegen Mos-
kau zu verzichten. Die entscheidende These 
des 25-Punkte-Briefes der KPCh an die KPdSU 
vom Juni 1963 besagt, daß sich die Sturm-
zentren der Weltrevolution heute nicht mehr 
in den Industriestaaten, sondern in den Ent-
wicklungskontinenten Asien, Afrika und La-
teinamerika befinden, weshalb das Schwerge-
wicht der kommunistischen Aktivität in diese 
Räume verlegt werden müsse. Das Kriterium 
für einen Kommunisten ist unter diesem Ge-
sichtspunkt nicht mehr — wie unter Stalin — 
die Unterstützung der Sowjetunion, sondern 
die Förderung revolutionärer Befreiungskriege 
und die Beteiligung an ihnen.
Das Problem der „ungleichen Verträge", die 
dem kaiserlichen China durch das zaristische 
Rußland aufgezwungen oder abgelistet wor-
den waren, entspricht der traditionellen Rivali-
tät benachbarter Nationalstaaten. Es zeigt, daß 
auch kommunistische Regierungen unterein-
ander zur friedlichen Beilegung von Grenz-
streitigkeiten kaum fähiger als andere sind, 
obwohl sie sich einer internationalistischen 
Terminologie bedienen.
Der Konflikt Moskau—Peking spiegelt das 
Auftauchen von zwei Milliarden farbiger Men-
schen auf der politischen Bühne, den Aufstieg 
einer dritten Weltmacht zwischen den USA 
und der UdSSR, den Gegensatz zwischen In-
dustrie- und Entwicklungsländern sowie die 
Rivalität zweier Großmächte, deren führende 
Persönlichkeiten zumindest territorial noch 
immer in nationalstaatlichen Kategorien den-
ken. Gleichzeitig mit dem Ende Europas als des 
politischen Mittelpunktes der Erde verschiebt 
sich das weltrevolutionäre Hauptzentrum von 
Moskau nach Peking, doch auch das univer-
sale Denken Mao Tse-tungs ist nationalistisch 
geprägt.
Darüber hinaus spielen die unterschiedlichen 
Erfahrungen der kommunistischen Parteien 
Chinas und der Sowjetunion eine Rolle. Wäh-
rend die russischen Kommunisten in einer 
einzigen Nacht die Macht (in Petersburg) er-
obern konnten, mußten ihre chinesischen Ge-
nossen von 1927 bis 1949 einen Bürgerkrieg 
führen, wobei mehr die Armee als die Partei 

im Vordergrund stand. Dieses 22jährige Be-
rufssoldatentum der chinesischen Kader prägte 
ihnen einen anderen Denkstil als den sowjeti-
schen auf. Die Losung „Das Gewehr gebiert 
die Macht" ist das Resultat einer spezifischen 
Erfahrung, die von den chinesischen Kommu-
nisten verallgemeinert wird.

Aber auch die eigentümliche Dialektik Mao 
Tse-tungs wirkt brisant. Er hat schon 1937 phi-
losophisch begründet, daß der Kampf von Wi-
dersprüchen das natürlichste und allgemein-
gültigste Gesetz jeder Entwicklung ist, wobei 
die innere Seite des Widerspruchs im Unter-
schied zur äußeren die wichtigste sei. Also 
darf dem Fraktionskampf innerhalb der kom-
munistischen Bewegung nicht ausgewichen 
werden, es muß zu dessen Austragung kom-
men, um eine Stagnation des Kommunismus 
zu verhindern. Ferner verkörpert der (sowje-
tische) Revisionismus im Verhältnis zum (ame-
rikanischen) Imperialismus die größere Ge-
fahr, weil er die innere Seite des Widerspruchs 
zwischen den Kräften der Revolution und der 
Reaktion zum Ausdruck bringt, indem er sich 
mit dem Imperialismus verbündet und die re-
volutionäre Bewegung zersetzt.

Die philosophischen Prämissen von 1937 be-
durften also nur noch der Ergänzung durch 
eine bestimmte politische Situation, um den 
internationalen Kommunismus zu sprengen 
und seine Spaltung ideologisch zu rechtferti-
gen. Für Peking ist der sowjetische Revisio-
nismus eine Neuauflage der Theorien Bern-
steins, gegen die schon Lenin angekämpft hat: 
„Dieselbe Spaltung zwischen Revolutionären 
und Opportunisten in der internationalen Ar-
beiterbewegung, auf die Lenin hinwies, fin-
det sich heute nicht nur in der Arbeiterbewe-
gung in den kapitalistischen Ländern, sondern 
auch in den sozialistischen Ländern, wo das 
Proletariat die Staatsgewalt ausübt. . ." 4 )

4) Ebenda, S. 140 (4. Kommentar).

Das war ein Aufruf zur Gründung neuer kom-
munistischer Parteien in allen Ländern der 
Welt, sogar in den kommunistischen Staaten 
und folglich auch in der Sowjetunion. Peking 
versuchte, Lenin gegen Chruschtschow auszu-
spielen, bemächtigte sich des Erbes der russi-
schen Oktoberrevolution und bezeichnete die 
Sowjetunion als pseudokommunistisch. In ihr 
habe sich eine privilegierte Schicht gebildet, 
der es gelungen sei, die Partei, den Staat und 
die Gesellschaft unter ihre Kontrolle zu brin-
gen. „Diese privilegierte Schicht hat ihre Auf-
gabe, dem Volke zu dienen, in ein Privileg, 
über das Volk zu herrschen, umgewandelt und 



mißbraucht ihr Recht, über die Produktions-
und Existenzmittel zu verfügen, in ihrem ei-
gensüchtigen Interesse, dem Inte

5
resse eines 

winzigen Häufleins." ) So kam Peking zu 
ähnlichen Folgerungen wie Milovan Djilas 
in seinem Buch „Die neue Klasse".
Man hat oft darüber gestritten, ob der Kon-
flikt zwischen Moskau und Peking ein macht-
politischer oder ein ideologischer sei. Er ist 
beides, wobei die Gewichte unterschiedlich ver-
teilt sind. Aurel von Jüchen hat den Begriff 
„Ideokratie" als Kennzeichnung einer Einheit 
von Ideologie und Macht geprägt6). Aber in 
der Sowjetunion Chruschtschows herrschte 
eine pragmatische Tendenz vor, während für 
das China Mao Tse-tungs noch die Ideologie 
der bestimmende Faktor ist.

5) über den Pseudokommunismus Chruschtschows 
und die historische Lehre für die Welt, Peking 
1964, S. 33.
6) Aurel von Jüchen, Mit dem Kommunismus le-
ben?, Witten 1963, S. 50/51.
7) Shansi Jih Pao vom 1. 2. 1960.

8) Josef Hindels, Lebt Stalin in Peking?, 
1964, S. 185.
9) Georg Lukacs, Zur Debatte zwischen China und 
der Sowjetunion, Forum (Wien), Dezember 1963.
10) Mao Tse-tung, Theorie des 
Reinbek 1966, S. 88.

Bis 1959 hatten die Lehren Maos auch in 
Peking nur als ein Beitrag zum Marxismus-
Leninismus gegolten. Das sollte sich bald än-
dern. Schon im Februar 1960 schrieb der Leit-
artikler einer chinesischen Zeitung, daß künftig 
„in erster Linie das Denken Mao Tse-tungs" 7) 
zu studieren sei — darüber hinaus könne man 
sich auch mit den anderen Klassikern des Mar-
xismus-Leninismus befassen, brauche es aber 
nicht unbedingt zu tun. Im März 1960 hieß es in 
einer Sendung von Radio Urumchi bereits, die 
Ideologie Mao Tse-tungs sei der Kern des 
Marxismus-Leninismus. Der Maoismus wurde 
zu einer eigenständigen Ideologie, die sich im 
Widerspruch zum Chruschtschowismus formte 
und den Anspruch erhebt, die modernste Ver-
sion des Marxismus-Leninismus zu sein. Ihre 
Grundsatzerklärung waren die 25 Thesen vom 
Juni 1963.

In ihnen stand auch zu lesen, daß die Bezie-
hungen zwischen den kommunistischen Staa-
ten ungeachtet ihrer Größe auf völliger Gleich-
berechtigung beruhen müssen. Diese Formel 
kehrt in fast allen Verlautbarungen Pekings 
wieder. Sie klingt schon so monoton, daß wir 
kaum noch darauf achten. Mit ihr fördert Mao 
Tse-tung das Streben der osteuropäischen Län-
der nach Unabhängigkeit von Moskau. Umge-
kehrt hat die osteuropäische Revolution ent-
scheidend zum Ausbruch des Konflikts zwi-
schen den beiden kommunistischen Großmäch-
ten beigetragen, dessen Auslöser, die Stalin-
frage, zum Aufhänger aller Grundsatzpro-
bleme wurde.

Ein österreichischer Sozialist schrieb zu Recht: 
„Die chinesischen Kommunisten leisten unfrei-
willige Hilfe bei der Üb

8
erwindung des Stali-

nismus. .. ." ) Auch nach Georg Lukacs bietet 
der Konflikt „die glänzendste Möglichkeit (und 
die zwingendste Notwendigkeit) zu einer ra-
dikalen Abrechnung auf diesem Gebiet" 9). 
Die Auseinandersetzung zwischen Peking und 
Moskau ist zu einer Nebenform der osteuro-
päischen Revolution und Gegenrevolution ge-
worden. Indem China das Prestige, die Macht 
und den Einfluß der Sowjetunion nach Kräften 
untergräbt, erleichtert es die Aktivität der na-
tionalen und demokratischen Kommunisten. 
Indem Moskau die sozialen und politischen 
Verhältnisse Chinas einer ätzenden Kritik 
unterzieht, übt es ungewollt eine Selbstkritik, 
die weit über die offizielle Entstalinisierung 
hinausgeht. Als Peking im April 1960 mit 
dem Grundsatzartikel „Lang lebe der Leninis-
mus!" nach dem Erbe der Oktoberrevolution 
griff und als Chruschtschow im Juni des glei-
chen Jahres sein erstes Rundschreiben gegen 
Mao in Bukarest verteilte, schien nur ein 
„Familienstreit" auszubrechen. Erst als die 
Sowjetunion im Juli 1960 ihre Techniker aus 
China abzog, wurde aller Welt klar, daß etwas 
Ernsthaftes vorging. Aber bis heute wird meist 
übersehen, wie eng der Konflikt Moskau—Pe-
king mit der osteuropäischen Revolution und 
Gegenrevolution verbunden ist.

Der Maoismus (China)

In der Auseinandersetzung zwischen Maois-
mus und Chruschtschowismus ging es um das 
Prinzip des Agrar- oder des Industriekommu-
nismus. Mao Tse-tung trat das Erbe der gro-
ßen Bauernrebellionen an, die China seit Jahr-
tausenden erschüttert haben. Mit größter Sorg-
falt hat er ihre Geschichte und besonders ihre 
Feldzüge studiert. Die konventionellen Mili-
tärtheoretiker unterschieden bis dahin nur 
zwischen Bewegungs- und Stellungskrieg. Mao 
fügte den Begriff des Guerillakrieges als dritte 
Form hinzu 10 ). Damit zog er das theoretische 
Fazit der zahlreichen chinesischen Bauernauf-
stände, die sich spontan der Guerillataktik 
bedienten. Ihr Höhepunkt war die Taipingre-
volte (1850—1865), der die Eroberung Nan-
kings gelang. Maos Volkskommunen ähneln 
in verblüffender Weise den landwirtschaftli-



chen Gemeinschaften, die im Bodenreformge-
setz der Taiping vorgesehen waren.

Der chinesische Kommunismus hat ältere Wur-
zeln als jeder andere. Er kann sich auf die kon-
fuzianische Idee der Großen Gemeinsamkeit 
berufen, deren Einfluß vorübergehend auch in 
der Kuomintang wirksam war, wo sie beson-
ders Sun Yat-sen tief bewegte.
Maos Dialektik ist nicht die von Hegel oder 
Marx. Sie stammt aus der altchinesischen Phi-
losophie des Universismus, die den unaufhör-
lichen Kampf zwischen männlichem und weib-
lichem Prinzip, zwischen den Urkräften des 
Yang und d

11
en Yin als Ursprung aller Schöp-

fungen und selbst der Elemente gelehrt hat ).  
Sogar die rote Fahne scheint aus China zu 
kommen. Sie war vor rund 2000 Jahren das 
Symbol der Tschou-Dynastie (1050—249 v. 
Chr.). Überdies galt das Rot im Reich der Mitte 
als ein Zeichen des Glücks. Daher klingt auch 
der Begriff „Rote Armee" in China anders als 
etwa in Rußland.
Aus diesen Gründen hat Frank Thiess völlig 
recht, „daß der chinesische Kommunismus bes-
ser aus der geschichtlichen Vergangenheit 
Chinas zu verstehen ist als aus einer Imitation 
des Marxismus in leninistischer Deutung" 12). 
Seine originären Quellen sind nur noch nicht 
genügend erforscht.

11) Die 
1967, S. 100.
12) Frank Thieß, 
1966, S. 141.

13) Oswald Spengler, Jahre der Entscheidung, 
München 1961, S. 191.
14) Dolf Sternberger, Sehnsucht nach einem besse-
ren Leben, in: Die Welt vom 6. 7. 1963.
15) Spengler, Jahre der Entscheidung, S. 194.
16) Isaac Deutscher, Der unbewaffnete Prophet, 
S. 311.

Der Maoismus stellt in der Person seines 
Schöpfers den gebildeten Kommunismus dar, 
wenn auch die Rabiatheit der Bauernaufstände 
immer wieder zum Vorschein kommt. Es er-
scheint uns bezeichnend, daß Mao Dichter und 
Theoretiker des revolutionären Krieges in 
einer Person ist. Als Persönlichkeit war er 
Chruschtschow in jeder Hinsicht überlegen. 
Sein Gefühl der Überlegenheit ging soweit, 
daß er seinen Gegenspieler in Moskau zum 
negativen Klassiker machte. Sämtliche Reden 
des sowjetischen Parteichefs wurden in China 
zu einer Gesamtausgabe zusammengefaßt, um 
die Widersprüche zwischen dem Schüler Sta-
lins und dem „Entstalinisierer" für alle Zeiten 
dokumentarisch festzuhalten. Insgesamt sind 
sechs Bände der „Erklärungen Chruschtschows" 
in Peking erschienen, obwohl man von einer 
ernsten Papierknappheit sprach. Mao Tse-tung 
ließ sich seine Ironie etwas kosten.
Es wäre falsch, das Wesen des Maoismus in 
einer gelben Gefahr — dieser Begriff scheint 

vom Boxeraufstand 1900/01 herzurühren— 
oder in einer spezifisch asiatischen Form des 
Kommunismus zu sehen. Es besteht vielmehr 
in einer Verknüpfung der farbigen mit der 
kommunistischen Weltrevolution. Oswald 
Spengler hat zw

13

ar die Bedeutung beider Re-
volutionen und sogar ihren Zusammenhang 
erkannt, sie jedoch aufgrund von Vorurteilen 
mißdeutet. Es geht nicht um den „Rassen-
kampf" ),  sondern um die Gleichberechti-
gung der Rassen, wie es einmal um die Gleich-
berechtigung der Frauen mit den Männern 
und der Arbeiter mit den Bürgern ging. Inso-
fern ist der Maoismus eine Fortsetzung der 
Emanzipation, aus der die Arbeiter-, die 
Frauen- und die Jugendbewegung hervorge-
wachsen sind. Diese mit der Französischen Re-
volution begonnene Emanzipation 14)  wird 
erst vollendet sein, wenn auch die Rassen-
schranken fallen. Hierin sieht sich der Maois-
mus im Einklang mit der ,Strömung des ge-
schichtlichen Fortschritts', und das ist die 
Hauptquelle seiner Vitalität. Der Vorstellung 
eines Rassenkampfes widersprach übrigens 
schon die offensichtliche Tatsache, daß sich in 
der farbigen Weltrevolution mehrere Rassen 
— die gelbe, braune und schwarze — ver-
bünden, obwohl es auch zwischen ihnen teils 
offene, teils latente Spannungen gibt.

Spengler beurteilte das Problem der farbigen 
Weltrevolution ferner deshalb nicht zutreffend, 
weil er annahm, daß Rußland nach der Okto-
berrevolution seine ,weiße Maske' abgewor-
fen hat und durch den Bolschewismus „wieder 
eine asiatische, .mongolische' Großmacht ge-
worden ist" 15 ). Das Gegenteil war der Fall. 
Lenin leitete die endgültige Europäisierung 
Rußlands ein, die auch Stalin nicht mehr rück-
gängig machen wollte. Diese Europäisierung 
hat schon die Kommunistische Internationale 
beeinflußt, ihre Konzeption als Weltpartei ver-
zerrt und ihre ,farbigen Sektionen' zu Anhäng-
seln des europäischen Kommunismus degra-
diert. Die diskriminierende Behandlung der 
chinesischen Kommunisten durch Moskau, von 
der sich nicht einmal Trotzki vollständig frei 
machen konnte 16 ), obwohl er von allen So-
wjetführern am kosmopolitischsten dachte, 
war kein Zufall. Denn die führenden Männer 
der KPdSU sahen die Kommunistischen Par-
teien Asiens, Afrikas und Lateinamerikas nur 



als Hilfskräfte an; sie sollten das Hinterland 
der Kolonialmächte unsicher machen, diese 
von ihren Rohstoffbasen abschneiden und den 
Imperialismus’ derart schwächen, daß der 

Machtergreifung des Industrieproletariats in 
ganz Europa kein längerer Widerstand ent-
gegengesetzt werden konnte. Das war eine 
Konzeption, die ein Parteiführer vom anderen 
übernahm. Auch Chruschtschow verfolgte sie 
weiter. Wenn sein Schwiegersohn Adschubey 
im Jahre 1964 zu Bundeskanzler Erhard sagte, 
daß Rußland die europäischen Grenzen schon 
400 Jahre gegen die Mongolen verteidigte und 
darin eine historische Aufgabe sehe, so ent-
sprach er zweifellos einem Auftrag, in dem 
sich die Furcht vor den ungeheuren Menschen-
massen Chinas mit einem weißen Dünkel 
mischte. Peking zielt sehr genau, wenn es den 
sowjetischen Großmachtchauvinismus angreift, 
aber es hat auch seine eigene Art dieses Chau-
vinismus entwickelt, die sich in einer Umkeh-
rung der Rassendiskriminierung äußert. Aller-
dings sind sowjetische Delegationen von 
afro-asiatischen Konferenzen gewiß nicht al-
lein deshalb ausgeschlossen worden, weil sie 
aus .Weißen' bestehen. Moskau ist für Mao 
nach Belgrad zum Hauptherd des modernen 
Revisionismus geworden.
Von Lenin bis Chruschtschow war die kom-
munistische Weltrevolution eine weiße, die 
sich der ,farbigen' Menschenreserven ebenso 
zu bedienen versuchte wie die Kolonialmächte 
der Rohstoffreserven ihrer Kolonien. Solange 
ihr Zentrum in Moskau lag, konnte sich hieran 
kaum etwas ändern. Innerhalb des internatio-
nalen Kommunismus geht etwas Ähnliches vor 
wie in der UNO, wo sich die ,weißen' Delega-
tionen durch die wachsende Majorität der 
.farbigen' überstimmt fühlen. Während aber in 
der UNO bereits ein Asiate Generalsekretär 
ist, wollte die Sowjetunion ihren Führungsan-
spruch mit. China nicht einmal teilen. Dieser 
Anspruch wird mit dem Ende des Kolonial-
systems untergehen.
Schon der Nationalkommunismus ging aus 
dem Kampf gegen die sowjetische Hegemonie 
hervor. Der Maoismus war an seiner theore-
tischen und praktischen Herausbildung betei-
ligt. Indem die farbige Weltrevolution alle 
kolonialen und neokolonialistischen Systeme 
hinwegfegt, erschüttert sie auch die Grund-
pfeiler der sowjetischen Hegemonie. Sie ist 
ein Bundesgenosse der osteuropäischen Re-
volution. Wenn der Maoismus 1956 die Ge-
genrevolution in Ungarn gefördert hat, so 
weist das auf seinen inneren Zwiespalt hin. 
Als eine Ideologie der farbigen Weltrevolu-

tion durchaus konform mit der zeitgeschicht-
lichen Grundtendenz, kann er als militante 
Konzeption des bedingungslosen Vollendens 
der kommunistischen Weltrevolution auch in 
entgegengesetzter Richtung wirken. Es besteht 
eine gewisse Spannung zwischen seiner .farbi-
gen' und seiner kommunistischen Tendenz. 
Aber da er seit dem offenen Ausbruch des 
Konflikts Moskau—Peking alle Reserven mo-
bilisiert und nebenbei auch zur Avantgarde 
der osteuropäischen Revolution werden will 
— mit dem Ziel, in Moskau eine prochinesi-
sche Umwälzung herbeizuführen und seinen 
Konkurrenten auf den Führungsanspruch aus-
zuschalten — ist er wohl oder übel gezwun-
gen, vorerst mehr oder weniger alle Unabhän-
gigkeitsbestrebungen in Osteuropa zu fördern.

Spezifisch asiatisch ist am Maoismus die unbe-
grenzte Zeitdimension, das Denken in Jahr-
zehnten und Jahrhunderten, während es 
Chruschtschow unter dem Einfluß des europäi-
schen Rationalismus niemals schnell genug ge-
hen konnte. Zwar schien auch Mao Tse-tung 
vorübergehend — anläßlich der Volkskom-
munen — dieser spezifisch europäischen Hast 
zu erliegen, er fing sich jedoch erstaunlich 
schnell.

Was den Maoismus vom europäischen Kom-
munismus prinzipiell unterscheidet, ist sein 
rustikaler Impuls. Den in der Industrieland-
schaft ausgewachsenen europäischen Kommu-
nisten erscheint die Umgestaltung der Gesell-
schaft vom Dorf her unmöglich. Das gilt auch 
für die KPdSU. Trotz der äußeren Ähnlichkeit 
zwischen Maos Volkskommunen und 
Chruschtschows Agro-Städten liegen ihnen 
entgegengesetzte Konzeptionen zugrunde. Die 
Volkskommunen entsprechen der Vision einer 
Bauernrepublik, die sich auf die Städte aus-
dehnt, die Agro-Städte entsprechen einem In-
dustrie-System, das die Landwirtschaft nach 
seinem Bilde gestaltet und die Dörfer auflöst.

Der Agrarkommunist ist ein anderer Typus 
als der Industriekommunist. Diese beiden Ty-
pen gehen bei allen Fragen von entgegenge-
setzten Standpunkten aus. Der Marxsche My-
thos vom Industrieproletariat und Lenins Ideal 
einer Gesellschaft, die zu einer einzigen Fabrik 
werden sollte, hatten zur Folge, daß die So-
wjetunion den USA als dem modernsten In-
dustriestaat nachzueifern begann. Maos My-
thos von der Bauernschaft als revolutionärer 
Hauptkraft in den zurückgebliebenen, kolonia-
len und abhängigen Ländern führte zum Ver-
such einer ,neuen Demokratie', die eher dem 
Vorbild des untergegangenen Taiping-Reiches 



als einem Industriestaat westlicher Prägung 
gleichen sollte. In den Bauernrevolten waren 
immer zwei Ideale nebeneinander hergelaufen: 
die Zerstörung des Staates und die allgemeine 
Gütergemeinschaft. Der seiner Sippe verbun-
dene Bauer hat den Staat meist als einen über-
flüssigen und steueraussaugenden Parasiten 
empfunden; was aber das Ideal der Güterge-
meinschaft betrifft, so ist es ohne Zweifel aus 
der gemeinsamen Bewirtschaftung des Bodens 
abgeleitet, von der sich einige Reste aus der 
Antike und dem Mittelalter bis in die Neuzeit 
erhielten. Nicht der Industriearbeiter, sondern 
der Bauernrebell hat die kommunistischen Ur-
ideale einer staats- und eigentumslosen Gesell-
schaft geprägt. Der Maoismus ist zum Gralshü-
ter dieses Erbes geworden, womit er nicht nur 
die bäuerlichen Elemente der farbigen Welt-
revolution, sondern auch die idealgesinnten 
Elemente der internationalen kommunisti-
schen Bewegung anspricht, zumal sich die letz-
teren des agrargesellschaftlichen Ursprungs 
der urkommunistischen Ziele meist nicht be-
wußt sind. Der Maoismus wirkt auch auf viele 
Industriekommunisten ein, besonders auf 
jene, die besorgt erkennen, daß die Sowjet-
union in vieler Hinsicht die USA imitiert, 
ohne eine kommunistische Zivilisation zu be-
gründen. Es könnte allerdings sein, daß eine 
solche Zivilisation nur in den Rahmen einer 
Bauernrepublik und keineswegs in den eines 
Industriestaates paßt, weil sie mehr dem Ty-
pus der Agrar- als der Industriegesellschaft 
zugeordnet ist. Doch darüber, ob sich Kommu-
nismus und Industriesystem vertragen, hat an-
scheinend noch nicht einmal Mao Tse-tung, 
geschweige denn Chruschtschow nachgedacht.

Man muß jedoch auf solche Unterschiede ach-
ten, daß Mao eine „neue Lebensweise" an-
strebt, während Chruschtschow einen „neuen 
Menschen" wollte. Sicher formt die Indu-
striegesellschaft einen neuen Menschen, der al-
lerdings eher ein technischer als ein kommu-
nistischer ist: Er geht nicht aus der Ideologie 
hervor, sondern aus den neuen Bedingungen 
der menschlichen Existenz, deren Keim die 
erste Maschine war. Demgegenüber ist der 
Kommunismus in den bäuerlichen Dorfgemein-
den keine Idee, sondern zweifelsohne eine 
Lebensweise gewesen, jedoch auf bestimmte 
Tätigkeiten wie etwa die gemeinsame Boden-
bestellung begrenzt. Für einen Totalkommu-
nismus, der sich auf alle Seiten des mensch-
lichen Lebens erstreckt, findet man in der Ge-
schichte kein einziges Beispiel. Aber gerade 
dieses von Mao Tse-tung gesteckte Ziel ist ein 
mächtiger Anreiz für die kommunistische Phan-

tasie, und zwar um so mehr, als die Entwick-
lung der UdSSR auch viele Kommunisten maß-
los enttäuscht hat. Vielleicht, so denken viele 
von ihnen, wird in Peking ein grundlegend 
neuer Anfang gemacht, der die sowjetischen 
Fehler vermeidet.
Es war für Mao ein großer Vorteil, daß 
Chruschtschow gegenüber Albanien fast alles 
wiederholte, was Stalin gegenüber Jugosla-
wien angeordnet hatte. Erst dadurch erregte 
der Maoismus die Aufmerksamkeit der kom-
munistischen Parteien. Auf der Moskauer 
Weltkonferenz von 1960, nur von der albani-
schen Delegation konsequent unterstützt, war 
Peking nach dem XXII. Parteitag der KPdSU in 
den Blickpunkt der Öffentlichkeit gerückt.

Zunächst gelang es ihm, die Mehrheit der asia-
tischen Parteien für sich zu gewinnen. Ende 
1961 erhielt Tirana auch von zwei weiteren 
kommunistischen Staaten — Nordvietnam und 
Nordkorea — solidarische Grußtelegramme. 
Allerdings gingen diese beiden Länder in den 
folgenden Jahren schrittweise zu einem neutra-
len Kurs über.
Ähnlich war es mit Kuba, das sich 1962 Al-
banien näherte, 1963 wieder mehr zu Moskau 
neigte und 1964 neutralistisch wurde. Dauer-
haftere Einflüsse konnte Peking in anderen 
Ländern Lateinamerikas erreichen. Der brasi-
lianische Kommunismus spaltete sich noch-
mals — im Februa
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r 1962 bildete sich die pro-
chinesische Kommunistische Partei Brasiliens, 
der acht Mitglieder des früheren Zentralkomi-
tees angehören und die binnen eines einzigen 
Jahres „von einigen hundert Mitgliedern aut 
mehrere tausend angewachsen" 17) sein will. 
In Peru eroberten die Maoisten die Mehrheit 
im Zentralkomitee; kurzerhand schlossen sie 
die Minderheit aus ). In Chile entstand die 
„Revolutionäre kommunistische Bewegung" 
als Gegenstück zur offiziellen KP; in Kolum-
bien ein maoistischer Jugendverband.
Die Kommunistische Partei Neuseelands 
schwenkte als Ganzes auf die Linie Pekings 
ein, aber auch in Australien formierte sich ein 
Mao-Flügel.
In Israel ging die antistalinistische „Mazpen"-
Fraktion zu Peking über. Die oppositionelle 
Haltung der chinesischen Vertretung auf der 
Sitzung des Weltfriedensrates am 16. Dezem-
ber 1961 in Stockholm wurde von zwei afrika-
nischen Delegationen unterstützt. Auch in den 
KPs des Jemen und des Irak machten sich 
Sympathien für Mao bemerkbar. 
---------------- es
17) 



Sogar die KPdUSA hat eine prochinesische Ab­
spaltung hinnehmen müssen; für die Gruppe 
„Hammer und Stahl" war Chruschtschow ein 
Renegat, ein Verräter an den Ideen des Kom­
munismus.
In Westeuropa entstanden mehrere maoisti­
sche Splitterparteien, auf die wir noch zurück­
kommen werden.
Pekings größter Erfolg war das Herausbrechen 
Albaniens aus dem unmittelbaren Einflußbe­
reich der Sowjetunion. Doch lag eine gewisse 
Logik darin, daß sich die beiden ärmsten kom­
munistischen Länder verbanden. Allerdings 
konnte Mao nicht übersehen, daß Hodschah 
als ein typischer Stalinist nicht alles billigte, 
was in China geschah. Trotz seines Lippenlobs 
der Volkskommunen hütete er sich, sie auf 
Albanien zu übertragen, sondern er behielt 
die stalinistische Form des Kolchos- und Sow­
chos-Systems bei. Nun hatten schon vier Strö­
mungen des Kommunismus ihr eigenes geo­
graphisch-politisches Zentrum -— der Chru­
schtschowismus in Moskau, der Titoismus in 
Belgrad, der Maoismus in Peking und der Sta­
linismus in Tirana.
Es ist interessant, daß Mao Tse-tung in ande­
ren Ländern — zum Beispiel in Israel und den 
USA — auch mit anstistalinistischen Kommu­
nisten gegen Moskau konspirierte. Der Kon­
flikt Moskau—Peking trieb den Keil, den die 
osteuropäische Revolution angesetzt hatte, 
tief in den Gesamtkommunismus hinein.
Nun ist bekannt, daß in China ein ähnlicher 
Personenkult aufkam, wie er zur Stalinzeit in 
der Sowjetunion blühte. Er wuchs jedoch aus 
anderen Wurzeln. Während die Glorifizie­
rung Stalins begann, als er seine innerpartei­
lichen Gegner überwunden hatte, setzte der 
maoistische Personenkult in dem Augenblick 
ein, als Mao Ende 1958 von seinem Posten als 
Staatspräsident zurückgedrängt wurde. Der 
Stalinsche Personenkult führte die Verherrli­
chung des „Väterchen Zar“ fort, die halbgött­
liche Verehrung Mao Tse-tungs hingegen soll 
die große Gestalt des Konfuzius verdecken. 
Gemeinsam ist allen Formen des Personen­
kults nur, daß sie Auflösungserscheinungen 
der kommunistischen Gesamtideologie reflek­
tieren, die in eine Reihe besonderer Ideolo­
gien zerfällt.
Zu den größten Eiferern gegen Moskau in der 
chinesischen Partei gehörte Liu Schao-tschi. 
Er war zu dieser Zeit eigentlich der Chefideo­
loge des Maoismus. Seine Brandrede vor den 
Schülern der nordvietnamesischen Parteischule 
in Hanoi vom 15. Mai 1963 wurde groß her­

ausgestellt. Eine seiner frühen Schriften aus 
dem Bürgerkrieg über die politischen und mo­
ralischen Pflichten des kommunistischen Partei­
mitgliedes erfuhr eine plötzliche Neuauflage. 
Im zweiten Kommentar zum offenen Brief der 
KPdSU hieß es am 13. September 1963 in Pe­
king: „Schon am Ende der zwanziger Jahre, 
die ganzen dreißiger Jahre hindurch bis An­
fang und Mitte der vierziger Jahre haben die 
chinesischen Marxisten-Leninisten, vertreten 
durch Genossen Mao Tse-tung und Genossen 
Liu Schao-tschi, dem Einfluß mancher Fehler 
Stalins entgegengearbeitet, dann Schritt für 
Schritt die falsche Linie des Links- und Rechts­
opportunismus überwunden und schließlich die 
chinesische Revolution zum Sieg geführt." 19) 
Damit war jener Mann, der in der Kulturre­
volution als Feind Nr. 1 und chinesischer 
Chruschtschow abgestempelt werden sollte, 
als präsumtiver Nachfolger Maos eingeführt. 
Liu Schao-tschi hatte auch als einer der ersten 
die Grundthese des Maoismus begründet, daß 
die kommunistische Weltrevolution den Um­
weg über die farbige einschlagen müsse. Diese 
Idee war vorher nur von Trotzki vertreten 
worden, der einmal davon sprach, daß man 
auch über Kalkutta nach Berlin kommen 
könne, falls der direkte Weg nach Berlin ver­
sperrt sei. Aber Trotzki hatte diese Idee wie­
der fallen lassen. Sie erschien ihm wohl nicht 
ganz geheuer. Die Aktivität der Trotzkisti- 
schen Internationale konzentrierte sich ebenso 
wie die der Komintern auf die Industriestaa­
ten. Erst im maoistischen Programm von 1963 
wurde eine neue Richtung gewiesen: „In einem 
gewissen Sinne hängt die ganze Sache der in­
ternationalen proletarischen Revolution letzt­
lich von den revolutionären Kämpfen der 
Völker in diesen Gebieten" 20) — Asiens, Afri­
kas und Lateinamerikas — ab.
In ihrer Kontroverse mit Togliatti sind die 
chinesischen Theoretiker noch deutlicher ge­
worden: „Ohne Unterstützung aus den revo­
lutionären Kämpfen der unterdrückten Völ­
ker Afrikas, Asiens und Lateinamerikas wird 
es dem Proeletariat und den Volksmassen der 
kapitalistischen Länder Europas und Ameri­
kas unmöglich (!) sein, sich aus dem Elend 
der kapitalistischen Unterdrückung, aus der 
Bedrohung durch einen imperialistischen Krieg 
zu befreien." 21) Also nicht das Industrieprole­
tariat durchschneidet die Fesseln der farbi­
gen Welt, sondern diese wird die Ketten Euro-

19) Weber, Konflikte im Weltkommunismus, S. 134. 
20) Ostprobleme vom 23. 8. 1963, S. 489.
21) Mehr über die Differenzen zwischen Genossen 
Togliatti und uns, Peking 1963, S. 53.



pas und der Vereinigten Staaten zerreißen. 
Der weißen Vorherrschaft folgt eine andere, 
es folgt ein Triumvirat Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas über Europa und Nordame-
rika. Warum sollten die Kommunisten der Ent-
wicklungsländer ihre Köpfe vor dieser berau-
schenden Vision verschließen, die ihnen alle 
Schätze der technischen Zivilisation des We-
stens, Osteuropas und der Sowjetunion ver-
spricht? Die Chancen des Maoismus sind fast 
unermeßlich, sie lassen sich eigentlich nur von 
ihm selbst verderben.

China repräsentiert vermöge seines Terri-
toriums und seiner Bevölkerungszahl zwei 
Drittel der kommunistischen Welt. Da die 
KPCh die stärkste aller Länder ist und es 
Mao gelang, bis 1964 etwa 20 Kommunistische 
Parteien um sich zu scharen, konnte er auch 
mitgliedermäßig die Hälfte des internationa-
len Kommunismus für sich gewinnen. Einer 
solchen Situation hatte sich die UdSSR noch 
niemals gegenübergesehen. Es gab kein Lehr-
buch, in dem Chruschtschow nachlesen konnte, 
was in diesem Falle zu tun sei. Er verlor die 
Kontrolle über seine Worte und Taten, wäh-
rend Mao wie ein Buddha lächelte und im Fe-
bruar 1964 Chruschtschows baldigen Sturz pro-
phezeite, der dann auch fast gleichzeitig mit 
der Zündung einer chinesischen Atombombe 
erfolgte.
Peking unternahm zwei wichtige Schritte, um 
die Völker und die Kommunistischen Parteien 
Osteuropas gegen Moskau aufzubringen. An-
fang 1964 warf es der Sowjetführung vor, das 
Comecon in ein Instrument der Drangsalie-
rung und Ausbeutung zu verwandeln: „Ihr 
tretet die Unabhängigkeit und Souveränität 
der Bruderländer mit Füßen und leistet deren 
Bemühungen, die Wirtschaft auf einer unab-
hängigen Grundlage und in Übereinstimmung 
mit ihren eigenen Bedürfnissen und Möglich-
keiten zu entwickeln, Widerstand. Ihr schüch-
tert jene Bruderländer ein, deren Wirtschaft 
weniger fortgeschritten ist, leistet einer Poli-
tik der Industrialisierung Widerstand und 
versucht sie dazu zu zwingen, Agrarländer zu 
bleiben und Euch als Rohstoffquelle und als 
Absatzmarkt für Eure eigenen Produkte zu 
dienen. Ihr tyrannisiert die Bruderländer, die 
industriell weiterentwickelt sind, und besteht 
darauf, daß sie aufhören, ihre traditionellen 
Waren herzustellen, damit sie zu Zuliefe-
rungsbetrieben für Eure eigene Industrie wer-
den. Darüber hinaus habt Ihr das Gesetz des 
Dschungels der kapitalistischen Welt in die 
Beziehungen zwischen sozialistischen Ländern 
eingeführt. Offen folgt Ihr dem Beispiel des

Gemeinsamen Marktes, der von 
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monopolkapi-
talistischen Gruppen organisiert worden 
ist." )
Im Juli 1964 spielte Mao Tse-tung vor einer 
japanischen Besucher-Delegation auf die ter-
ritoriale Kriegsbeute der Sowjetunion an: „Sie 
haben sich einen Teil Rumäniens angeeignet. 
Sie haben einen Teil Ostdeutschlands abge-
trennt und die örtlichen Einwohner in den 
westlichen Teil verjagt. Sie haben einen Teil 
Polens abgetrennt und an Rußland angeschlos-
sen und haben als Kompensation den Polen 
einen Teil Ostdeutschlands gegeben. .." 23).

Der Konflikt Moskau—Tirana (Albanien)

Mitte 1959 hatten Chruschtschow und Hod-
scha in Tirana noch Bruderküsse ausgetauscht. 
Aber während der Bukarester Konferenz im 
Juni und auf der internationalen Konferenz 
Kommunistischer Parteien im November 1960 
gerieten sie bereits aneinander. Der Kreml 
legte es als empörende Undankbarkeit aus, 
daß Tirana den Standpunkt Pekings unter-
stützte. Hatte man Albanien nicht einen Kul-
turpalast geschenkt und 526 Millionen Rubel 
an langfristigen Krediten gewährt?
Wenn es in Bulgarien gelungen war, den chi-
nesischen Einfluß zu verdrängen, so mußte das 
auch in Albanien möglich sein. Zunächst zo-
gen alle sowjetischen Techniker ab. Chru-
schtschow sorgte dafür, daß auch andere Länder 
diesem Beispiel folgten — die Spezialisten der 
DDR im August 1961, obwohl sie dringend ge-
beten worden waren, wenigstens bis Ende des 
Jahres zu bleiben. Alle albanischen Studenten 
an den sowjetischen Universitäten mußten die 
UdSSR verlassen. Selbst der Touristenverkehr 
wurde unterbunden. Als Moskau seine 12 
U-Boote aus den Adria-Stützpunkten zurück-
beorderte, kaperten die Albaner vier mit dem 
Hinweis, die Sowjetunion hätte sie ihnen sei-
nerzeit geschenkt. Dieser dramatische Zwi-
schenfall machte klar, daß die Albaner härte-
ren Widerstand als die Bulgaren leisten wür-
den. Daher benutzte Chruschtschow die Tri-
büne des XXII. Parteitags der KPdSU, um sie 
vor aller Welt anzugreifen, wobei er zweifel-
los hoffte, fast alle Kommunistischen Parteien 
würden sich hinter ihn stellen. Das war jedoch 
nur zum Teil der Fall.
Für die sowjetischen und anderen Techniker 
sprangen chinesische ein. Peking gab Tirana

22) Brief der KPCh vom 29. 2. 1964 an die KPdSU, 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 3. 6. 1964.
23) Christ und Welt vom 11. 9. 1964. 



eine Anleihe von 126 Millionen Dollar, um den 
Ausfall der sowjetischen Kredite wettzuma-
chen. Obwohl in großen Teilen Chinas eine 
Hungersnot herrschte, leitete Mao Tse-tung 
von Kanada gekauften Weizen nach Albanien 
um, um die Widerstandskraft dieses Landes 
gegen den russischen Druck zu stärken.

Chruschtschow reagierte in einer immer schril-
ler werdenden Sprache. Er ordnete die Sper-
rung des Flugverkehrs zwischen Moskau und 
Tirana an und beschlagnahmte alle in sowje-
tischen Häfen liegenden albanischen Handels-
schiffe. Als Hodscha die Reduzierung des rus-
sischen Botschaftspersonals in Albanien aut 
etwa ein Drittel verlangte, brach er auch die 
diplomatischen Beziehungen ab. Die albani-
schen Kommunisten nannten ihn daraufhin als 
erste einen „Konterrevolutionär". Sie ent-
wurzelten einen von Chruschtschow eigenhän-
dig gepflanzten Baum und entfernten den 
Grundstein des sowjetischen Kulturpalastes. 
Albanien zog alle Reservisten bis zu 35 Jahren 
ein, um sich für den Fall einer militärischen 
Intervention Moskaus zu rüsten. Partei- und 
Staatsfunktionäre, die prosowjetischer Ge-
fühle verdächtigt waren, mußten mit ihrer 
Verhaftung und Absetzung, wenn nicht mit 
Schlimmerem, rechnen. Liri Belischowa, Mit-
glied des Politbüros, zusammen mit dem ZK-
Mitglied Koco Taschko vorsorglich schon im 
Herbst 1960 aus der Partei ausgestoßen, wurde 
erschossen. Sie hatte zwischen 1952 und 1954 
hohe Parteischulen in der Sowjetunion absol-
viert und galt als Anhängerin Chruschtschows.

Der Konflikt Moskau—Belgrad wiederholte 
sich also in kleinerem Maßstab. Hatte schon 
Hegel bemerkt, daß alle historischen Ereignisse 
zweimal passieren, so war von Marx hinzuge-
fügt worden: . . das eine Mal als Tragödie, 
das andere Mal als Farce" 24 ), — so nicht nur 
im Vergleich von Napoleon I. und Louis Bona-
parte, sondern auch diesmal. Für Tirana mit 
dem Rückhalt Pekings war es leichter als für 
Belgrad, das 1948 völlig allein stand, der So-
wjetunion zu trotzen. Es rebellierte weder aus 
eigener Kraft noch setzte es neue Ideen um, 
sondern zerriß nur ein Satellitenverhältnis, 
um ein anderes einzugehen. Farcenhaft war 
auch, daß Hodscha Chruschtschow von rück-
wärts, von den Dogmen des Stalinismus her 
angriff und gleichzeitig den Vorwurf eines 
neuen Personenkultes in der Sowjetunion er-
hob, obwohl sein eigenes Bild sogar in den 
Kuhställen der albanischen Kolchosen hing. 
Während bei den Chinesen höchstens eine

24) 

neostalinistische Tendenz festgestellt werden 
konnte, vertrat die albanische Partei den Ur-
stalinismus.

Aber auch die sowjetischen Führer hatten aus 
dem Konflikt Moskau—Belgrad nichts gelernt. 
Wiederum münzten sie politische Meinungs-
verschiedenheiten in wirtschaftliche und staat-
liche Sanktionen um. Aber
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mals riefen sie die 
Bevölkerung eines kommunistischen Landes 
zum Sturz der Regierung auf. Der geringfü-
gige Umstand, daß die albanische Presse den 
umfangreichen sowjetischen Programmentwurf 
nicht in vollem Wortlaut veröffentlicht hatte, 
reichte für Chruschtschow bereits zur Beschul-
digung aus, daß sie „vorsätzlich eine ver-
zerrte Vorstellung" ) von der KPdSU zu er-
wecken versuche.

Diese agressive Überempfindlichkeit rührte 
zweifellos aus der Verletzung des sowjeti-
schen Hegemoniegefühls her. Die KPdSU er-
wartete nach wie vor von allen anderen Kom-
munistischen Parteien, daß sie sich ihrer Füh-
rung unterordn
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eten. Sie hielt es für selbstver-
ständlich, daß ihre Beschlüsse als allgemein-
verbindlich anerkannt würden. Da die Albaner 
erklärten, daß alle Kommunistischen Parteien 
„unabhängig und gleichberechtigt sind, ihre 
Politik nach den konkreten Bedingungen ihrer 
eigenen Länder auszuarbeiten" ), unterstütz-
ten sie ungeachtet ihrer stalinistischen Hal-
tung die Position Jugoslawiens. Die Herauslö-
sung Albaniens aus dem russischen Satelliten-
verband brachte die osteuropäische Revolu-
tion einen Schritt weiter voran.

In ganz Albanien fanden antisowjetische 
Kundgebungen und Demonstrationen statt. Die 
Belegschaft eines Tiraner Textilwerks wollte 
nach einer von ihr angenommenen Resolu-
tion lieber kämpfend sterben, als unter der rus-
sischen Knechtschaft leben. Armeeeinheiten 
gelobten, die Grenzen bis zum Tode zu ver-
teidigen. Da Albanien zu den Sitzungen des 
Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe nicht 
mehr eingeladen wurde, erklärte es Ende 1962 
seinen Austritt aus dem Comecon. Es be-
schuldigte die Sowjetunion, durch die Unter-
'Zeichnung des Atomteststopp-Vertrags mit 
den USA den Warschauer Militärpakt aufge-
löst zu haben. Gleichzeitig verbreitete man 
den albanischen Standpunkt in ganz Europa. 
Auch über der DDR wurden Flugblätter ab-
geworfen. Sie enthielten einen Appell an die 
Mitglieder der SED, ungeachtet der sowjeti-

25) 
26) 



sehen Besatzungstruppen, „die zunächst noch 
Chruschtschow gehorchen" 27),  dem Regime 
der Befehlsausgabe durch die KPdSU zu trot-
zen. Andere Flugblätter gingen auf Kasernen 
der Volksarmee nieder. Es war deutlich zu er-
kennen, daß Albanien auf einen militärischen 
Staatsstreich der stalinistisch gebliebenen Ka-
der hoffte. In der DDR wurde auch eine 200-
seitige Broschüre unter dem Titel „Es lebe die 
chinesisch-albanische Freundschaft" in deut-
scher Sprache illegal verbreitet.
Statt sich Moskau zu beugen, verlangte Hod-
scha die Vernichtung der Männer im Kreml. Er 
sprach von einem Kampf auf Leben und Tod. 
„Nikita Chruschtschow un
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d die Mitglieder sei-
ner Bande sind echte Kriminelle. . . . Sie sind 
Intriganten und Verräter. . . . Sie sind Ver-
schwörer, die uns offen und schamlos erklär-
ten, daß sie ein Komplott vorbereitet hätten, 
um Stalin zu töten." )
Chruschtschow wurde also der Ermordung 
Stalins beschuldigt. Auch der letzte offizielle 
Kontakt zwischen Moskau und Tirana zerriß. 
Drei Bürger der UdSSR, die als Hüter der ver-
lassenen sowjetischen Botschaft in Albanien 
zurückgeblieben waren, mußten das Land bin-
nen 48 Stunden verlassen. Man hatte ihnen 
die Strom- und Wasserzufuhr gesperrt.
Chruschtschows Kampagne gegen Albanien 
war ein glatter Mißerfolg. Der Konflikt Mos-
kau—Tirana warf vor vielen Kommunistischen 
Parteien die Alternative auf, sich zwischen 
China und der Sowjetunion zu entscheiden. 
Er vertiefte die Krise des Weltkommunismus

Die Chruschtschow-Doktrin und der Konflikt 
mit Bukarest

Rumänien verzögerte die Entstalinisierung. Im 
Dezember 1960 löschte es die autonome unga-
rische Region durch Aufteilung aus. Der Staat 
gri
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ff nach dem Privatvieh der Kolchosbauern. 
Schriftsteller, die einer parteigebundenen Lite-
ratur widersprachen, mußten sich als „Provo-
kateure und Stümper" ) bezeichnen lassen. 
Doch die Lyrik wurde gelobt, weil sie sich end-
lich die Ideen der marxistisch-leninistischen 
Philosophie zu eigen mache. In einem solchen 
Klima hatte die Anfang 1962 erfolgte Entfer-
nung der Stalin-Denkmäler nur geringe Be-
deutung. Die rumänische Parteiführung schien 
noch immer nicht daran zu denken, den 1954 
hingerichteten Nationalkommunisten Patras-
canu zu rehabilitieren.

Erst während der Kuba-Krise schreckte Buka-
rest auf. Wie aus diplomatischen Quellen 
Frankreichs durchgesickert ist, hatte die rumä-
nische Regierung im Oktober 1962 an die Ver-
einigten Staaten eine vertrauliche Note ge-
richtet, in der sie sich für den Fall eines Krie-
ges zwischen den Atommächten als neutral 
erklärte, weil sie von der Sowjetunion bezüg-
lich der Installierung von Raketen auf Kuba 
nicht konsultiert worden sei30). Rumänien 
distanzierte sich also auf dem Höhepunkt der 
Kuba-Krise von seinen Verpflichtungen im 
Warschauer Pakt.

27) Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 23. 1. 1962.
28) Christ und Weit vom 12. 6. 1964.
29) Ostprobleme vom 19. 12. 1962, S. 652. 30) Vorwärts vom 15. 7. 1964.

Ende 1962 konnte man auch die erste offizielle 
Polemik zwischen Bukarest und Moskau ver-
folgen. Es ging um die Legitimation der kom-
munistischen Herrschaft in Rumänien. Ver-
dankten die rumänischen Kommunisten ihre 
Macht allein der Sowjetunion? Der sowjeti-
sche Historiker Uschakow hatten in einem 
1961 erschienen Buch behauptet, Marschall 
Antonescu sei am 23. August 1944 durch die 
sowjetische Kommandantur (von Bukarest) 
verhaftet worden. In Wirklichkeit war die so-
wjetische Armee an diesem Tage noch weit 
von der rumänischen Hauptstadt entfernt und 
besetzte sie erst am 29. August. Antonescu 
wurde durch König Michael festgenommen, 
der ihn unter einem Vorwand in sein Schloß 
bat. Er handelte im Einvernehmen mit der 
Widerstandsbewegung, die sich noch am glei-
chen Tage zum Auf stand gegen die deutsche 
Besatzung erhob. Diesen Aufstand spielten 
nun die rumänischen Kommunisten als eige-
nen Beitrag zur Befreiung ihres Landes gegen 
Uschakow aus. Dessen Buch war aber schon 
1961 veröffentlicht worden. Warum griff man 
es mehr als ein Jahr später auf?
Rumänien fühlte sich offenbar durch Chru-
schtschows Doktrin bedroht, von der es erst im 
Juni und August 1962 erfuhr und deren welt-
politischer Ausläufer die Kuba-Krise war. Sie 
ist im Westen so gut wie übersehen und nur 
bruchstückhaft erörtert worden. Die Chru-
schtschow-Doktrin diente dem Versuch, die po-
litische Einflußsphäre der Sowjetunion durch 
wirtschaftliche Verzahnung ihrer Bestandteile 
in eine einheitliche kommunistische Gesell-
schaft unter dem Hegemoniat der UdSSR um-
zuschmelzen. Als hierzu geeignetstes Instru-
ment war das Comecon ausersehen, weil die 
politischen Zwangsmittel der Stalinzeit durch 
wirtschaftliche ersetzt werden sollten, die un-
verfänglicher erschienen und infolge ihrer In-
direktheit eine geringere Angriffsfläche bo-
ten.



Der Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (Co-
mecon), im Januar 1949 nach dem Ausschei-
den Jugoslawiens aus dem Ostblock gebildet, 
trat 1956 noch immer auf der Stelle. Er hatte 
zwar eine Desintegration der osteuropäischen 
Länder aus dem gesamteuropäischen Wirt-
schaftsmarkt bewirkt, ihre eigene Integration 
aber verfehlt. Nach den revolutionären Er-
schütterungen Osteuropas im Jahre 1956 rich-
tete Chruschtschow sein Augenmerk auf die-
sen Mangel. Schon 1957 sprach er wiederholt 
von der Notwendigkeit einer Kooperation. Ein 
erster Erfolg war ihm 1958 beschieden, als das 
Comecon die Koordinierung der Wirtschafts-
pläne seiner Mitgliedsländer beschloß. Aber in 
der Praxis änderte sich hierdurch nur wenig. 
Lediglich die Hauptkennziffern der Pläne 
konnten abgestimmt werden, und selbst dies 
nur für einzelne Zweige der Industrie. An-
fang 1959 empfahl Chruschtschow noch drin-
gender eine Arbeitsteilung der kommunisti-
schen Staaten. Sie müßten in einheitlicher 
Front vorwärts schreiten und einander brü-
derlich unterstützen. So würde „allmählich die 
wirtschaftliche Entwicklung aller (!) soziali-
stischen Länder ausgeglichen" 31 ).

31) Rede auf dem XXI. Parteitag der KPdSU, Ber-
lin 1959, S. 81.
32) Prawda, Moskau, 17. 6. 1962.

33) Ekonomitscheskaja gaseta, 23. 10. 1961.
34) Probleme des Friedens und des 
9/62, S. 735.

Damals dachte Chruschtschow anscheinend 
auch an die Einbeziehung Chinas, Nordkoreas 
und Nordvietnams. Die internationale Arbeits-
teilung sollte offenbar das gesamte .sozialisti-
sche Weltsystem' mit Ausnahme Jugoslawiens 
umfassen. Auch aus seiner Rede auf dem XXII. 
Parteitag der KPdSU im Oktober 1961 ging 
noch kein anderes Konzept hervor. Chru-
schtschow schien mit einer Anpassung Mao 
Tse-tungs an seine Wünsche zu rechnen. Diese 
Illusion gab er erst Ende des Jahres auf. Im 
Juni 1962 berief er nach Moskau eine Come-
con-Tagung ein. Sie nahm „Prinzipien der in-
ternationalen Arbeitsteilung" an, in denen 
eine allseitige politische, wirtschaftliche und 
kulturelle Zusammenarbeit vorgesehen war, 
wobei es an einer Stelle warnend hieß: „Die 
gegenseitigen Bezieh
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ungen zwischen den Wirt-
schaften der einzelnen Länder, die sich aus der 
Arbeitsteilung ergeben, müssen fest und be-
ständig sein, weil ihre Störung, selbst durch 
nur ein Land, unweigerlich zur Verletzung des 
wirtschaftlichen Rhythmus in den anderen so-
zialistischen Ländern führt." )  Man beschloß 
die ökonomische Spezialisierung und Koope-
ration, den Übergang von bilaterialen zu mul-
tilateralen Handelsverträgen, die Bildung 
eines Comecon-Vollzugsausschusses und — 

die Aufnahme der Mongolischen Volksrepu-
blik. China, Nordkorea und Nordvietnam gal-
ten der Mitgliedschaft nicht mehr als würdig. 
Auch Albanien war zu der Moskauer Konfe-
renz nicht geladen. Die Chruschtschow-Doktrin 
nahm die Teilung des Ostblocks in Kauf und 
ging von ihr sogar aus. Sie stand bereits im 
Schatten des Konflikts Moskau—Peking.
Die Beschlüsse der Juni-Tagung wurden von 
einer Moskauer Zeitschrift als ein „Ausrichten 
der ökonomischen, sozial-politischen und kul-
turellen Entwicklung der sozialistischen Län-
der nach einer gemeinsamen Linie" kommen-
tiert, das „keinerlei nationalen Egoismus" 33 ) 
dulde. Ein solcher .Egoismus’ hatte sich an-
scheinend schon bemerkbar gemacht. Rumä-
nien schien auf der Stelle gewisse Bedenken 
angemeldet zu haben. Chruschtschow, der im 
allgemeinen nur Reden hielt, griff ausnahms-
weise selbst zur Feder, um die .gemeinsame 
Linie’ darzulegen. Er feierte die Moskauer 
Comecon-Tagung als ein großes Ereignis. 
Schon Lenin habe eine Weltgenossenschaft der 
sozialistischen Völker vorgeschwebt. Es sei 
nun an der Zeit, diesen Traum zu erfüllen. 
Hierzu müsse ein einheitlicher Wirtschaftsor-
ganismus geschaffen werden. Das beste Mittel 
sei eine gemeinsame Planung. „Gegenwärti
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g 
gibt es alle Möglichkeiten, um nicht nur ein-
zelne Kennziffern des Umfangs der Produk-
tion abzustimmen, . . . sondern um eine Art 
freie Bilanz zu schaffen, die die Rolle des kol-
lektiven Plans . . . spielt. Volkommen richtig 
wurde auf der Beratung festgestellt, daß wir 
darangehen müssen, einheitliche Pläne für 
die Hauptproduktionszweige auszuarbeiten. 
In diesem Falle wird man die Befriedigung der 
Bedürfnisse nicht nur eines jeden Landes im 
einzelnen, sondern unserer gesamten Organi-
sation vorsetzen." )
Chruschtschow schlug die Koordinierung des 
Programms der Investbauten, die Ausarbeitung 
einer einheitlichen Brennstoff- und Energiebi-
lanz, den Bau gemeinsamer Objekte (Großbe-
triebe) und einen zentralen Perspektivplan für 
die Zeit von 1961—1980 vor, der die industri-
elle Produktion des Comecon-Bereichs um das 
Sechsfache und die landwirtschaftliche Erzeu-
gung um das Dreifache steigern sollte. Bis 
1970 müsse ein einheitliches Energiesystem 
Osteuropas und des europäischen Teils der 
Sowjetunion geschaffen werden.
Diese Ausklammerung des asiatischen Teils 
der UdSSR mußte schon Bedenken erregen. 



Und wenn sich auch Chruschtschow gegen den 
nationalen Egoismus wandte, so hatte das ge-
wiß einen Grund. Aber das volle Ausmaß sei-
ner Pläne ging erst aus einem Artikel des 
bulgarischen Parteichefs Shiwkow hervor, der 
sich ausdrücklich auf ihn berief. Dieser im 
Januar 1963 veröffentlichte Artikel polemi-
sierte sowohl gegen Peking als auch gegen 
die nationale Beschränktheit in Osteuropa. Er 
malte die ständig fortschreitende Zusammen-
arbeit der Comecon-Länder aus. Eine vollende-
te kommunistische Gesellschaft könne nicht 
als eine Kombination isolierter und vonein-
ander getrennter Organismen aufgebaut wer-
den: „Der Kommunismus setzt . . . eine hoch-
organisierte und im Rahmen der gesamten Ge-
sellschaft zentralisierte Produktion, eine ein-
heitliche Planung der Volkswirtschaft, eine or-
ganisierte Verteilung der materiellen
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 Ressour-
cen und der Arbeitskräfte, eine Regulierung 
der Arbeitszeit voraus. . .. Wir werden etwa 
den gleichen Stand des Nationaleinkommens 
je Kopf der Bevölkerung, etwa den gleichen 
Stand der Arbeitsproduktivität und etwa den 
gleichen Lebensstandard der Massen errei-
chen." ) Man müsse auch zwischenstaatliche 
Vereinigungen und ein einheitliches Preis-
system schaffen. Durch den gemeinsamen Bau 
von Betrieben durch mehrere Länder werde 
eine neue Form des sozialistischen Eigentums 
entstehen. Die bulgarische Regierung begrüße 
daher den von Chruschtschow eingebrachten 
Vorschlag, ein einheitliches Planungsorgan für 
alle Länder des Comecon zu gründen, das die 
Realisierung der gemeinsamen Pläne über-
wacht.
Damit war die Chruschtschow-Doktrin klar 
umrissen. Es gab keinen Zweifel mehr, daß sie 
auf den indirekten Anschluß der osteuropäi-
schen Länder und der Mongolischen Volksre-
publik an die Sowjetunion zielte. Chru-
schtschow wollte das Ausscheiden weiterer 
Staaten der sowjetischen Einflußsphäre nach 
dem Beispiel Jugoslawiens unmöglich machen 
Bei enger wirtschaftlicher Verflechtung war 
auch die Neutralitätserklärung kommunisti-
scher Länder nach dem Vorbild Ungarns (und 
Rumäniens) fiktiv. Mit einem Schlage sollten 
alle Ergebnisse der osteuropäischen Revolution 
ausgelöscht werden. Es war vorgesehen, das 
Satellitensystem auf neuer Grundlage zu re-
staurieren und in eine verkleidete politische 
Föderation einzufügen.
Chruschtschow verfolgte aber eher eine bun-
desstaatliche als eine staatenbundliche Rege-

lung. Das Exekutivkomitee des Comecon sollte 
mit unbegrenzten Vollmachten ausgestattet 
werden, und da es einen russischen General-
sekretär hatte, bestand kein Zweifel, wie sich 
das Übergewicht der Sowjetunion auswirken 
würde. Selbst Kuba, das gar nicht Mitglied des 
Comecon war, gedachte man, die Richtung sei-
ner Wirtschaftspolitik vorzuschrei
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ben. Eine 
Moskauer Zeitschrift legte Castro nahe, „das 
Schwergewicht auf die Entwicklung der Land-
wirtschaft zu legen" )  und vorerst auf eine 
Industrialisierung zu verzichten. Auch in Polen, 
das sich für die Integration eingesetzt hatte, 
wurden Bedenken laut, da die Kosten und Vor-
teile der Spezialisierungen noch unbekannt 
seien. Rumänien lehnte die Arbeitsteilung nicht 
grundsätzlich ab, protestierte aber mit Ent-
schiedenheit, als auf der Comecon-Tagung 
vom Februar 1963 der .gemeinsame Perspek-
tivplan' bis 1980 vorgelegt wurde, nach dem es 
sich auf die Landwirtschaft und leichte Indu-
striegüter konzentrieren sollte. Nach Chru-
schtschows Direktiven wurde Rumänien bis 1980 
beispielsweise eine Energieversorgung von nur 
5000 kWh zugestanden37). Er wollte diesem 
Land sogar den Anbau bestimmter landwirt-
schaftlicher Produkte vorschreiben38 ), wo-
durch Rumänien in Gefahr geriet, noch einmal 
zum Agraranhängsel industrieller Mächte zu 
werden. Dabei sollte sich die sozialistische 
Arbeitsteilung von der kapitalistischen da-
durch unterscheiden, daß eine verkrüppelte und 
einseitige Struktur der Wirtschaft schwach ent-
wickelter Länder durch eine proportionale Ent-
wicklung ersetzt wird. So hieß es jedenfalls in 
den Grundprinzipien des Comecon, die schon 
nach einem Jahr verblichen waren.

35) Probleme 
1/63, S. 3/5.

36) 

Die rumänische Delegation widersetzte sich 
der Einführung von Mehrheitsbeschlüssen, 
verhinderte die Schaffung einer zentralen 
Planbehörde und bestand auf dem weiteren 
Ausbau der eigenen Schwerindustrie. Das ru-
mänische Zentralkomitee berief sich im März 
1963 auf die in der Moskauer Deklaration des 
internationalen Kommunismus verkündeten 
Prinzipien der Gleichberechtigung, Unabhän-
gigkeit und nationalen Souveränität, womit 
es die wichtigsten Grundsätze der Koexistenz 
gegen Chruschtschow kehrte. Im Juli veröf-
fentlichte die rumänische Regierung eine Bro-
schüre, in der sie den Standpunkt vertrat, daß 
eine „internationale Arbeitsteilung nur gut 
ist, wenn sie unter gleichen Partnern statt-
findet" 39 ). Zunächst müßten die gröbsten Un-



terschiede des ökonomischen Niveaus ausge-
glichen werden. „Der Aufbau des Kommunis-
mus im Weltmaßstab ist nicht vorstellbar un-
ter Beibehaltung der Aufteilung der Länder in 
Industrie- und Agrarstaaten, in entwickelte 
und nichtentwickelte Länder." Damit war die 
Chruschtschow-Doktrin auch prinzipiell in 
Frage gestellt. Rumänien legte den Finger auf 
ihren Widerspruch, für eine sozialistische 
Weltwirtschaft einzutreten und do
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ch das Co-
mecon auf eine bestimmte Gruppe kommuni-
stischer Länder zu begrenzen. „Bekanntlich 
spiegelt der RgW (Rat für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe, d. Red.) in seiner jetzigen Zu-
sammensetzung nur zum Teil das Antlitz des 
sozialistischen Weltsystems." )
Auf der Comecon-Tagung vom Juli 1963 zeigte 
sich die sowjetische Delegation kompromiß-
bereit. Für einen Augenblick sah es so aus, als 
sei der Konflikt Moskau—Bukarest binnen vier 
Monaten wieder beigelegt worden. Aber 
Chruschtschow beharrte auf seiner Doktrin 
und suchte sie durch die Förderung einer Pa-
lastrevolte in der rumänischen Hauptstadt 
doch noch durchzusetzen41). Der Bukarester 
Korrespondent einer Mailänder Zeitung be-
richtete von Zwischenfällen an der sowjetisch-
rumänischen Grenze. Nun kam die Reromani-
sierung in Gang.

40) Probleme des Friedens und des Sozialismus 
11/63.
41) A. Helmstaedt, Bulgarien, Rumänien, Hannover 
1967, S. 105.
42) Christ und Welt vom 7. 8. 1964.

Im Herbst 1963 verschwanden der russische 
Buchladen in Bukarest und das Institut für so-
wjetische Studien. Die rumänische Ausgabe 
einer sowjetischen Zeitschrift mußte ihr Er-
scheinen einstellen. Das Maxim-Gorki-Institut 
verlor seine Selbständigkeit und wurde dem 
Fremdspracheninstitut der Universität einge-
gliedert. Russisch als Pflichtfach für Schüler 
und Studenten entfiel, worauf sich die mei-
sten für Französisch, Englisch und Deutsch ent-
schieden42 ). Es hieß sogar, alle rumänischen 
Offiziere, die mit Russinnen verheiratet wa-
ren, hätten den Befehl zur Scheidung oder 
Trennung erhalten.

Aber Rumänien war zunächst mehr national-
stalinistisch als nationalkommunistisch gewor-
den, auch wenn der Parteichef Georghiu-Dej 
behauptete, die Entstalinisierung sei schon 
1952 (mit der Absetzung einiger Spitzenfunk-
tionäre) erfolgt.

Rumänien beharrte auf dem Autarkieprinzip 
der Stalinzeit. Es entsprach aber der Situation 

eines einzigen kommunistischen Landes, das 
sich eingekreist fühlte. Sobald diese Isolie-
rung durchbrochen und eine ganze Reihe kom-
munistischer Staaten entstanden war, verlor 
das Autarkieprinzip seinen ursprünglichen 
Sinn, das in der Selbstbehauptung der Sowjet-
union bestand. Es wurde jedoch im Zuge der 
Bolschewisierung Osteuropas fast automatisch 
übernommen oder übertragen, weil die Stalin-
sehe Wirtschaftspolitik als universalgültig und 
vorbildlich galt. Moskau konnte die gewaltige 
Expansion seiner Macht ideologisch noch nicht 
kontrollieren. Die Volksdemokratien waren 
auf nationalstaatlicher Grundlage errichtet 
worden, und diese Grundlage förderte das 
überleben des Autarkie-Denkens, das dem in-
ternationalen Charakter des Kommunismus 
im Grunde fremd war. Wo die Volksdemokra-
tien versuchten, sich auf übernationaler 
Grundlage — etwa in einer Balkanunion — 
zusammenzuschließen, schritt die Sowjetunion 
ein.
Stalins Ostblockpolitik wies einen seltsamen 
Widerspruch auf. In wirtschaftlicher Hin-
sicht sollte jedes kommunistische Land autark 
und damit selbständig werden, in politi-
scher Hinsicht jedoch ein Satellit der Sowjet-
union sein. Diese beiden Aspekte waren auf 
die Dauer unvereinbar. Aber erst Chru-
schtschow erkannte, daß wirtschaftlich selb-
ständige kommunistische Staaten früher oder 
später versuchen würden, sich auch aus der 
politischen Vormundschaft Moskaus zu lösen. 
Seine Doktrin berücksichtigte die Ergebnise 
des Zweiten Weltkrieges. Einer ihrer Bestand-
teile war die Ersetzung der Einkreisungstheo-
rie durch die Theorie des sozialistischen 
Weltsystems. Nach dem Bruch mit China 
wollte er jedoch sein eigenes sowjetisches 
Weltsystem schaffen, in das außer der Mongo-
lischen Volksrepublik auch Kuba einbezogen 
werden sollte, so daß es sich auf drei Erdteile 
erstreckte. Aber nun erwies sich die Verpflan-
zung des Autarkieprinzips als schweres Hin-
dernis der Verflechtung. Außer internationa-
ler Arbeitsteilung oder wirtschaftlicher Selb-
ständigkeit gab es keine Wahl. Unter gleich-
rangigen Mächten hätte sich dieses Problem 
vielleicht nicht zugespitzt. Aber das Verhält-
nis der „Bruderstaaten" und „Bruderparteien" 
war wenig brüderlich. Auch der kommunisti-
sche Teil Europas wurde vom Nord-Süd-Kon-
flikt beeinflußt.
Für Rumänien wurde das Bestehen auf dem 
Grundgedanken der Autarkie zu einer Frage 
der Selbstbehauptung gegenüber der UdSSR. 
Aber niemand konnte übersehen, daß es "963 



noch konservativer als die Sowjetunion war. 
Die Entrussifizierung diente als Ersatzventil 
für eine Liberalisierung. Georghiu-Dej war 
kein Nationalkommunist, sondern ein Natio-
nalstalinist. Ein Professor Liberman hatte in 
Bukarest noch keine Chancen. In der Entstali-
nisierung blieb Rumänien teilweise sogar hin-
ter der DDR zurück. Nur das Verhältnis zum 
Westen entkrampfte sich langsam. Man 
brauchte seine Fachleute für das Stahlkombi-
nat in Galatz, das eigentlich von sowjetischen 
Spezialisten errichtet werden sollte.

Rumänien wollte sich im Streitschatten der 
beiden kommunistischen Großmächte noch 
nicht festlegen. Von Peking gegen Moskau 
unterstützt, lud es chinesische und albanische 
Delegationen zu einem Kongreß der Konsum-
genossenschaften ein, druckte Auszüge aus 
Maos 25-Punkte-Brief ab und nahm die diplo-
matischen Beziehungen zu Albanien wieder 
auf. Jedoch konnte man die Verdreifachung 
des Personals der chinesischen Botschaft in 
Bukarest nicht ohne Sorgen betrachten und 
übte im August 1963 sanfte Kritik am maoisti-
schen Standpunkt.

Chruschtschow bohrte weiter. Nach dem bulga-
rischen Parteichef brachte er einen sowjeti-
schen Wissenschaftler ins Spiel. Im Februar 
1964 veröffentlichte eine Moskauer Zeitschrift 
einen sensationellen Aufsatz, der von einer 
solchen Tragweite war, daß er schwerlich ohne 
offizielle Genehmigung gedruckt werden konn-
te. Professor Walew empfahl nicht nur die Bil-
dung eines wirtschaftlichen Großraums im Do-
naugebiet, er schrieb sogar: „Es ist geplant, 
eine Arbeitsteilung bei der Erzeugung von 
Walzwaren zwischen den Werken in Galati, 
Hunedoara und Resita (Rumänien) und Kremi-
kowzi (Bulgarien) sowie den Werken im 
Dnepr-Becken vorzunehmen. Dadurch würden 
sich die Beziehungen in der wirtschaftlichen 
Verflechtung zwischen den Gebieten des Do-
naudeltas und den benachbarten Gebieten Ru-
mäniens, Bulgariens und der Sowjetunion en-
ger gestalten . . . Eine Analyse der gegenwär-
tigen Situation und der Perspektiven der wirt-
schaftlichen Entwicklung in den Donaugebie-
ten zeigt, daß Möglichkeiten bestehen, am Un-
terlauf der Donau zwischenstaatliche Produk-
tionskombinate in den Wirtschaftszweigen 
Erdöl, Erdgas, Chemie, Maschinenbau, Schiff-
bau, Elektrotechnik, landwirtschaftliche Ma-
schinen sowie Landwirtschaft zu errichten. 
Auch das Transportwesen (Benutzung der Do-
nau und der Hauptverkehrsstraßen im Donau-
delta) müßte koord 43iniert werden." )  Profes-

sor Walew stellte die Sache so hin, als wären 
bereits gewisse Absprachen zwischen den be-
teiligten Ländern getroffen, von denen man in 
Bukarest aber nichts wußte. Was in der rumä-
nischen Hauptstadt am meisten empörte, war 
der auffallend unterschiedliche Anteil, den die 
drei genannten Staaten zur Schaffung von 
sechs zwischenstaatlichen Komplexen leisten 
sollten. Rumänien hätte 100 000, Bulgarien 
38 000 und die Sowjetunion nur 12 000 qkm Bo-
denfläche beisteuern müssen. Das Galatzer 
Stahlwerk, dessen Bau Moskau nicht zu ver-
hindern vermochte, sollte der Verfügungsge-
walt der rumänischen Regierung entzogen und 
einer Comecon-Verwaltung unterstellt wer-
den.
Jetzt ließ die rumänische Partei alle Reserven 
der Zurückhaltung fallen. Es fand eine erwei-
terte Sitzung des Zentralkomitees statt, das 
eine Erklärung abgab, in der zwischenstaatli-
che Komplexe strikt abgelehnt wurden. Der 
Staatsplan sei unteilbar. Man könne nicht die 
Wirtschaftslenkung an überstaatliche Körper-
schaften übertragen, ohne die nationale Sou-
veränität in einen inhaltslosen Begriff zu ver-
wandeln. Schon die Abtretung einiger Indu-
striezweige oder Betriebe mache die Leitung 
der Volkswirtschaft als Gesamtheit unmöglich. 
Lenin habe sich mit seinem Begriff der Welt-
genossenschaft auf eine Zeit bezogen, da der 
Kommunismus in der ganzen Welt triumphiert 
haben werde. Die Absicht, schon jetzt ihre For-
men festzulegen, „entbehrt jeder realen Grund-
lage . . . Ausgehend von Lenins Erkenntnis, 
daß die Staaten und die nationalen Besonder-
heiten bis zum Sieg des Sozialismus in der 
ganzen Welt und sogar noch lange Zeit danach 
weiterbestehen werden, verwirklichen die so-
zialistischen Länder ihre Aktionseinheit in al-
len Bereichen, wirtschaftlich wie politisch, durch 
gegenseitige Konsultationen, durch gemein-
same Erarbeitung einheitlicher Standpunkte 
in den wichtigen, prinzipiellen Fragen und 
nicht durch Festlegung einheitlicher Lösungen 
durch irgendeine überstaatliche Autorität. . . . 
Zugleich können auch nicht eigene Sonderin-
teressen (der UdSSR — G. B.) als allgemeine 
Interessen, als objektive Erfordernisse der Ent-
wicklung des sozialistischen Systems hinge-
stellt werden. Niemand kann entscheiden, was 
für andere Länder oder Parteien richtig ist und 
was nicht . . ." 43).

43) 
44) 

Noch unumwundener drückte sich eine rumä-
nische Zeitschrift im Juni 1964 aus. Sie sprach 
von einer Unterdrückung der nationalen und 



staatlichen Unterschiede, von einer Ignorie-
rung der Souveränität Rumäniens, von einer 
Mißachtung seines Volkes und von verletzter 
Gleichberechtigung zwischen den kommunisti-
schen Ländern. Diese Zeitschrift setzte sich di-
rekt mit dem Aufsatz von Professor Walew 
auseinander: „Die Staatsgebiete, die Walew in 
seine Kombinationen einbezieht, werden so be-
handelt, als wären sie Niemandsland und nicht 
Teile souveräner Staaten, so, als ob Staats-
grenzen im angeblichen Interesse des soziali-
stischen Weltsystems verletzt werden könn-
ten. . . . Der Plan zur Bildung von zwischen-
staatlichen Komplexen im Gebiet der unteren 
Donau stellt mehr als den bloßen Versuch dar, 
die nationale Souveränität eines sozialisti-
schen Staates zu schmälern, mehr als eine di-
rekte Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten der rumänischen Volksrepublik und 
mehr als einen Vorschlag, sie mehrerer Attri-
bute ihrer nationalen Souveränität zu berau-
ben. Es handelt sich hier um einen Plan zur 
Verletzung der territorialen Integrität Rumä-
niens und zur Zerstückelung seiner staatli-
chen und nationalen Einheit. . . . Bei Verwirk-
lichung dieser Pläne würde Rumänien als Staat 
und das rumänische Volk als Nation durch ein-
fache administrative Mittel unter dem Vor-
wand wirtschaftlicher Notwendigkeit im Na-
men pseudo-marxistischer Überlegungen liqui-
diert werden. . . . Rumänien wird an keinem 
zwischenstaatlichen Komplex und an keiner 
.überstaatlichen' Form von Zusammenarbeit, 
an keiner sozialistischen ,Integration' usw. teil-
ne 45hmen." )

Die Aufregung war verständlich, wenn man 
bedenkt, daß zwei Drittel des Gebiets der zwi-
schenstaatlichen Komplexe aus dem Territo-
rium Rumäniens herausgelöst werden sollten, 
das dadurch 42 °/o der Gesamtfläche seines Lan-
des und 48 °/o seiner Bevölkerung verloren hät-
te. Unter diesen Umständen bestand in der Tat 
am wahren Inhalt der Vorschläge Walews kein 
Zweifel. Bukarest bemerkte auch, daß sein 
Aufsatz zur gleichen Zeit erschien, als auf dem 
Vierten Kongreß der sowjetischen Geographie-
Gesellschaft „eine Serie von Referaten ähnli-
chen Inhalts gehalten wurde" 46 ), die auf eine 
einheitliche Absicht schließen ließen. Chru-
schtschow spannte selbst die Geographen vor 
seine Doktrin.
Das rumänische Zentralkomitee aber strich den 
„Monat für sowjetisch-rumänische Freund-
schaft" und appellierte nun an die ganze Par-

45) 
46) 

tei, sich geschlossen hinter seine Unabhängig-
keitserklärung vom 26. April 1964 zu stellen. 
Es führte eine dreiwöchige Kampagne gegen 
die Chruschtschow-Doktrin durch. In allen Be-
trieben fanden Versammlungen statt, auf de-
nen die Arbeiter, Angestellten und Ingenieure 
erstmals offen ihre Meinung über die Sowjet-
union und die sowjetische Politik sagen durf-
ten. Eine zwei Jahrzehnte lang angestaute Er-
bitterung machte sich Luft, und nun geriet auch 
das Volk in Bewegung. Vorsorglich wurden 
Rumänen, die russische Frauen geheiratet hat-
ten, den Versammlungen ferngehalten. Die 
April-Erklärung war der erste, diese Diskus-
sion der zweite Schritt zum Nationalkommu-
nismus.

Das Zentralkomitee erreichte, was es wollte, 
nämlich eine gewisse Einheitsfront von Partei 
und Nation gegen Moskau. Daraufhin strahlte 
der sowjetische Rundfunk am 30. Mai eine 
Sendung in rumäni
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scher Sprache aus, in der es 
bereits mit einem Unterton der Drohung hieß: 
„Ist es nicht sonderbar, daß diejenigen, die ge-
gen die Zusammenarbeit mit den anderen so-
zialistischen Ländern agitieren, sich an die ka-
pitalistischen Länder wenden, um technische 
Hilfe zu erhalten und große Summe ausländi-
scher Devisen dafür ausgeben?" )

In der rumänischen Unabhängigkeitserklärung 
war der Passus enthalten, daß die Zusammen-
arbeit der kommunistischen Länder nicht zu 
ihrer Isolierung von den weltwirtschaftlichen 
Beziehungen führen dürfe. Im Gegensatz zur 
Chruschtschow-Doktrin lehnte diese Erklärung 
die Aufteilung des Weltmarkts in einen sozia-
listischen und einen kapitalistischen ab. Buka-
rest schickte Delegationen nach Frankreich, 
Österreich und den USA. Mit Paris wurde eine 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
vereinbart, wie sie bis dahin nur im Comecon 
üblich war. Die Vereinigten Staaten erklärten 
sich sogar zur Lieferung von Atomreaktoren 
bereit. Rumänien beantragte die Mitgliedschaft 
im GATT, das von einer sowjetischen Zeit-
schrift eben erst als ein „Mechanismus der Ge-
walt" 48 ) bezeichnet worden war. Diesem Bei-
spiel folgten auch Ungarn und Bulgarien. Alle 
drei Länder nahmen Verhandlungen mit der 
Weltbank und dem Internationalen Währungs-
fonds auf. Das rebellische Verhalten des rumä-
nischen Zentralkomitees drohte Schule zu ma-
chen. Es wurde in Chruschtschows Augen zu 
einem neuen Herd der Zersetzung. Radio Bu-

47) Ostprobleme 
Rundfunk).



karest beschuldigte ihn jetzt offen des Neoko-
lonialismus, genau gesagt des Versuchs, die 
schwachentwi
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ckelten Länder Osteuropas „in 
agrarische oder rohstoffproduzierende An-
hängsel" )  Moskaus umzuwandeln. Der Kon-
flikt erreichte damit seinen vorläufigen Höhe-
punkt. Chruschtschow traf sich mit Tito. Er ge-
brauchte Worte wie Verrat und Revolte. Falls 
Rumänien noch weitergehe, sei die Sowjet-
union zum Handeln gezwungen50). Das war 
die Androhung einer militärischen Interven-
tion wegen „vorsätzlich perverser Handlungs-
weise" 51)  der rumänischen Parteiführung. Ti-
to reiste nach Bukarest und riet zu einem maß-
volleren Ton. Aber die Moskauer „Iswestija" 
distanzierte sich am 4. Juli 1964 von den Vor-
schlägen des Professor Walew, die angeblich 
nur seinen persönlichen Standpunkt, den 
„Standpunkt eines einzelnen Wissenschaft-
lers" 52 ), vertraten, grundsätzlich falsch seien 
und mit der sowjetischen Politik nichts zu tun 
hätten. Chruschtschow war nicht imstande ge-
wesen, seine Doktrin in die Tat umzusetzen.

49) Radio Bukarest am 5. 6. 1964; Ostprobleme 
vom 24. 7. 1964, S. 454.
50) Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 11 9. 1964.
51) Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 10. 6. 1964.

Die zweite Welle der Entstalinisierung 
(Sowjetunion)

Innerhalb der UdSSR äußerte sich der Konflikt 
Moskau—Peking zunächst einmal im Wieder-
aufleben der innerparteilichen Opposition ge-
gen Chruschtschow. Im gleichen Monat — 
nämlich im April 1960—, da Peking den 90. Ge-
burtstag Lenins zum Anlaß nahm, um Chru-
schtschow der Schönfärberei des amerikani-
schen Imperialismus zu beschuldigen, schrieb 
auch Molotow einen Gedenkartikel über Lenin, 
der vor einer koexistentialen Revision des Le-
ninismus warnte. Molotow formulierte ferner 
eine Kritik am Entwurf zum neuen Programm 
der KPdSU, die sich, soweit sie bekannt ge-
worden ist, mit der chinesischen Kritik voll-
ständig deckte. Es wurde offenkundig, daß Pe-
king Gesinnungsgenossen in der Sowjetunion 
hatte. Da Molotow im Unterschied zu Chru-
schtschow noch ein Mitarbeiter Lenins gewe-
sen war und vorübergehend als Stalins legi-
timster Nachfolger galt, stellte er selbst als 
Einzelperson eine ernstzunehmende politische 
Kraft dar. Es bestand jedoch der begründete 
Verdacht, daß er — wie schon im Juni 1957 — 
wiederum als Sprecher einer ganzen Gruppe 
von Männern auftrat, die lange Zeit der ober-
sten sowjetischen Führungsschicht angehörten 

und noch über viele Verbindungen verfügten. 
Zumindest konnten noch Malenkow und Ka-
ganowitsch hinter ihm stehen. Das war ein 
potentielles Triumvirat, imstande, die Führung 
von Partei und Staat zu übernehmen. Die 
Schwäche oder Stärke dieses Triumvirats hing 
auch vom Grad der außenpolitischen Unter-
stützung ab, die es genoß. Sie maß sich nicht 
zuletzt an der Sympathie, die seinen Mitglie-
dern in den kommunistischen Parteien noch im-
mer entgegenkam.
Im Laufe des Konflikts Moskau—Peking ver-
bündete sich Mao Tse-tung mit den sowjeti-
schen Prostalinisten. Sobald dies ruchbar 
wurde, wechselte Chruschtschow erneut seine 
Richtung. Nun wurde sein Antistalinismus fast 
militant. Denn mit dem Vorwurf des Stalinis-
mus konnte er Mao und Molotow am besten 
treffen.

Der XXII. Parteitag im Oktober 1961

Der XXII. Parteitag diente unseres Erachtens 
vor allem dem Zweck, Maos Verbündete in der 
Sowjetunion aus dem politischen Leben zu 
verbannen, Albanien wieder an die Seite Mos-
kaus zu zwingen und Peking von allen Kom-
munistischen Parteien zu isolieren. Das wich-
tigste Mittel zur Erreichung dieser drei Einzel-
ziele war eine zweite Entstalinisierung.
Chruschtschows antistalinistische Tendenz 
richtete sich jetzt mit aller Intensität gegen 
Mao Tse-tung, wobei die personelle Alterna-
tive der ideologischen Führerschaft des inter-
nationalen Kommunismus ins Rampenlicht 
trat. Um diese Frage zu entscheiden, mußte 
Chruschtschow als ersten Schritt ,sein Hinter-
land säubern', wie es in der Stalinschen Par-
teisprache hieß.

Im Mittelpunkt des Parteitags stand daher die 
Auseinandersetzung mit der (parteifeindlichen 
Gruppe' Molotow - Malenkow - Kaganowitsch. 
Zugleich wurden auch Woroschilow, Bulganin, 
Perwuchin, Saburow und Schepilow als Ange-
hörige derselben Fraktion an den Pranger ge-
stellt. Auf diese Angeklagten trommelten nicht 
weniger als 35 Diskussionsredner mit wörtlich 
vorbereiteten Manuskripten ein. Mikojan fun-
gierte als ideologischer Generalstaatsanwalt, 
als er die drei wichtigsten Argumente gegen 
die innerparteiliche Opposition vortrug: Sie 
verkenne die entscheidende Bedeutung des so-
zialistischen Weltsystems, trete gegen die Poli-
tik der friedlichen Koexistenz auf und halte 
einen Dritten Weltkrieg für unvermeidlich. 
Diese Argumente sind kurz darauf auch gegen 
Peking vorgebracht worden. Molotow, von Mi-



kojan als Hauptideologe der .parteifeindlichen 
Gruppe' bezeichnet, saß stellvertretend für 
Mao auf der Anklagebank. Wie es jetzt hieß, 
hätte es ohne ihn, ohne Malenkow und ohne 
Kaganowitsch wohl niemals einen Personen-
kult in der UdSSR gegeben. Stalin habe sich 
erst mit ihrer Hilfe, „dank ihres speichelleckeri-
schen Eifers
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 die Stellung eines über den Wol-
ken schwebenden Himmelsbewohners ange-
maßt" ). Sie trügen auch die persönliche Ver-
antwortung für Massenverfolgungen in der 
Vergangenheit. Man hielt es endlich an der 
Zeit aufzudecken, daß vielfach auch die Frau-
en und Kinder der Parteifeinde’ umgebracht 
worden waren — man stellte einfach Listen 
zusammen und ließ sie reihenweise erschie-
ßen54 ). Auf einmal wurde es als ausgeschlos-
sen erachtet, daß Männer, die solche Listen als 
kollektive Todesurteile im Namen der Partei 
unterzeichnet hatten, weiterhin das Mitglieds-
buch der Partei behielten. Direkt oder indirekt 
forderten alle Diskussionsredner den Aus-
schluß des Triumvirats der innerparteilichen 
Opposition, die, wie nunmehr augenscheinlich 
sei, von Massenmördern angeführt werde.

53) 
54) 

55) Schelepin in Prawda, 27. 10. 1961.
56) Lasurkina in Prawda, 31. 10. 1961.
57) Politscheskoje samoobrasowanije, Moskau 1/63. 

Zwar gelang es, Molotow, Malenkow und 
Kaganowitsch aus dem öffentlichen Leben zu 
verdrängen und die ihnen verbliebene Autori-
tät zu zerstören, aber Chruschtschow war nicht 
imstande, auch ihren Ausschluß aus der Partei 
durchzusetzen. Der Widerstand scheint uner-
wartet groß gewesen zu sein. Die Erklärung 
liegt auf der Hand. Nach den ungeschriebenen 
Gesetzen des Stalinschen Kommunismus, von 
denen die meisten als parteiliches Gewohn-
heitsrecht weiterwirken, sind ausgestoßene 
Mitglieder vogelfrei. Der Ausschluß bedeutete 
oft für die Betroffenen ihre Liquidation. Wä-
ren Molotow, Malenkow und Kaganowitsch 
vor ein Tribunal gestellt und 1962 für weit zu-
rückliegende Verbrechen abgeurteilt worden, 
so hätte niemand der alten Würdenträger sei-
nes Lebens mehr sicher sein können. Allzu 
viele waren in die Repressalien verwickelt, de-
ren die Fraktionsführer der innerparteilichen 
Opposition beschuldigt wurden. Man konnte 
auch schlecht dieselben Methoden gegen sie 
verwenden, die man den Albanern zum Vor-
wurf machte. So erhielten Molotow, Malenkow 
und Kaganowitsch eine Pension. Im Westen 
nannte man das einen Fortschritt.

Der neue Vorsitzende des Staatssicherheits-
dienstes sagte freilich in bezug auf die drei 
Genannten: „Zuweilen fragt man sich, wie es 

diese Leute fertigbringen, friedlich auf der Er-
de zu leben und einen ruhigen Schlaf zu fin-
den. Sie sollten von Alpträumen ver
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folgt sein 
und müßten das Schluchzen und die Verwün-
schungen der Mütter, Frauen und Kinder die-
ser unschuldig umgekommenen Genossen hö-
ren." )  Auch die Altbolschewistin Lasurkina, 
von einer fast zwanzigjährigen Haft gezeich-
net, war aufgeboten worden. Sie sagte, daß 
viele der besten Kommunisten ohne Gerichts-
verfahren umgekommen seien, und beschrieb 
die Atmosphäre des Jahres 1937 wie folgt: 
„Wir, die Anhänger Lenins, wurden von einer 
Angst beherrscht, die wir bisher nic
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ht gekannt 
hatten. Einer verleumdete den anderen, das 
gegenseitige Vertrauen war erloschen und 
man traute sich selbst nicht mehr. Es wurden 
Listen zur Verhaftung unschuldiger Menschen 
aufgestellt. Man quälte uns, damit wir die an-
deren verleumdeten. Wir erhielten die Listen 
und wurden zur Unterschrift gezwungen. Man 
versprach uns die Freiheit und drohte: wenn 
Du nicht unterschreibst, werden wir Dich fol-
tern!" )

Chruschtschow hatte seine Enthüllungsrede 
von 1956 in einer geschlossenen Sitzung des 
XX. Parteitags gehalten, zu der keine Journa-
listen zugelassen waren. Die Reden Schelepins, 
Lasurkinas und anderer Ankläger auf dem 
XXII. Parteitag konnten schon am nächsten 
Tag von allen Sowjetbürgern in der „Prawda" 
nachgelesen werden. Was damals kaum über 
den Kreis der Funktionäre hinauskam, drang 
nun ins ganze Volk. Selbst jene Bürger der 
Sowjetunion, die keine Zeitungen lasen oder 
lesen konnten, erfuhren von der Entfernung 
des Stalinschen Leichnams aus dem Lenin-
Mausoleum in der Nacht vom 31. Oktober zum 
1. November 1961. Ein Mythos wurde an der 
Kreml-Mauer verscharrt. Mit den Überresten 
Stalins sank endgültig auch der Glaube an die 
Unfehlbarkeit der Partei ins Grab. Trotz der 
Entstalinisierung von 1956 hatten ja nach offi-
zieller Darstellung weiterhin verbohrte An-
hänger Stalins hohe Ämter bekleidet. Und wie 
konnten Männer, die in der Vergangenheit 
versagt hatten, glaubwürdige Repräsentanten 
eines 200-Millionenvolkes sein? Daher mußte 
eine solche Behauptung, daß „nur die Kommu-
nistische Partei in der Lage ist, die wissen-
schaftliche Leitung der Entwicklung des Lan-
des zu garantieren" 57), nach dem XXII. Partei-
tag überheblich und lächerlich wirken. Chru-
schtschow untergrub das Prestige der Partei, 



deren Führungsrolle er immer weiter ausbau-
en wollte. In seinem Schlußwort, das in der 
deutschen Ausgabe fehlt, gab er öffentlich zu, 
daß die besten Vertreter der Kommunist
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ischen 
Partei in der Roten Armee ermordet und vor-
her so gefoltert wurden, daß sie möglichst 
schnell sterben wollten. „Das ist der Personen-
kult! Das sind die Taten Molotows und der 
anderen, die die schlimmen Zustände der Zeit 
des Personenkults wiederherstellen woll-
ten." )

Molotow war zum Sündenbock für alles gewor-
den. Daran zeigte sich, daß die zweite Entstali-
nisierung ebenso wie die erste als ein Mittel 
zur Kompromittierung bestimmter Rivalen 
diente. Die volle Wahrheit wurde abermals 
verschwiegen. Sie hätte nur aufgedeckt wer-
den können, wenn die Ehre Trotzkis als des 
Gegenspielers von Stalin wiederhergestellt 
worden wäre. Solange er als Erzfeind des Bol-
schewismus galt, lag über der Trotzkistenver-
folgung, die immer weitere Kreise gezogen 
hatte, bis sie schließlich Millionen von Men-
schen verschlang, ein Schein der Begründung. 
In dieser grundlegenden Frage ging der XXII. 
Parteitag über den XX. nicht hinaus, wodurch 
er letztlich ebenso unehrlich blieb. Ohne die 
Rehabilitierung Trotzkis kann das Trauma der 
Entstalinisierung nicht aufgelöst werden. Sie 
würde aber die fast restlose Ablösung einer 
ganzen Generation von Funktionären erfor-
dern, und Chruschtschow hätte selbst abtreten 
müssen, weil er zu den rabiatesten Trotzki-
stenverfolgern gehörte. Daher war der XXII. 
Parteitag trotz des gewaltigen Widerhalls, den 
er fand, abermals ein gespenstisches Schatten-
gefecht. Noch einmal saßen die Ankläger über 
ihre eigene Vergangenheit zu Gericht. Statt 
Molotow hätte auch Chruschtschow der Haupt-
angeklagte sein können. Der Stalinismus war 
ein Teil, sogar der verbindendste Teil ihres 
Lebens. Schon aus Gründen der Selbsterhal-
tung mußten sie milde Richter sein, aber auch 
zur Erhaltung des politischen Systems, dem sie 
dienten und das sie um jeden Preis zu erhal-
ten gedachten. Die Stalinzeit teilte sich in ih-
rem Bewußtsein in eine Sphäre der Angst und 
in eine Sphäre des persönlichen Aufstiegs. 
Chruschtschow selbst sprach das im März 1963 
aus: „Als Teilnehmer der Ereignisse jener 
Jahre, die manchmal in düsteren Farben und 
grauen Tönen gemalt werden, kann ich aus 
eigener Erfahrung sagen, daß das glückliche, 
frohe Jahre waren, Jahre des Kampfes, Jahre 

von Siegen, Jahre des 
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Triumphes der kommu-
nistischen Ideen." )
Auf dem XXII. Parteitag war die andere Seite 
der Stalinära zur Sprache gekommen. Der 
nochmalige Sprung vom militanten Antistali-
nismus zur halben Rechtfertigung Stalins 
— ein Sprung, zwischen dem nur anderthalb 
Jahre lagen — ist aus der verfahrenen Situa-
tion einer Herrschaftsschicht zu verstehen, die 
mit ihrer Vergangenheit nur um den Preis des 
Machtverzichts fertig werden könnte. Sie muß-
te die Entschuldigung des Personenkults er-
finden, weil sonst der Boden unter ihren Füßen 
eingebrochen wäre. Und sie muß weiterhin an 
ihr festhalten, weil sie sonst
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 keinerlei Legiti-
mation zur Weiterherrschaft mehr besäße. Ob-
wohl Chruschtschow auf dem XXII. Parteitag 
empfahl, „in Moskau ein Denkmal zum Anden-
ken an die Genossen, die Opfer der Willkür 
geworden sind, zu errichten" ),  ist es niemals 
zur Errichtung eines solchen Mahnmals gekom-
men — es wäre die Verkörperung des schlech-
ten Gewissens geworden. Unter der herrschen-
den Generation ist an eine konsequente Ent-
stalinisierung in der UdSSR nicht zu denken. 
Auf dem XXII. Parteitag ging es wiederum nur 
um Personen und um rivalisierende Gruppen, 
die bis zu einem gewissen Grade austauschbar 
waren, weil sich ihre politischen Konzeptionen 
nur formell unterschieden. Das Echo des Par-
teitags war größer als seine Essenz. Ernsthafte 
politische Reformen folgten ihm nicht mehr. 
Die KPdSU übernahm jedoch das jugoslawi-
sche Rotationsprinzip eines periodischen 
Wechsels der Funktionäre.
Hatte Peking anläßlich der Volkskommunen 
im Jahre 1958 erklärt, noch die lebende Gene-
ration der Chinesen werde den Kommunismus 
erblicken, so beeilte sich Moskau, schon drei 
Jahre später dasselbe für die Bürger der So-
wjetunion zu versichern. Hatte Belgrad im 
Laibacher Programm des Bundes der jugosla-
wischen Kommunisten die restlose Ersetzung 
des Staates durch ein System der gesellschaft-
lichen Selbstverwaltung proklamiert, so erfand 
Chruschtschow den Volksstaat, der einer Dik-
tatur des Proletariats nicht mehr bedürfe und 
den Übergang vom Staat zur gesellschaftlichen 
Selbstverwaltung bedeute. Das neue sowjeti-
sche Parteiprogramm placierte sich zwischen 
Peking und Belgrad, zeigte aber Spuren des 
Kommunegedankens wie auch der Selbstver-
waltungsidee. Als ein zwiefaches Gegenmani-
fest eine eklektische Charta des Chruschtscho-
wismus, dessen Widersprüche es in seinem

59) Prawda 10. 3. 1963.
60) Prawda 29. 10. 1963.

58) Chruschtschows Schlußwort auf dem XXII. Par-
teitag, Prawda 29. 10. 1961.



Durcheinander von industriellen und kommu-
nistischen Zielen enthüllte, deren Unvereinbar-
keit immer klarer zutage trat, fehlte ihm jenes 
strenge Profil, das man weder Mao noch Tito 
absprechen konnte. Gleichwohl wurde es em-
phatisch verherrlicht: „Jahrhunderte werden 
vergehen, aber alle kommenden Generatione
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n 
werden mit einem Gefühl der Dankbarkeit 
vom XXII. Parteitag der KPdSU sprechen, der 
das Programm annahm, in dem die grandiosen 
und edlen Züge des Kommunismus gezeigt und 
herrliche Perspektiven für die ganze Mensch-
heit eröffnet werden." )

Es brauchten nicht einmal zwei Jahre zu ver-
gehen, bis nach der zweiten Entstalinisierungs-
welle auch der erneute Anti-Titoismus ver-
ebbt war. Um dem Zweckbündnis von Mao 
und Molotow zu begegnen, fanden sich Chru-
schtschow und Tito noch einmal zusammen. 
Tschu En-lai legte in Moskau einen Kranz 
am Grabmal Stalins nieder, Chruschtschow 
verteidigte Jugoslawien als ein sozialistisches 
Land. Pekings Geste war ein geschickter 
Schachzug, der den Blick aller Schüler Stalins 
auf Mao lenkte. Moskaus Verteidigung Jugo-
slawiens widersprach dem sowjetischen Par-
teiprogramm und Chruschtschows Reden auf 
dem XXII. Kongreß, ja dem Wesen des rus-
sischen Staatskommunismus schlechthin. Schon 
im Vergleich zu Tschu En-lai fiel Chru-
schtschow ab. Da er, um die jugoslawi-
schen Kommunisten an sich zu binden, sogar 
ihrer Arbeiterselbstverwaltung zu schmeicheln 
begann und deren Brauchbarkeit für die UdSSR 
zu prüfen versprach, öffnete er von neuem den 
nationalkommunistischen Ideen das Tor.

Das neue sowjetische Parteiprogramm fußte 
auf der spekulativen Hypothese eines kommu-
nistischen Triumphs im Weltmaßstab bis 1980. 
Nur unter dieser stillschweigenden Vorausset-
zung wurde der Aufbau des Vollkommunis-
mus in der Sowjetunion bis zum gleichen Zeit-
punkt versprochen. Allerdings erfuhren die 
Sowjetbürger zu ihrem Erstaunen, daß erst 
noch die materiell-technische Basis des Kom-
munismus geschaffen werden müsse. Sie hat-
ten aber noch eine andere Überraschung hin-
zunehmen. Bis dahin waren sie gelehrt wor-
den, daß der Kommunismus einen neuen Men-
schen hervorbringen wird. Nun hieß es umge-
kehrt, daß die Formung des neuen Menschen 
eine Bedingung des Kommunismus sei. Mit 
Marxismus hatte das freilich nichts mehr zu 
tun, eher mit Konfuzianismus, denn die Kon-
trolle des gesellschaftlichen Seins sollte ein 

„Sittenkodex" 62)  übernehmen. Konfuzius hatte 
den Verfall der chinesischen Gesellschaft 
durch sein Sittensystem aufhalten wollen. 
Auch Chruschtschow stemmte sich dem Verfall 
der sowjetischen Gesellschaftsordnung entge-
gen. Die Verpflanzung ethischer Prinzipien in 
die Seele der Menschen sollte 
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den Kommunis-
mus aus einem äußeren Ziel in eine innere 
Triebkraft, die Idee in eine Lebensform, ja in 
den persönlichen Sinn des Lebens aller ver-
wandeln. Als oberstes ethisches Prinzip nannte 
Chruschtschow „Treue zur Sache des Kommu-
nismus" ).  Anscheinend wußte er nicht, daß 
alle politischen Treueverhältnisse auf patriar-
chalische Lehnsverhältnisse zurückgeführt 
werden können, also dem Menschentyp der 
Feudalzeit entsprachen. Modern war an seiner 
Konzeption nur, daß er im Unterschied zu Kon-
fuzius, der das Familienoberhaupt mit fast un-
begrenzter Entscheidungsgewalt ausgestattet 
hatte, die Partei mit absoluter Macht verse-
hen wollte. Nun wurde auch der tiefere Sinn 
seiner Direktive klar, alle Kinder schon in ab-
sehbarer Zeit in Ganztagsinternaten aufzuzie-
hen. Die Macht der Partei über die Seele der 
Jugend war noch durch das Erziehungsrecht 
der Eltern begrenzt. Die Partei sollte nicht nur 
das gesellschaftliche, sondern auch für jeden 
einzelnen das persönliche Familienoberhaupt 
sein. Chruschtschow hatte schon auf dem Leh-
rerkongreß von 1960 verkündet, daß alle ne-
gativen Erscheinungen im Leben der jungen 
Generation mit Stumpf und Stiel unwiderruf-
lich ausgemerzt werden müßten. Er verfolgte 
mit seinem Sittenkodex das Ziel, die junge 
Generation an die herrschende Partei zu bin-
den und zur gehorsamen Nachfolge zu erzie-
hen. Der Sittenkodex sollte die Kluft zwischen 
Vätern und Söhnen überbrücken. Parteioffiziell 
wurde diese Kluft stets geleugnet, aber Chru-
schtschow wies insgeheim durch eine furcht-
bare Drohung, die er im Juni 1963 aussprach, 
auf sie hin: „Gogol hat ausgezeichnet darge-
legt, wie Taras Bulba seinen Sohn Andrej tö-
tete, weil dieser auf
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 die Seite der Feinde über-
geschwenkt war. Das ist die Logik des Kamp-
fes." )

Die .neue Klasse' ist die politische Klasse 
einer ganz bestimmten Generation, die ihre 
Nachfolge sichern muß. Mao beschritt zu die-
sem Zweck den gefahrvollen Weg der Kultur-
revolution, das heißt einer bewußten und kon-
vulsivischen Erschütterung der menschlichen 
Existenz, die diese aus den familiären und tra-

62) Ostprobleme vom 29. 9. 1961, S. 647.
63) Ebenda.
64) Prawda 29. 6. 1963.61) Ponomarjow in Prawda, 25. 10. 1961.



ditionellen Bindungen — nicht zuletzt des kon-
fuzianischen Systems — herauslösen sollte. 
Chruschtschow wählte die Schablone eines 
kommunistischen Dekalogs, wobei er sich als 
historischer Gesetzgeber wähnte und völlig 
verkannte, daß Sittenregeln nicht wie Dekrete 
diktiert werden können. Seiner konfuzianisti-
schen Tendenz lag augenscheinlich die Auffas-
sung des Menschen als eines Dinges zugrunde, 
nicht jedoch eines lebendigen Wesens, das sich 
den Sinn eines Lebens niemals aufpfropfen läßt, 
weil es seine Bestimmung in sich selbst trägt. 
Mehnert schrieb, die „konfuzianische Tradition 
erzog die Menschen dazu, sich mit den Verhält-
nissen abzufinden" 65). Nur dieses Ziel war 
auch für Chruschtschow real. Es mußte ange-
sichts des Verfalls der sowjetischen Gesell-
schaftsordnung sogar mit aller Macht ange-
strebt werden, um den Zusammenbruch des 
Systems zu verhindern.

Das ~Wachstum der Opposition

Ein Kenner der sowjetischen Literatur meinte 
Anfang der sechziger Jahre, der Mensch sei 
„das Haupthindernis auf dem Wege zum Kom-
munismus" 66). Er wurde zum Haupthindernis, 
weil ein elementares Bedürfnis nach Freiheit 
und Wahrheit in ihm steckt, das nur vorüber-
gehend verdunkelt und irregeleitet werden 
kann. Wie schon Ernst Bloch erkannte, sind 
Freiheit und Wahrheit die beiden Seiten einer 
Münze. Es ist nicht möglich, frei zu werden, 
ohne die Wahrheit über die Welt, in der man 
lebt, zu erkennen. Und Wahrhaftigkeit läßt 
sich ohne Freiheit nicht behaupten; ohne sie 
lassen sich keine Konsequenzen aus den ge-
wonnenen Erkenntnissen ziehen, es sei denn 
gegen die bestehende politische Ordnung, falls 
sie die Wahrheit unterdrückt oder zensiert.
Das größte Symbol für Wahrheit und Freiheit 
in dieser Periode der Sowjetunion war Boris 
Pasternak. Sein „Dr. Schiwago", in russischer 
Sprache als Taschenausgabe im Ausland ge-
druckt, ging von Hand zu Hand. Doch die Zahl 
der nach Rußland eingeschmuggelten Exem-
plare war viel zu gering, um den geistigen 
Hunger nach dem Nobelpreis-Roman zu stil-
len, der von keinem sowjetischen Verlag ver-
öffentlicht werden durfte. Er wurde daher mit 
der Schreibmaschine und selbst mit der Hand 
abgeschrieben, auch Fotokopien waren im Um-
lauf Die russischen Leser begriffen besser als 
das Leserpublikum des Westens — dem weit-

gehend die Fähigkeit abgeht und das auch 
nicht den Druck der Notwendigkeit spürt, zwi-
schen den Zeilen zu lesen — den politischen 
Gehalt des „Dr. Schiwago". Pasternak hatte 
einen politischen Roman geschrieben, der eine 
Bilanz und in gewissem Sinne auch eine Ab-
rechnung ist. Es schildert die Vergangenheit 
von Millionen unpolitischer Menschen sowie 
den Stalinismus, die Vergangenheit der immer 
noch herrschenden Parteielite.
Der Dichter führt die beispiellose Härte der 
Stalinschen Politik auf die mißglückte Maß-
nahme der landwirtschaftlichen Kollektivie-
rung zurück, die eine tiefe Kluft zwischen der 
Regierung und dem Volk aufgerissen hatte, 
deren Fehler aber nicht eingestanden oder gar 
korrigiert, sondern zugedeckt werden sollte. 
„Um den Mißerfolg zu verheimlichen, mußte 
man den Menschen mit allen Mitteln der Ein-
schüchterung das Denken und Urteilen abge-
wöhnen und sie dazu nötigen, Dinge zu sehen, 
die es gar nicht gab und die dem Augenschein 
widersprachen." 67) Pasternak schrieb rück-
haltlos: „Ich kenne keine geistige Bewegung, 
die mehr auf sich selber bezogen und weiter 
entfernt von den Tatsachen wäre als der 
Marxismus."65) Er führe zum Verlust des Glau-
bens an den Wert der eigenen Meinung und 
sei zu einer Tyrannei der Phrase geworden; 
nur in schlechten Büchern teilen sich die Men-
schen in zwei Lager. Kunst stehe immer im 
Dienste der Schönheit und könne sich niemals 
dem Prinzip der Nützlichkeit (oder Parteilich-
keit) unterordnen. Die Führer der Oktoberre-
volution hätten nichts auf der Welt so geliebt 
wie das Chaos — sie wollten sich nicht wie je-
dermann vom Brot ernähren, sondern die Erd-
kugel umgestalten.

65) K. Mehnert, Peking und Moskau, Stuttgart 
1962, S. 258.
66) L. Froese, Der Mensch in der neueren russischen 
Literatur, Düsseldorf 1962, S. 6.

67) B. Pasternak, Doktor Schiwago, Frankfurt/M. 
1958, S. 601.
68) Ebenda, S. 311.

Aber Pasternak machte einen Unterschied zwi-
schen Lenin und Trotzki, ohne sie beim Namen 
zu nennen. Lenin war für ihn die Personifizie-
rung der tyrannischen Phrase, Trotzki hinge-
gen die Verkörperung der russischen Willens-
kraft. Er führte ihn unter dem Pseudonym 
Strelnikow in seinen Roman ein: „Wie war es 
möglich, daß der Doktor unter den zahllosen 
Menschen, die er kennengelernt hatte, bis zu 
diesem Tage niemals einer so ausgeprägten 
Persönlichkeit wie diesem Manne begegnet 
war? . . . Mit einemmal wurde ihm klar, daß 
dieser Strelnikow, der da vor ihm stand, die 
vollkommene Verkörperung der Willenskraft 
war. Er war in einem solchen Maße der 
Mensch, der er sein wollte, daß alles an ihm 



exemplarisch erschien: sein schöner und gut 
geschnittener Kopf, sein energischer Schritt, 
seine langen Beine, seine hohen Stiefel, die, 
selbst wenn sie voller Schmutz waren, noch 
sauber wirkten, und sein graues Uniformhemd, 
das, auch wenn es zerknittert war, den Ein-
druck frisch gebügelten Leinens erweckte. So 
überwältigend war der Eindruck seiner natür-
lichen Ausstrahlung und Haltung, d
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ie ihn be-
fähigten, sich in jeder nur erdenklichen Lage 
der irdischen Existenz zurechtzufinden." 9) 
Doch fiel dem Beobachter auf, daß Trotzkis Ge-
sicht abzublättern begann. „Es war, als wäre 
etwas Abstraktes in dieses Antlitz gekommen 
und habe es farblos gemacht. . . . Mein Herz 
krampfte sich zusammen. . . . Ich begriff, daß es 
eine Auswirkung jener Mächte war, deren Ge-
walt er sich ausgeliefert hatte, erhabener 
Mächte, aber todbringender und erbarmungs-
loser, die auch ihn irgendwann nicht schonen 
würden." )
Das russische Volk würde in der Umarmung 
des Bolschewismus wie vom glühenden Reif 
einer verzehrenden Idee zusammengepreßt, 
und Trotzki, im Gegensatz zu Lenin aus die-
sem Volk als ein spezifisches Geschöpf der 
hoffnungsvollen Revolution aufgestiegen, war 
Vollstrecker und Opfer zugleich. Pasternak 
ließ ihn nicht 1940 in Mexiko enden, sondern 
unmittelbar nach dem Bürgerkrieg im kommu-
nistischen Rußland, umstellt durch seine ehe-
maligen Genossen, von eigener Hand.

Nur dem westlichen Leser (und Rezensenten) 
konnte entgehen, wer mit Strelnikow gemeint 
war. Um es deutlich zu machen, begegnete ihm 
Schiwago in Trotzkis legendärem Panzerzug. 
Er hatte sich aber von seiner Frau, dem Inbe-
griff der russischen Vitalität, getrennt, und als 
er schließlich zu ihr zurückkehren wollte, ge-
hörte sie bereits einem anderen. Von der Vita-
lität losgelöst, war der Wille trotz glanzvoller 
Personifizierung der Vernichtung geweiht. 
Trotzki kehrte zu spät um, doch wenn man 
Pasternak folgt, so ist er weitaus russischer 
als Lenin gewesen. Im Westen sieht man es 
bekanntlich umgekehrt.

Der Roman „Dr. Schiwago" verbreitete sich in-
nerhalb der Sowjetunion erst in den sechzi-
ger Jahren, und mit ihm kehrte Trotzki end-
gültig nach Rußland zurück. Vom Standpunkt 
des politischen Systems und selbst der zweiten 
Entstalinisierung, die auf der Verdammung 
des Trotzkismus beharrte, war daher das Ver-
bot des Romans durchaus verständlich. Er be-

stand ja auf der vollen Wahrheit über die Ok-
toberrevolution und ihre Folgen, er verkün-
dete das Morgenrot einer neuen Freiheit und 
war ein Traktat zugunsten des kritischen Den-
kens.
Pasternak starb im Frühjahr 1960 als ein Ver-
folgter des Systems. Seine Beerdigung gestal-
tete sich zu einer öffentlichen Demonstration. 
An ihr nahmen unter anderem die Schriftstel-
ler Paustowski und Kawerin teil. Am Grabe 
Pasternaks traten auch ein Student und ein 
Arbeiter mit politisch zugespitzten Gedächtnis-
reden auf. Diese Gemeinsamkeit von Dichtern, 
Studenten und Arbeitern war ein neues Mo-
ment, aber durchaus bezeichnend für die Jahre 
des Aufschwungs der Opposition.

Die Möglichkeiten des institutioneilen Marxis-
mus, das kritische Denken abzutöten, hatten 
sich zunächst erschöpft. Vielleicht ahnte das 
auch Chruschtschow bei der Formulierung des 
neuen Sittenkodex. Aber die Entwicklung zum 
sogenannten „Tauwetter" konnte dadurch 
nicht mehr aufgehalten werden. Das zeigte sich 
bereits an den Antworten auf eine Umfrage 
einer literarischen Zeitschrift bei repräsentati-
ven Schriftstellern der jungen Generation. Sie 
sollten insbesondere öffentlich erklären, wie 
sie ihre Pflicht verstünden, „den Menschen mit 
neuen, kommunistischen Eigenschaften zu for-
men" 71).

69) Ebenda, S. 296. 
70) Ebenda, S. 479.

71) Woprosy literatury, Moskau 9/62.
72) Ostprobleme vom 21. 12. 1962, S. 779.
73) Ebenda.
74) Ebenda, S. 780.
75) Ebenda.

Aksenow antwortete: „Das unbedingte Fest-
halten an der Wahrheit des Lebens ist das Un-
terpfand für eine wirkliche Beteiligung des 
Schriftstellers an der Formung des Menschen 
der Zukunft." 72)  Wosnessenskij schrieb: „Das 
Grundproblem der heutigen Literatur (ist) das 
Schauen in die Tiefe, in die Seele des Men-
schen, in das Interieur des Bewußtseins. Der 
Kommunismu
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s ko
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mmt über das Herz; das Herz 
liegt in der Kompetenz der Poesie . . . Poesie 
ist Improvisation; man kann sie nicht pla-
nen." 73) Gladilin: „Nur die Wahrheit schrei-
ben, ohne die Wirklichkeit zu übertünchen und 
zu beschönigen. Seinerzeit haben manche 
Autoren den Leser mit rosaroten Bildern gefüt-
tert." ) Damdinow: „Man darf schöngeistige 
Literatur nicht in eine triste Aufzählung posi-
tiver Eigenschaften des Menschen verwandeln. 
Bücher dieser Art zu lesen, ist langweilig." )  
Fonjakow: „Eine der nutzlosesten Beschäfti-
gungen in der Welt ist es, in Belletristik ge-
kleidete Rezepte für das Verhalten in allen 



Lebenslagen zusammenzustellen. . .. Der Cha-
rakter der Generation, das ist der Charakter 
der Zeit." 76 ) Schließlich Jewtuschenko: „Den 
Kommunismus stelle ich mir al
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s eine Art sym-
bolischen Staat vor, dessen Präsident die 
Wahrheit und dessen Minister die Sanftmut 
und die Strenge sind. Meiner Ansicht nach 
werden diese beiden Minister im Kommunis-
mus genügen. Der Schriftsteller muß das Ur-
bild eines solchen kommunistischen Staates 
sein." )
Kein einziger der jungen Schriftsteller erklärte 
sich bereit, an der Reduzierung des Menschen 
auf einen Apparat mitzuwirken, der von einer 
Zentrale ferngesteuert wird. Alle wandten sich 
gegen die Normung des menschlichen Verhal-
tens nach einem vorgefaßten Schema. 

r

Es gibt viele Beweise dafür, daß es sich nicht 
nur um repräsentative Schriftsteller der jun-
gen Generation, sondern bei ihren Antworten 
auch um repräsentative Meinungen handelte. 
Wir beschränken uns auf einige wenige Äuße-
rungen aus dem gleichen Jahr. Für Rassadin 
bestand das Schrecklic
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hste am Stalinismus dar-
in, daß er „den Untertanengeist theoretisch als 
das Normale hinstellt. Die Bedeutung der 
menschlichen Persönlichkeit wird auf ein Mi-
nimum reduziert — auf ein .Schräubchen' )". 
Nach dem Filmregisseur Fromm gibt sich die 
neue sowjetische Filmkunst „nicht mehr mit 
dem allgemeinen Optimismus eines kollekti-
ven Schicksals zufrieden. Sie sucht nach der 
ganzen Einmaligkeit des Individuums, vor al-
lem seiner Traumbilder und Ängste, die man 
bisher der Metaphysik zum Selbstkostenpreis 
überließ79)." Winogradow zog aus dem Schutt 
eine uralte Weisheit: „Der Mensch ist seiner 
Natur nach ein freies Wesen und empfindet 
deshalb den Zwang als widernatürlich. Die 
Lüge hat noch niemals im Leben ein Aufblü-
hen des menschlichen Wesens bewirkt . . ." 80 ). 
Olga Bergholz deckte als ein typisches Symp-
tom der vergangenen Ära und ihrer teilweise 
noch immer bestehenden Geistesverfassung 
die unverfrorene Behauptung auf, daß der So-
wjetmensch frei vom unwürdigen Gefühl des 
Mitleids sei. „Diese Äußerung empfand ich als 
eine unglaubliche Beleidigung. Alles Lebendi-
ge ist doch zum Leiden fähig, und das Leid 
eines anderen Menschen als sein eigenes mit-
zuempfinden, es auf sich selbst zu übertragen, 
es abzuwenden und zu helfen — dessen ist nur 

76) Ebenda, S. 781.
77) Ebenda, S. 780.

der Mensch fähig." 81)  Oder nehmen wir An-
ninskij: „Talent ist dort, wo Wahrheit ist. Ta-
lent besteht gerade darin, daß der Künstler 
außerstande ist, seine Pers
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önlichkeit zu ver-
leugnen. Ohne Talent wird die Idee in der 
Kunst nicht einfach wertlos, sie wird einfach 
entmenschlicht, sie wendet sich gegen sich 
selbst, in erster Linie aber gegen die Men-
schen, selbst wenn sie in deren Namen be-
schworen wird." )

Das negative Element der Grundstimmung 
hatte bereits Twardowskij in Verse gefaßt:

Wir haben Ihnen, Genosse Stalin, so getraut, 
wie wir vielleicht uns selbst nicht trauten. 
Schon zur Gewohnheit war's geworden, 
daß er durch seiner Pfeife Rauch 
die Welt so sah, wie er sie wollte, 
daß er wie Gott geschaltet auch.
Im voraus war der Weg gewiesen 
für alles Tun und jedes Ding.
Den positiven Bestandteil desselben Grundge-
fühls modulierte Jewtuschenko in einer kur-
zen Autobiographie: „Den Tag, an dem Stalin 
beerdigt wurde, kann man als Wende in unse-
rem Leben bezeichnen. Von diesem Tage an 
wußten wir, daß niemand mehr für uns dachte. 
Ich hatte sogar zu zweifeln begonnen, daß ir-
gendeiner jemals für uns gedacht hat. Auf alle 
Fälle mußte man von jetzt an nachdenken, 
nachdenken und noch einmal nachdenken. Der 
Wirbel der Ereignisse zerstörte täglich mehr 
unsere geistigen Gewohnheiten. Er bewies, 
daß in Rußland eine große Anzahl von schwe-
ren Problemen herangereift war und daß kei-
ner sie lösen würde, wenn wir sie nicht selbst 
in die Hand nehmen würden. Die Kugel, die 
auf Berija abgefeuert worden war, war nur ge-
recht. Leider eine verspätete Gerechtigkeit. 
Aber ich habe den Eindruck, daß Gerechtigkeit 
ein Zug ist, der immer Verspätung hat. ... In 
Rußland ist das Wort .Dichter' fast ein Syno-
nym für ,Kämpfer'. In keinem Land der Welt 
hat die Dichtung eine so starke Tradition von 
politischem Engagement. Es ist kein Zufall, 
daß die Russen ihre Dichter als geistige Füh-
rer betrachten, als .Hüter der Wahrheit'. In 
Rußland hielten al
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le Tyrannen die Dichter für 

ihre schlimmsten Feinde." )
Diese in Frankreich publizierten Sätze wären 
in der Sowjetunion wahrscheinlich niemals 
veröffentlicht worden. Jewtuschenkos Auto-
biographie wurde in Paris statt in Moskau ge-
druckt; sie sollte ihm den Vorwurf eintragen,

81) Woprosy literatury, Moskau 11/62.



sein Land für dreißig Silberlinge verkauft zu 
haben und „Abschaum auf der neuen Welle 
der Sowjetliteratur" 84 ) zu sein. Die Partei ver-
hängte einen fruchtlosen Boykott über den 
jungen Dichter, der erst durch einen persönli-
chen Protest bei Chruschtschow erreicht hatte, 
daß seine Verse die Zensur passierten. Doch 
„Babij Jahr" und „Stalins Erben" erschienen in 
der Sowjetunion nur in abgeschwächter Fas-
sung85). Die Partei leugnete, daß es eine anti-
semitische Tendenz in der Sowjetunion gäbe 
und daß Stalin ein Scheintoter sei, der selbst 
aus dem Sarg noch Befehle zu erteilen vermag. 
Jewutschenko besaß den Mut, Chruschtschow 
im Dezember 1962 vor einem großen Forum zu 
warnen, sich derselben Methoden zu bedienen. 
Andererseits hatte er sich jedoch schon 1960 
als überzeugter Kommunist zu erkennen gege-
ben:

84) Komsomolskaja prawda, 11. 5. 1963.
85) Osteuropa 11/64, S. 825.

86) 
87) 
88) 

Denen, die eifrig scharwenzeln und die Regie-
rung belügen, 

geht es nicht darum, daß die Macht eine sowje-
tische, 

sondern allein darum, daß es Macht ist.
Wir stehen an den Fronten der Revolution, 
wir sind ihre Fortsetzung.
Hier klangen schon dieselben Motive wie in 
der Autobiographie auf: daß die Oktoberrevo-
lution noch nicht beendet sei, aber von den al-
ten Kräften kaum vollendet werden kann, wes-
halb zumindest die geistige Führung von den 
Politikern, die versagt oder sich gar mitschul-
dig gemacht haben, auf die Dichter übergehen 
müsse, die sich ihrerseits auf die junge Gene-
ration stützen sollten. Auf seinen Auslandsrei-
sen gab Jewtuschenko fast unverhüllt zu ver-
stehen, daß die Schriftsteller den Politikern 
das Heft aus der Hand nehmen müßten. Das 
war im Sinne Chruschtschows ein höchst ge-
fährlicher Angriff auf den Führungsanspruch 
der Partei; er liebte es jedoch, vor aller Welt 
zu demonstrieren, daß sein Machtwort über 
der Zensur stand. Außerdem kamen ihm einige 
Verse des jungen Dichters gegen die innerpar-
teiliche Opposition sehr gelegen. Er konnte 
auch nicht übersehen, daß Jewtuschenko bin-
nen weniger Jahre zu berühmt geworden war, 
daß sich mit ihm nicht mehr auf dieselbe Wei-
se verfahren ließ wie mit dem Schriftsteller 
Nariza, der 1960 in einem Brief an den Partei-
chef gegen die Knebelung der Kunst prote-
stierte und daraufhin für geisteskrank erklärt 
worden war. Vor der Anwendung derselben 
Methode gegen die Dichter Tharsis und Owet-
schin im Jahre 1962 und ihrer allgemeinen An-

drohung gegen oppositionelle Intellektuelle 
scheute Chruschtschow aber nicht zurück. Der 
Genickschuß war durch die Einweisung in eine 
Nervenklinik oder in ein Irrenhaus ersetzt 
worden. Jewtuschenko schützte der Kordon 
einer ungemeinen Popularität, weil das neue 
Lebensgefüh
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l in seinen Gedichten am reinsten 
hervortrat. Er hatte bereits in vielen Fabriken, 
Kolchosen und Schulen rezitiert. Nach seinem 
eigenen Bericht trat in einer Fabrik eine müde 
Arbeiterin auf ihn zu, um ihm dringlich zu 
raten: „Schreibe nur die Wahrheit, Söhnchen, 
nur die reine Wahrheit. Suche sie in Dir selbst 
und bring' sie dem Volk; suche sie im Volk 
und nimm sie in Dich auf." )  Dieses Erlebnis 
brannte sich in sein Gedächtnis ein, als hätte 
er durch den Mund der alten Arbeiterin vom 
Volk selbst einen Auftrag erhalten, der ver-
pflichtender als jeglicher Parteibefehl war.

Es gab jedoch bereits eine noch jüngere Ju-
gend, die schon weitaus radikaler als Jewtu-
schenko war. Ihr blieb nur die Herausgabe ille-
galer Zeitschriften übrig. Am „Phönix 61" wa-
ren 26 Autoren, am „Cocktail" sieben Autoren 
der Jahrgänge 1941—44 beteiligt. Dem „Phö-
nix" stand als Motto voran:

Schreibt wahr, damit das Wort lebe, 
damit, vom Schleier gedeckt 
der Gedanke, zusammengekrümmt wie eine 

Feder 
die sie unversehens Berührenden erschlägt.

Einer der Autoren, Karanin, kritisierte Jewtu-
schenko als einen „zwiegesichtigen Janus" 87 ), 
der sich zu keiner konsequenten Haltung 
durchringen könne. Ein anderer, Oneshskaja, 
schrieb bitter von dem „herrlichen Vaterland, 
das auf Knochen errichtet ist" 88 ). Sehen wir 
uns einen Auszug aus dem typischen Gedicht 
von N. Nor an:

Mögen wir wenige sein! Mögen wir schwach 
sein!

Unaufhaltsam jedoch wächst unsere Zahl. 
Und eure finstere Küche, 
die den Duft nicht kennt von köstlichen

Speisen, 
in der Pfeffer und Salz und prickelnde Würze 
verschlossen sind in den Schränken, 
eure finstere Küche voll Modergeruch, 
sie steht auf faulendem Holz!
Wir werden die Bretter zerbrechen!
Mögen wir wenige sein! Wir warten! Wir 

glauben!
Und sollten wir fallen: unsere Stunde kommt!



Dieselbe Entschlossenheit fand sich in den 
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Bei-
trägen des „Cocktail", der von „revolutionären 
Antikommunisten" ) herausgegeben wurde:

Mögen wir untergehen, unsere Stunde wird 
schlagen!

Vor uns sind noch viele Kämpfe, 
so viele Senatsplätze und Kugelregen. 
In der Zwangsjacke quält sich Rußland, 
doch nie wird man es ganz zähmen.
Erhebt euch, jetzt, in dieser blauen Nacht. . ..
Als Herausgeber des „Phönix" zeichnete 
furchtlos mit voller Adresse Alexander Gins-
burg. Im „Cocktail" tauchte der Name Galans-
kow, eines nicht weniger Mutigen, auf, der pa-
zifistische und anarchistische Motive miteinan-
der verknüpfte:
Oh, leuchtendrotes Blut der Meuterei 
geht und brecht nieder 
den Kerker des Staates!
Um Galanskow und Ginsburg sammelte sich 
eine junge Garde, die nach nächtelangen Dis-
kussionen in geheimen Zirkeln beschloß, selbst 
um den Preis der sofortigen Verhaftung an die 
Öffentlichkeit heranzutreten. Im Herbst 1961 
verlasen sie vom Majakowski-Denkmal in 
Moskau ihre Verse und Traktate, darunter 
Ginsburg das „Manifest des Menschen" von 
Galanskow, das den Aufruf zur Erhebung ent-
hielt. Von der Tribüne des Denkmals entfernt, 
verteilten sie Flugblätter unter die stehenge-
bliebenen Passanten, denen ein solcher An-
blick völlig ungewohnt war.
Die Komsomol-Zeitung nannte elf der beteilig-
ten jungen Rebellen beim Namen: Galanskow, 
Bukowskij, Kaganowskij, Sacharow, Bok-
schtejn, Kalugin, Wischnjakow, Arkind, 
Schtschukin, Nosow, Schucht. Man bezeichnete 
sie in der Presse als Spitzbuben, Flegel, Fau-
lenzer. Verräter und als „Abschaum" 90 ). Ga-
anskow, ein Renegat, spiele sich als Theoreti-

ker einer Gruppe auf, die sich „Progressisten" 
nenne. Aber erbärmliche Einzelgänger dieses 
Schlages, die das Volk verleumden würden, 
hätten keinerlei Chancen.

89) Ebenda.
90) Komsomolskaja prawda, 14. 1. 1962.
91) Ebenda, 1. 10 1961

92) H. Achminow,. Die Totengräber des Kommunis-
mus, Stuttgart 1964, S. 423.
93) Ebenda, S. 214.

Doch am 6. Juni 1960 hatte es schon einen 
ähnlichen ‘orfall in Tambrow gegeben, wo 
der iunge Dichter Gogin am Soja-Kosmodem-
anskaia-Denkmal vor etwa 200 jungen Leuten 

91rezitierte ) Auch in Leningrad und Saaratow 
cinnen die Dichter- Rebellen auf die Straße, um 
i esunqen an öffentlichen Plätzen abzuhalten. 
Si6 abe- euch weiterhin illegale Zeitschriften 
hereus: In Moskau erschienen „Kampf" und 

„Die Prawda des Rußländers", in Odessa „Die 
Ähre", in Archangelsk „Morgendämmerung".
Pasternak, Twardowsjij, Jewtuschenko und 
Ginsburg gehören vier verschiedenen Genera-
tionen an. Vier verschiedene Lebensrhythmen 
vereinigten sich, um die Zwangsjacke des nach 
wie vor totalitären, wenn auch aufgelocker-
ten Systems zu sprengen. Wenngleich vorerst 
aus jeder Generation nur eine kleine Minder-
heit den Stab der revolutionären Traditionen 
wiederaufnahm, war das tatsächliche Gewicht 
dieser Minderheiten bereits weitaus größer als 
ihr numerisches Gewicht, weil das politische 
System am Funktionsverlust wie an einer Aus-
zehrung litt. Die Kommunistische Partei hatte 
ihre Schuldigkeit, Rußland zu einem Industrie-
staat zu machen, getan, und nun konnte sie 
eigentlich gehen. Aber obwohl sie in der Marx-
sehen Terminologie aus einer Entwicklungs-
form zu einem Hemmschuh der Entwicklung 
geworden war, klammerte sie sich weiter an 
die Macht. Nach Achminow war die kommu-
nistische Diktatur in Rußland „spätestens seit 
1950 überflüssig, ja parasitär" 92).  Der Partei-
apparat ist zum Selbstzweck geworden: „Die 
Spit
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ze des Sowjetreiches bilden Menschen, 
deren Stellung so unsicher wie nur möglich 
ist, denn sie haben meistens gar keinen Beruf. 
Selbst wenn sie einmal vor Jahren einen ge-
habt haben, so sind ihre Kenntnisse zumindest 
nicht mehr zeitgemäß. Daraus ergibt sich vor 
allem, daß diese Menschen fest an dem Prinzip 
der Aufhebung des Privateigentums hängen, 
denn sie haben nur in einem kommunistischen 
System, einem System, in dem nicht das fach-
liche Können, sondern die politische Zuver-
lässigkeit ausschlaggebend ist, eine Verwen-
dung." )
Der Parteiapparat blieb hinter der Entwick-
lung, die er ausgelöst hatte, sowohl in sozialer 
als auch in bildungsmäßiger Hinsicht zurück. 
Das war eine Einsicht, die viele erzittern, aber 
auch aktiv werden ließ. Kein anderer als der 
berühmte Schriftsteller Paustowski, der das 
Erbe Pasternaks antrat, kennzeichnete den Un-
terschied zwischen den Apparatschiks und dem 
Volk: „Das Problem besteht darin, daß in un-
serem Lande eine neue soziale Schicht, eine 
neue bürgerliche Klasse vorhanden ist, die sich 
straffrei und bis zu einem gewissen Grade 
blühend entwickelt. Das ist eine neue Schicht 
von Fleischfressern und Besitzenden, die mit 
der Revolution, mit unserem Regime nichts ge-
mein haben. Das sind Zyniker, schwarze Ob-



skuranten, die sich nicht schämen, antisemiti-
sche Reden zu halten. Wie ist es dazu gekom-
men? Woher kommen die Nutznießer und Spei-
chellecker, die Geschäftemacher und Verräter, 
die sich das Recht nehmen, im Namen des Vol-
kes zu sprechen? Sie alle können in aller Frei-
heit und ungestraft auf die Tribüne steigen . . . 
und darüber sprechen, was und wie das Volk 
denkt. Sie haben sich daran gewöhnt, das Volk 
wie Dung anzusehen. Ihre Erziehung geschah, 
indem man sich an die niedrigsten Instinkte 
wandte. Ihre Waffe ist Verrat, die Verleum-
dung, der moralische oder der physische Mord. 
Diese Leute sehen wir jeden Tag um uns. Sie 
scheinen in einer gemeinsamen Form ge-
schmolzen zu sein, bis zu der Art, sich zu klei-
den. Sie benutzen alle die gleiche, widerliche 
Ausdrucksweise, eine tote Sprache, eine Büro-
kratensprache, die voller Verachtung für die 
russische Sprache ist. Sie sind eine Macht, die 
schwer auf uns
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erem Lande lastet. Aber ich 
glaube, daß unser Volk sich der Würde unse-
res Lebens bewußt werden und die Drosdows 
rasch und sicher hinwegfegen wird. Diesen 
Kampf muß man bis ans Ende führen. Das hier 
ist erst der Anfang." )

Das war Djilas auf russisch. Die Unterschiede 
zwischen Paustowski und Galanskow sind 
nicht sonderlich groß, obwohl zwei Generatio-
nen zwischen ihnen liegen, die der Jewtu-
schenkos und die Twardowskijs. Der Bogen 
des Rebellentums spannte sich jetzt von den 
Siebzig- bis zu den Zwanzigjährigen. Gegen 
das System der ,neuen Klasse' vereinigten sich 
Kommunisten und Antikommunisten, Ent-
täuschte und solche, für die Lenin ein Mann 
des Unheils war. Als Jewtuschenko und Wos-
nessenski im März 1963 von Chruschtschow 
angegriffen wurden, ergriffen ältere Schrift-
steller ihre Partei. Der kasachische Dichter Su-
lejmenow verteidigte sie offen auf einer Mas-
senversammlung von Jugendlichen in Alma 
Ata95). Aber auch Paustowski, Ehrenburg und 
andere stellten sich hinter die Jungen. Umge-
kehrt druckten die Herausgeber des „Phönix" 
Auszüge aus der Autobiographie Pasternaks 
ab. Es gab einen Generationskonflikt und zu-
gleich ein Bündnis der Generationen, die sämt-
lich in Befürworter und Kritiker des Systems 
gespalten sind. Was die progressiven Vertre-
ter der vier Generationen miteinander ver-
band, war ihr Streben nach Abschüttelung der 
.toten Hand' des Stalinismus, ihre Empörung 
über die antisemitische Tendenz in hohen 

94) J. Rühle, Literatur und Revolution, Köln 
S. 142.
95) Radjanska Ukraina, 10. 4. 1963.

96) H. Pörzgen in Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
5. 3. 1963.
97) J. R., a. a. O., S. 146.

Funktionärskreisen, ihr Bemühen um Wahr-
heit, ihr Drang nach Freiheit und ihre Verach-
tung der Privilegien auf Lebenszeit einer be-
amteten Schicht, die eine privilegienfreie Ge-
sellschaft schaffen wollte. Die antisemitische 
Tendenz ging übrigens auf die Verunglimp-
fung Trotzkis als Judas zurück.

Die Macht der intellektuellen Minderheiten 
beruhte darauf, daß sie der toten Bürokraten-
sprache ein erneuertes Russisch entgegenstell-
ten, das von Leben und Farbigkeit sprühte. Nur 
die Dichter konnten diese Erneuerung vollbrin-
gen. Dichtung wurde, wie Wosnessenski tref-
fend sagte, zu einem Grundnahrungsstoff wie 
das Brot. Allein im Jahre 1963 erschienen in 
der Sowjetunion 2 236 Gedichtbände mit einer 
Auflage von 90 Millionen Exemplaren. An den 
„Tagen der Poesie" strömen Zehntausende 
von Menschen zusammen. Junge und alte 
Dichter rezitieren vor 1000, 5000, 10 000 atem-
los lauschenden Hörern. In den Tiefen der rus-
sischen Gesellschaft bereitet sich eine gewalti-
ge Umwälzung vor. Zwischen 1960 und 1962 ist 
die kalte Flamme einer geistigen Revolution 
entbrannt, die Flamme einer großen Nüchtern-
heit, die wieder sehend macht.

Die Macht der intellektuellen Eliten beruhte 
auch darauf, daß, mit den Worten eines deut-
schen Korrespondenten in Moskau, „die mo-
derne Literatur, das Schauspiel und der Film 
antistalinistisch" 96)  sind. Er berichtete, das 
einzige stalinistische Literaturorgan fände 
kaum noch Abonnenten. Die von Twardoeskij 
geleitete Zeitschrift „Nöwij mir" hingegen 
konnte ihren Absatz wesentlich steigern; als 
sie im November 1962 Solschenizyns Erzäh-
lung über das Leben in den Zwangsarbeiter-
lagern brachte, waren in wenigen Stunden 
100 000 Exemplare verkauft. Unter der Jugend 
fand die Zeitschrift „Junge Garde" große Be-
achtung; ihr Redakteur stellte sich offen der 
Partei: „Ihr beschuld
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igt uns des Nihilismus? 
Wir nehmen das an, denn Nihilismus ist die 
Suche nach dem Neuen!" )

Die geistige Revolution hat die psychologische 
Macht des Systems bereits an entscheidenden 
Stellen durchbrochen, jene Macht, deren Wir-
kung darin zum Ausdruck gelangte, daß man 
nicht mehr frei zu denken oder gar zu fühlen 
vermochte. Aber die materielle Macht des Sy-
stems kann sie höchstens erschüttern. Gegen 
sie bedarf es noch anderer Kräfte. Aber auch 
diese Kräfte regten sich immer mehr.



Trotz .Säuberung' der Universitäten in Mos-
kau und Leningrad breitete sich die Unruhe 
unter den Studenten weiter aus. Es gibt zum 
Beispiel mehrere Berichte über eine von ih-
nen eigenmächtig in der Aula des Pädagogi-
schen Instituts der Leningrader Universität 
durchgeführte Versammlung, die am 2. April 
1961 stattfand. Von den 14 Rednern verteidig-
ten nur drei den Standpunkt der Partei. Die 
übrigen verlangten Rede- und Meinungsfrei-
heit, das Recht auf den Zweifel und die Entlar-
vung „falscher Wahrheiten" 98 ). Eine ähnliche, 
von etwa 300 Studenten besuchte Versamm-
lung fand im Moskauer Institut für Energetik 
statt. Im Juni 1964 kam es in Moskau zu einer 
Protestdemonstration, als die Behörden eine 
Ausstellung des Malers Glasunow unterbin-
den wollten. Im gleichen Monat berichtete die 
Komsomol-Zeitung von einer „Weltanschau-
ungsgruppe" in der Moskauer Universität99). 
Wieviel Studenten sich unter den ca. 10 000 
jungen Menschen befanden, die nach amtlicher 
Mitteilung 1961/62 in „Besserungskolonien” 
verschickt wurden, konnte nicht festgestellt 
werden. Es machte sich ein waches Interesse 
an den politisierenden Schriftstellern des We-
stens bemerkbar. Auf unergründlichen Wegen 
wurden die Schriften von Camus, Orwell, 
Koestler und Saint-Exupery beschafft. Eine 
Reihe von Studenten gab das Studium auf und 
ging ins Volk: So entstand der neue Typus des 
geheimen Volkspredigers, eines unbezahlten 
Berufsrevolutionärs, der keine Partei oder il-
legale Organisation hinter sich hatte.

Daneben entfaltete sich die Massenbewegung. 
Wir müssen uns angesichts der detaillierten 
Fülle auf eine notizenhafte Aufzählung be-
schränken:

1960 Unruhen in Odessa und Nowotscher-
kassk.

1961 Unruhen in Krassnador, Sewastopol, Gor-
ki, Odessa, Taschkent. Verweigerung von 
Überstunden im Donbass. Streiks in Odessa, 
Archangelsk, Murmansk, Krassnador, Kriwoj 
Rog, im Molkerei-Kombinat Nowotraizk, im 
Moskauer Lichatschew-Werk und in vier Le-
ningrader Betrieben. In Moskau zogen Bauar-
beiter in ein für Angehörige der Oberschicht 
bestimmtes Haus ein. Überfall auf eine Miliz-
station in Muron. Frauenaufruhr in Jarosslawl 
gegen die Lebensmittelknappheit. Milchkan-
nendemonstration in Woronesch, weil nirgends 
Milch zu bekommen war.

1962 Streiks im Donbass, Unruhen in Nowot-
schersk, Schachty, Nowoschachtinks und Krass-
nyj Ssulin, Demonstrationen in Kemerowo, 
Iwanowo, Omsk, Rostow und Minsk, in Tasch-
kent, Kirowograd, Murom und Alexandrow. 
Bei Straßenschlachten in Wladimir explodier-
ten erstmals Molotow-Cocktails.

Drei der genannten Ereignisse verdienen be-
sondere Beachtung, nämlich die dreitägigen 
Demonstrationen in Krassnador (1961), die 
Meuterei im Donezbecken (1962) und die Unru-
hen in Nowotscherksk (1962).

In Krassnador fanden wie in anderen Städten 
Demonstrationen gegen die verhaßte Miliz 
statt. „Ein 15jähriger Junge war erschossen 
worden, sein Leichnam wurd
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e von den Demon-
stranten feierlich durch die Stadt getra-
gen." )  Das erinnert an einen ähnlichen 
Vorgang am 17. Juni 1953. Die gespenstische 
Szene des Herumtragens der ersten Blutopfer 
gehört zum Ritus der beginnenden Revolution. 
Sie tauchte schon im 19. Jahrhundert auf.
Gegen die Streikwelle im Donezbecken war 
die Miliz machtlos. Das Parteibüro forderte 
Militär an. Der Kommandeur einer Einheit, der 
sich weigerte, auf die Arbeiter schießen zu las-
sen, richtete die Pistole gegen sich selbst. 
„Nach ihm erschossen sich noch einige weite-
re Offiziere." 101) Daraufhin wurde auch das 
Militär abgelöst und durch Sondertruppen des 
Staatssicherheitsdienstes ersetzt, die rück-
sichtslos von der Waffe Gebrauch machten. 
Einige Bahnverbindungen durch das Donez-
becken waren monatelang unterbrochen — ein 
Zeichen dafür, daß die Unruhen und Streiks 
nur sehr langsam unterdrückt werden konnten. 
Dieser Vorfall erinnerte an den Aufstand der 
Jungarbeiter von Temir-Tau im Mai 1959.

98) Komsomolskaja prawda, 5. 4. 1961.
99) Ebenda, 6. 6. 1964.

100) 

Die Unruhen in Nowotscherksk setzten am 
1. Juni 1962 gleichzeitig in den Großbetrieben 
und Lehranstalten ein. Offensichtlich waren sie 
organisiert. Die Arbeiter der Großbetriebe und 
die Studenten strömten a
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uf die Hauptstraße. 
Sie vereinigten sich zu einer Demonstration, 
die zum Gefängnis zog, um die politischen 
Häftlinge zu befreien. Miliz und Staatssicher-
heitsdienst eröffneten das Feuer. Doch auch 
einige Demonstranten waren bewaffnet und 
schossen zurück. Es gab eine Straßenschlacht, 
die „auf viele Teile der Stadt" )  Übergriff, 
wobei die Studenten an vorderster Stelle 
kämpften.



Die meisten Unruhen und Streiks der Jahre 
1961/62 hingen offenbar mit der Geldentwer-
tung durch die Währungsreform, mit der Ver-
sorgungskrise und den starken Preiserhöhun-
gen zusammen. Aber in vielen Orten glitten 
sie schnell über diese sozialen Auslösungs-
punkte hinweg, um sich in politische Manife-
stationen zu verwandeln. Das Zusammengehen 
der Arbeiter und Studenten von Nowot-
scherksk bedeutete eine neue Entwicklungs-
stufe des Kampfes. An verschiedenen Orten 
überwanden erstmals auch die Frauen ihre 
politische Passivität. Im weiblichen Zwangsar-
beitslager Kingir kam es zu einem .Aufstand, 
überraschender war aber das wachsende 
Selbstbewußtsein der Arbeiter und ihre Unter-
stützung durch gewisse Justizbeamte. Im Fe-
bruar 1964 wurde bekannt, daß rund 50 °/o der 
in den letzten Jahren entlassenen Arbeiter im 
Gebiet Lugansk ihre Wiedereinstellung auf 
gerichtlichem Wege erzwangen1043). Wieviel 
mögen es erst in Moskau und Leningrad gewe-
sen sein?

103) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13. 3. 1964.
104) Vorwärts, 19. 2. 1966.

105) 

In den Jahren 1963/64 flaute die Massenbe-
wegung wieder ab. Wie jede andere unterliegt 
sie dem Wechsel von Flut und Ebbe. Nach ein 
oder zwei Jahren stellt sich fast immer eine 
Erschöpfung ein. Das will jedoch wenig besa-
gen, solange die grundlegenden Ursachen der 
Unzufriedenheit weiterbestehen. Die Sowjet-
union gelangte 1962 an einen Punkt der Ent-
wicklung, wo soziale Zugeständnisse und klei-
ne Reformen — vielleicht Reformen überhaupt 
— nicht mehr genügen. Gerade der XII. Par-
teitag mit seinen neuen Enthüllungen verhalf 
zu dieser Erkenntnis.

Zur Zügelung der Intelligenz schuf die Partei 
die „Ideologische Kommission" (1962) und 
das „Staatskomitee für Veröffentlichungen" 
(August 1963) — zwei neue Institutionen des 
institutionellen Marxismus. Zur Einschüchte-
rung der Jugend und der Arbeiter wurde die 
Todesstrafe für verbotene Gruppenbildungen 
eingeführt; offenbar machte sich eine größere 
Anzahl solcher Gruppen bemerkbar. Im Fe-
bruar 1962 erschienen nicht weniger als drei 
Verordnungen, die mit dem Tode drohten (zu 
diesem Zeitpunkt hatten die Unruhen einen 
Höhepunkt erreicht).

Es wurden vier Stufen von „Besserungs- und 
Arbeitskolonien" eingerichtet: gewöhnliche, 
verschärfte, strenge und Sonderlager. Als 
einer der ersten aus der intellektuellen Oppo-
sition lernte sie der Dichter Brodski kennen. 

Man verurteilte ihn im März 1964 auf Grund 
einiger kritischer Gedichte wegen Schmarot-
zertums' zu fünf Jahren Zwangsarbeit.

Aber das Wachstum der Opposition konnte 
durch diese administrativen Maßnahmen nicht 
verhindert werden. Diese Opposition war be-
reits so gekräftigt, daß sie den Rahmen neuer 
politischer, sozialer und moralischer Beziehun-
gen zu schaffen begann. Meißner schrieb: „Ne-
ben der for
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malen Organisation des bolschewi-
stischen Einparteistaates entwickelt sich so 
eine informelle Ordnung der Sowjetgesell-
schaft, die wie ein Eisberg nur mit ihrer Spit-
ze, den intellektuellen Teilen der Sowjetintel-
ligenz, aus dem tiefen Wasser ragt." )  Das 
ist unbedingt richtig, doch eine neue Autori-
tät kann immer nur im gleichen Maße entste-
hen, wie eine alte verfällt. Außerdem erwachte 
jetzt auch das Volk aus seiner Passivität. Als 
Bindeglied zwischen der literarisch-künstleri-
schen Intelligenz und dem Volk sprangen hier 
und da schon die Studenten ein. Chruschtsc
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how 
malte vor den Augen seiner entsetzten Genos-
sen das Gespenst einer „Partei der Parteilo-
sen" )  an die Wand, die eine Partei von 
90 °/o der Bevölkerung wäre.

Die Liberman-Reform

Die sowjetische Planwirtschaft gelangte an 
einen kritischen Punkt, der ihre Überprüfung 
unvermeidlich machte. Daß sie zur Diskussion 
gestellt wurde, ging aber nicht auf eine Ini-
tiative der Kommunistischen Partei, sondern 
der Wirtschaftswissenschaftler zurück.

Das Akademiemitglied Dorodnizyn schrieb, die 
Wirtschaft von heute sei nicht mehr vom 
Schreibtisch aus zu leiten. Nach seinen Be-
rechnungen wächst die Zahl der Beziehungen 
zwischen den Planungsobjekten proportional 
zum Verhältnis der Güterzahl. Allein die so-
wjetische Maschinenindustrie mit 125 000 Her-
stellungstypen erfordere die Berücksichtigung 
von 15 Billionen Beziehungen, weil jede Fa-
brik auf zahlreiche Zulieferbetriebe angewie-
sen ist.

Der Mathematiker Gluschkow rechnete aus, 
daß ohne eine grundlegende Reform schon 
1980 die gesamte erwachsene Bevölkerung der 
Sowjetunion für statistische Arbeiten einge-
stellt werden müßte, weil sich bis dahin der 
Umfang der Planungsarbeit auf das 36fache 
erhöht haben würde. Allerdings wäre dann 
niemand mehr für die Warenherstellung übrig, 



so daß auch die Planwirtschaft in sich zusam-
menbräche.
Professor Ljusternik beklagte, die Technik der 
Planung entspreche dem Niveau des 17. Jahr-
hunderts. Man habe lediglich den Gänsekiel 
mit dem Bleistift vertauscht.
Professor Birman hielt es für utopisch, wei-
terhin jede Bewegung eines jeden Arbeiters 
kontrollieren zu wollen. Er wies darauf hin, 
daß sich die Wirtschaftspläne zu Sammelwer-
ken mit Tausenden von Seiten und Hundert-
tausenden von Zahlen auswachsen, die nie-
mand mehr zu überschauen vermöge.
Professor Nemtschinow sagte ganz offen, das 
System des Administrierens hemme den sozia-
len und technischen Fortschritt. Falls man es 
nicht freiwillig reformiere, werde es früher 
oder später vom Druck des realen Wirtschafts-
lebens zerbrochen werden.
Was war geschehen?
Als 1928 der erste Fünfjahrplan anlief, gab es 
in der Sowjetunion nur 30 000 Industriebe-
triebe. 1962 waren es bereits 200 000. Das kom-
plizierte natürlich alle Planungsprobleme, 
während die Planungsmethode unverändert 
blieb.
Die Industrie stellte 1962 20 Millionen ver-
schiedene Güter her. Es war unmöglich ge-
worden, die Produktion all dieser Produkte 
von oben her zu leiten und zu kontrollieren.
Außerdem hatten sich die Möglichkeiten des 
extensiven Wirtschaftswachstums weitgehend 
erschöpft. Nach mehreren Berichten fiel die Zu-
wachsrate der sowjetischen Industrie 1962 un-
ter die der amerikanischen ab, was angesichts 
der Pläne zur Überh

107

olung der Vereinigten 
Staaten einem Alarmsignal gleichkam. Selbst 
wenn die jährliche Zuwachsrate — wie es in 
einem Buch von W. Leonhard heißt )  — in 
den Jahren 1961—63 nur von 11 auf 5,8 °/o zu-
rückgegangen sein sollte, war das für die so-
wjetische Führung schon schockierend genug. 
Unter diesen Umständen wurde die anhaltende 
Unrentabilität vieler Staatsbetriebe zu einer 
grundsätzlichen Frage, der nicht länger ausge-
wichen werden durfte. Der Grad ihrer Unren-
tabilität konnte jedoch nur festgestellt wer-
den, wenn nicht mehr die Bruttoproduktion, 
sondern der Gewinn als Maßstab diente.
Da jahrzehntelang das Primat der Schwerin-
dustrie, der Produktion von Produktionsmit-
teln galt, konnten viele Maschinen schließlich 
nicht mehr ausgelastet werden. Bei einer Kon-

trolle stellte man fest, daß im Schwermaschi-
nenbaubetrieb von Kramatorsk von 72 Ma-
schinen in der ersten Schicht jeweils 23, in der 
zweiten 28 unbedient blieben. Ein ähnliches 
Verhältnis ergab sich in Charkow. Aber die 
technische Ausrüstung vieler Betriebe war be-
reits hoffnungslos veraltet, obwohl der Ma-
schinenbau — nach einer Angabe Chru-
schtschows — 400 wissenschaftliche Projektie-
rungsinstitute und mehr als 1000 Konstruk-
tionsbüros unterhielt.
Im übrigen tauchte das Absatzproblem auf. 
Die „Prawda" brachte am 28. Juli 1964 eine No-
tiz, daß sich unverkäufliche Konsumwaren im 
Wert von 2,5 Milliarden Rubel — etwa 11,1 
Milliarden DM — angehäuft hätten. Da dieser 
Berg nur allmählich entstanden sein kann, ist 
anzunehmen, daß er schon bei den Diskussio-
nen von 1962 eine Rolle spielte. Eine Mos-
kauer Zeitschrift krit
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isierte die mangelnde 
Qualität der Produkte und schrieb: „In den 
ersten vier Jahren des Siebenjahrplans (1959— 
65) wuchsen die Lagerbestände des Einzelhan-
dels an Kleidung, Schuhwerk und Geweben im 
Jahresdurchschnitt über viermal schneller an 
als der Verkauf dieser Waren. . . . Diese La-
gerbestände kommen dem Staat teuer zu ste-
hen. Seit man im Handel begonnen hat, den 
Preis solcher Waren herabzusetzen, sind für 
diesen Zweck über 1,4 Milliarden Rubel aus-
gegeben worden." )  Mit dem wachsenden 
Lebensstandard waren die Käufer wähleri-
scher geworden, und die Waren schlechter 
Qualität blieben liegen.
Der Papierkrieg hatte ein beispielloses Aus-
maß angenommen. Es wurde zum Beispiel auf-
gedeckt, daß ein Autowerk, um die von ihm 
benötigten Kugellager von der benachbarten 
Kugellagerfabrik zu bekommen, Formulare mit 
einem Gewicht von 200 kg ausfüllen mußte, 
die durch 14 verschiedene Instanzen gingen. 
Die Anträge einer Maschinenfabrik auf Zu-
weisung von Material und Arbeitskräften füll-
ten 17 000 Seiten.
Die Planungsauflagen wurden fast ständig 
verändert, so daß die Betriebe nie zur Ruhe 
kamen. Der Usbekische Volkswirtschaftsrat 
änderte allein in fünf Monaten des Jahres 1962 
460mal seine Anforderungen an die ihm unter-
stellten Betriebe, wobei er jedesmal andere 
Fristen und Kennziffern vorschrieb.
Die Warenversorgung der Bevölkerung er-
folgte nicht nach dem Bedarf, sondern mehr 
oder weniger willkürlich. 1962 fuhr Chru-
schtschow nach Sibirien. Zu der Versammlung,

tos) Woprosy ekonomiki, Moskau 5/64. 
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auf der er sprach, waren alle Bauern in Gum-
mistiefeln erschienen. Chruschtschow fragte 
erstaunt, wie das komme. Man antwortete 
ihm, daß es Schuhe nicht zu kaufen gebe. Kurz 
darauf, im September 1952, rief der Parteichef 
ein Regierungskot ni ice für vernünftiges 
Schuhwerk ins Leben. Dies nach 34jähriger 
Planwirtschaft.
Nach der Rüstung wird auch die Raumfahrt zu 
einer immer schwereren Bürde für die sowje-
tische Wirtschaft — jedoch nicht nur in ökono-
mischer, sondern zugleich in psychologischer 
Hinsicht. Sie schuf eine kritische Stimmung, 
die verglich, welch unterschiedliche Berück-
sichtigung das staatliche Prestige und die ma-
terielle Bedürfnisbefriedigung des Volkes fin-
den. Die Sowjetunion war zwar imstande, die 
ersten Sputniks zu starten, scheint aber noch 
immer nicht fähig zu sein, genügend Nähna-
deln, Bügeleisen und dergleichen herzustel-
len. Dieser Kontrast läßt die Unzufriedenheit 
steigen. So wirken sich die Erfolge der Raum-
fahrt als ein innenpolitischer Bumerang aus, 
der in irgendeiner Weise abgefangen werden 
muß.
Am 9. September 1962 veröffentlichte die 
„Prawda", das Zentralorgan der KPdSU, einen 
Artikel unter dem Titel „Plan, Gewinn, Prä-
mie", dessen Verfasser der Charkower Wirt-
schaftswissenschaftler Prof. Liberman war. Er 
empfahl, die Industriebetriebe sollten ihren 
Produktionsplan künftig selbst entwerfen, nur 
noch dem Kontrollmaßstab der Rentabilität 
statt einer verwirrenden Vielfalt von Kennzif-
fern unterstehen und einen Teil ihres Reinge-
winns an die Belegschaften verteilen.
Diese Vorschläge liefen keineswegs auf die 
Einführung der Marktwirtschaft hinaus. Sie 
blieben weit hinter dem polnischen Wirt-
schaftsmodell von 1956 und der jugoslawi-
schen Praxis zurück, obwohl sie zweifellos von 
ihnen angeregt waren. Es ging lediglich 
darum, die staatliche Leitung der Wirtschaft 
durch Entfaltung der Initiative in den Betrie-
ben flexibel zu machen. Wenn Libermans Ar-
tikel in Moskau dennoch wie ein Blitz ein-
schlug, so wegen der fünf neuen Momente, die 
er enthielt. Das erste neue Moment war der 
Gedanke des ökonomisch autonomen Betrie-
bes, der zum Ausgangspunkt der Planwirt-
schaft werden sollte. Zweitens die Empfehlung 
weitgehender Selbständigkeit für die Betriebs-
leiter, etwa bei Investitionen. Drittens die Idee 
einer betrieblichen Marktforschung; jede Fa-
brik sollte zunächst ihre Absatzmöglichkeiten 
erkunden und auf dieser Basis disponieren. 
Viertens die Ersetzung des irreführenden Brut-

towertmaßstabs durch den unbestechlichen der 
Rentabilität. Fünftens die Gewinnbeteiligung 
der Arbeiter.
Libermans Vorschläge lösten eine breite und 
erregte Diskussion aus, die zwar freimütig, 
aber nicht frei war — denn das Dogma der 
Planwirtschaft blieb tabuiert. Immerhin bilde-
ten sich Diskussionsparteien. Die energisch-
sten Befürworter kamen aus den Reihen der 
Betriebsleiter, die ärgsten Kritiker aus den Pla-
nungsbehörden. In diesem Fall stießen gegen-
sätzliche Interessen aufeinander.
Angesichts dieses Meinungsstreites teilten sich 
auch die sowjetischen Wirtschaftswissen-
schaftler in mehrere Gruppen — in jene, die 
Liberman unterstützten, und andere, die sei-
nen Reformplan für systemfremd hielten. Un-
ter den Gegnern ragte vor allem Prof. Stru-
milin hervor, der bereits durch seinen Vor-
schlag zur Schaffung von Wohnkommunen 
Aufsehen erregt hatte. Er stellte eindeutig 
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fest: „Die Gewinnhöhe eignet sich als Erfolgs-
merkmal nur im Wettbewerb der kapitalisti-
schen Unternehmer." ) Strumilin empfahl, 
nicht die Rentabilität, sondern den Anstieg der 
Arbeitsproduktivität zur Hauptkennziffer zu 
machen.
In den Kreisen der Wirtschaftswissenschaftler 
fand sich allerdings kaum einer, der das tradi-
tionelle System der Planung bedingungslos 
verteidigt hätte. Der Streit entbrannte viel-
mehr darum, wie und mit welchen Mitteln es 
am besten geändert werden könnte. Liberman 
und seine Anhänger waren für selbstregulie-
rende ökonomische Mittel, Dr. Aganbegjan 
und andere setzten auf die elektronische Da-
tenverarbeitung. Der entschiedenste Befürwor-
ter einer elektronisch-kybernetischen Planung 
war Prof. Fedorowitsch. Die Kybernetiker, 
nach deren Ansicht die Mängel der zentralen 
Planung von einer unzureichenden Verarbei-
tung der Informationsdaten herrühren, legten 
eine Alternative zu Liberman vor. Danach 
soll ein staatliches Netz von elektronischen 
Rechenmaschinen als informationsverarbeiten-
des Zentrum aufgebaut werden, um den Pla-
nungsapparat zu entlasten. Man hatte vor, die 
menschlichen Unzulänglichkeiten durch Com-
puter auszuschalten. Auf diese Weise wollte 
man die zentrale Planwirtschaft retten und 
sogar noch verstärken.
Prof. Liberman hat dieses Projekt superzentra-
listisch genannt; man lasse völlig außer acht, 
daß gerade die Kybernetik eine Selbststeue-
rung der regulierten Objekte voraussetzt.

109) Planowoje chosjajstwo, Moskau 3/63.



Jedenfalls standen sich 1962 eine ökonomische 
und eine technokratische Variante des Plans 
der dringend nötigen Wirtschaftsreform ge-
genüber. Chruschtschow wich jedoch einer kla-
ren Entscheidung aus. Anscheinend wollte er 
zunächst einmal abwarten, wie das „Neue öko-
nomische System" in der DDR funktioniert. 
Obwohl der Parteichef schon Ende 1962 einige 
Argumente Libermans fast wörtlich übernahm, 
geschah anderthalb Jahre so gut wie nichts. 
Die Bildung des Obersten Volkswirtschafts-
rats und die Zusammenfassung der 105 Wirt-
schaftsbezirke in 47 „Wirtschaftsregionen" 
war eher im Sinne der Zentralisten. Erst im 
Sommer 1964 teilte Liberman der jugoslawi-
schen Presse mit, daß zwei Moskauer Textil-
betriebe endlich die Erlaubnis erhalten hät-
ten, nach seinen Ideen zu experimentieren. 
Später wurde das Experiment auf einige Kon-
fektions- und Schuhfabriken ausgedehnt. Das 
war alles, wozu sich Chruschtschow in der 
Praxis aufraffen konnte. Er verschleppte die 
Industriereform.

Vielleicht war er nicht imstande, den Wider-
stand der Gegner Libermans zu überwinden. 
Es gibt Anzeichen, daß er dessen Gedanken 
zunächst in die Parteilinie integrieren wollte. 
Im Dezember 1962 gelang es plötzlich, unbe-
kannte Teile eines Lenin-Artikels aus dem 
Jahre 1918 (!) zu entziffern, wonach das We-
sen des Übergangs vom Kapitalismus zum So-
zialismus darin besteht, „daß die politischen 
Aufgaben einen untergeordneten Platz im 
Vergleich zu den 
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nehmen" ). Man befand sich zwar schon 
45 Jahre in diesem „Übergang", und es er-
schien mehr als merkwürdig, daß Lenins Dik-
tat nicht eher aus der stenografischen Nieder-
schrift übersetzt worden war, aber Chru-
schtschow konnte jetzt das neue Theorem vom 
Primat der Ökonomie über die Politik ver-
künden.
Es reichte aber noch nicht aus, um Libermans 
Gedanken mit linientreuem Lack zu überzie-
hen. In der Konsequenz mußte außer dem Vor-
rang der Politik über die Ökonomie auch das 
Primat der Schwer- über die Leichtindustrie 
fallen, um die Wirtschaft von der bürokrati-
schen Zwangsjacke zu befreien und eine ma-
ximale Beschleunigung des technischen Fort-
schritts zu erreichen. Tatsächlich hat Chru-
schtschow schließlich diese Konsequenz gezo-
gen, obwohl schon Malenkow — von ihm selbst 
gestoßen — über sie gestolpert war. Be-
reits Malenkow hatte den Widerspruch zwi-

sehen ökonomischer Reife und administrati-
ver Planung gespürt. Schon er stand im Be-
griff, einer Wirtschaftsreform durch das Zer-
brechen des Dogmas vom Primat der Schwerin-
dustrie den Weg zu bahnen. Das war 1953, 
aber 1964 war man über geringe Anfänge noch 
immer nicht hinaus, denn organisatorische 
Umstellungen allein konnten nichts ändern. 
Erst in Chruschtschows letzter Rede vor dem 
Sturz hieß es, nachdem eine mächtige Indu-
strie geschaffen und die Verteidigung auf das 
erforderliche Niveau gebracht worden sei, 
müsse die Aufmerksamkeit auf den Konsum 
verlagert werden: „Jetzt befindet sich unser 
Land auf einer solchen Stufe seiner Entwick-
lung, wo wir die Befriedigung der wachsenden 
materiellen und geistigen Bedürfnisse der 
Menschen an die erste (!) Stelle bei der Aus-
arbeitung eines Perspektivplans der Entwick-
lung unserer Volkswirtschaft setzen mü
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sen." )
Diese Rede wurde Ende September 1964 vor 
hohen Funktionären gehalten. Zwei Wochen 
später trat Chruschtschow von der Bühne ab.

Chruschtschows Sturz
Im Laufe der Zeit wurden in Moskau fast drei-
ßig Gründe für die Absetzung Chruschtschows 
genannt: übereilte Entschlüsse, ruheloses Im-
provisieren, Prahlsucht, Vetternwirtschaft, 
Kanzleimethoden, Lust zum Kommandieren, 
Verletzung der kollektiven Führung, wirt-
schaftliche Stagnation, fehlerhafte Taktik ge-
genüber China, leeres Geschwätz, mangelnde 
Rücksicht auf wissenschaftliche Erkenntnisse 
und praktische Erfahrungen, Subjektivismus, 
Phantasterei, das Treibenlassen des kommu-
nistischen Aufbaus, Abgehen vom Primat der 
Schwerindustrie, eigenmächtige Verleihung 
eines Ordens und eines Titels an Nasser, so-
wjetischer Prestigeverlust durch die Kuba-
Krise, Entfremdung zwischen Moskau und Bu-
karest, Scheitern der wirtschaftlichen Integra-
tion Osteuropas, persönliche Beleidigung aus-
ländischer Persönlichkeiten und Parteivertre-
ter, falsche Ausrichtung der Planwirtschaft, 
widersprüchliche Kunstdüngerpolitik, unsin-
nige Forcierung des Maisanbaus, kostspielige 
Neulandbesiedlung in Kasachstan, übertrie-
bene Versprechen zur Erhöhung des Lebens-
standards, Einmischung in die bauliche Gestal-
tung Moskaus, Gefährdung der monolithischen 
Einheit durch die Parteireform vom November 
1962, ungerechtfertigte Eingriffe in das kultu-
relle Leben und Amtsmißbrauch. Gewiß haben 
noch andere Probleme wie der Konflikt Mos-

Der aktuelle Osten, Bonn, 28. 10. 1964. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12. 12. 1962.



kau—Tirana und die Weizenkäufe im Westen 
eine Rolle gespielt. Es ist jedoch unverkenn-
bar, daß wiederum alle Schuld auf eine Ein-
zelperson abgewälzt werden sollte. Wie Chru-
schtschow gegenüber Stalin verfahren war, so 
verfuhr Breschnew mit ihm. Man suchte die 
Wurzel aller Schwierigkeiten in seinem Cha-
rakter und in seinem Arbeitsstil. Keiner der 
Vorwürfe traf völlig daneben, doch alle um-
gingen sie die Grundprobleme, die sich zum 
Teil schon jahrzehntelang angehäuft hatten, 
von Chruschtschow nur geerbt worden waren 
und weiterhin anstehen würden.

Es sind dies die Einparteienherrschaft, das Sy-
stem der Staatsdirektoren in der Industrie, die 
Kolchosenordnung auf dem Lande und die 
Zensur aller Sektoren des kulturellen Lebens. 
Chruschtschow hielt an diesen „sozialistischen 
Errungenschaften" fest, obwohl sie keine wa-
ren, sondern Ergebnisse der wirtschaftlichen 
Zerrüttung, des Bürgerkriegs und der Stalin-
sehen Zwangsmaßnahmen darstellten. Aber die 
Monopolherrschaft einer Partei ist unverträg-
lich mit einer pluralistisch werdenden Gesell-
schaft, die sich im Zuge der Industrialisierung 
differenziert hat. Die Beibehaltung der Staats-
direktoren und die formell behauptete Herr-
schaft der Arbeiterklasse schlossen sich aus; 
diese Kluft hätte nur durch eine Arbeiter-
selbstverwaltung wie in Jugoslawien über-
brückt werden können. Was nützte die Auf-
lösung der Maschinen- und Traktorenstatio-
nen, wenn man den Bauern weiterhin jenen 
Boden vorenthielt, der ihnen durch die Okto-
berrevolution gegeben und später von Stalin 
wieder genommen worden war? Der teilweise 
Abbau des Polizeistaats diente lediglich dazu, 
die führende Rolle der Partei gegenüber der 
Geheimpolizei und den Staatsorganen wieder-
herzustellen, war aber nicht mit dem Wegfall 
der Zensur verbunden, ohne den sich die ge-
waltigen geistigen und schöpferischen Kapa-
zitäten der russischen Gesellschaft nicht ent-
falten können.

Chruschtschow führte nur Rand- statt Struk-
turreformen durch. Einer der besten Kenner 
der Sowjetunion schrieb: „Die Liberalisie-
rungs‘-Bestrebungen gingen in keinem Fall 
über das hinaus, was ohne Spreng
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Grundkonzepts des Systems möglich war." )  
Das Regime sollte nicht demokratischer, son-
dern flexibler werden. Aber der Flexibilität 
sind enge Grenzen gesteckt, solange man ohne 
Demokratie auskommen will, die auch unter 

Chruschtschow als überholt und bürgerlich 
galt. Er scheiterte an dem unlösbaren Problem, 
die Entstalinisierung im Rahmen eines struk-
turell stalinistisch gebliebenen Systems durch-
zuführen.

Der Stalinismus wurde zwar durch Stalin be-
gründet, war jedoch, einmal entstanden, nicht 
mehr an seine Person gebunden. Er lebte unter 
Chruschtschow fort. Nur seine Oberfläche 
wurde abgetragen und durch eine andere er-
setzt. Die totalitäre Grundstruktur blieb unge-
achtet aller Reformen intakt. Das politische 
System wurde lediglich modifiziert und bis zu 
einem gewissen Grade modernisiert. Im übri-
gen war jede Lockerung mit einem Ausbau 
der ideologischen und politischen Kontrolle 
verbunden. Es sei daran erinnert, daß die 
„ideologischen Kommissionen" kurz nach dem 
XXII. Parteitag ihre Tätigkeit der Gedanken-
kontrolle aufnahmen. Die Parteireform vom 
November 1962 führte von der indirekten zur 
direkten Wirtschaftsleitung durch die KPdSU. 
Seit 1959 sprach Chruschtschow bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit von der sich ständig 
und sogar „gesetzmäßig" verstärkenden Rolle 
der Partei. Offensichtlich fürchtete Chru-
schtschow, daß ihm die gelenkte Entstalini-
sierung aus der Hand gleiten könnte. Daher 
sein fieberhaftes Hin und Her zwischen Prag-
matismus und Utopie, zwischen dem Lächeln 
der Koexistenz und dem Drohen mit Rake-
tenwaffen, zwischen dem Zugeständnis na-
tionaler Besonderheiten für andere kommuni-
stische Länder und der militärischen Interven-
tion oder ihrer Drohung.

Das Ziel der gelenkten Entstalinisierung war 
kein Wechsel, sondern eine Neustabilisierung 
des innenpolitischen Systems und des außen-
politischen Einflusses der Sowjetunion. Wel-
che aktuellen Fragen hätte Chruschtschow lö-
sen müssen, um dieses doppelte Ziel zu errei-
chen, und was ist das praktische Ergebnis sei-
ner Politik gewesen?

1. Wiederherstellung der Einheit des Ost-
blocks. Zu diesem Zweck opferte er das Kom-
inform, Molotow als Außenminister und die 
prinzipielle Verurteilung aller nationalen 
Wege zum Sozialismus. Aber statt Jugosla-
wien in das kommunistische Lager zurückzu-
führen, kam es auch zu Konflikten mit China, 
Albanien und Rumänien. Der Ostblock brach 
endgültig auseinander;

2. Reinigung des durch den Stalinismus in 
der ganzen Welt befleckten Ansehens der So-
wjetunion. Doch die Auflösung vieler Zwangs-
arbeitslager und die Rehabilitierung einiger 
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Zehntausend Verfolgter brachte erst die volle 
Wahrheit an den Tag, die sich durch die neue 
sowjetische Literatur den Weg in alle Konti-
nente bahnte. Außerdem wurden unter Chru-
schtschow neue Arbeitslager geschaffen;
3. Ausrottung des ideologischen Revisionis-
mus in der kommunistischen Bewegung, um 
eine ähnliche Entwicklung zu verhindern, wie 
sie durch Bernstein in der Sozialdemokratie 
eingeleitet worden war. Der Revisionismus 
drang jedoch in alle Kommunistischen Par-
teien hinein. Chruschtschow revisionierte auf 
seine Art mit, indem er bestimmte Lenin-The-
sen für überholt erklärte;
4. Überwindung der wirtschaftlichen Stagna-
tion, die Stalin hinterlassen hatte. Sie wurde 
nur vorübergehend überwunden und stellte 
sich von neuem ein; aus der von Liberman 
dringend empfohlenen Wirtschaftsreform 
wurde nur eine Reform der Wirtschaftsverwal-
tung;
5. Auflösung der Disproportion zwischen In-
dustrie und Landwirtschaft. Statt dessen ver-
schärfte sie sich noch. Zu ihrer Überwindung 
wäre die Auflösung der Kolchosen nötig ge-
wesen, wie sie sich in Jugoslawien und Po-
len unter stillschweigender Billigung der Par-
tei durchgesetzt hatte;
6. Beseitigung der Angstatmosphäre, die das 
gesellschaftliche Leben in der Sowjetunion 
lähmte. Zu diesem Zweck wurden Berija und 
seine engsten Mitarbeiter geopfert. Die Durch-
forstung der stalinistischen Gesetzgebung 
schuf einen rechtsstaatlichen Ansatz. Aber im 
Resultat entstand eine öffentliche Meinung, 
die als Ersatz für eine zweite Partei zu fungie-
ren begann und sich mit dem teilweisen Ab-
bau des Polizeistaats nicht zufrieden geben 
wollte;
7. Besänftigung der unzufriedenen Bevölke-
rung, insbesondere der rebellisch gewordenen 
Jugend. Einige der gröbsten sozialen Miß-
stände wurden beseitigt und der Lebensstan-
dard stieg, aber die Opposition wuchs noch an 
und ging sogar auf die Straßen. Ein neuer 
Konflikt zwischen Vätern und Söhnen brach 
aus. Der alte in den sechziger Jahren des 
19. Jahrhunderts hatte zur Geburt des Nihilis-
mus geführt ); welche Früchte würde der 
jetzige tragen?
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Chruschtschows Reformen klammerten von 
vornherein die Grundprobleme der Sowjet-
union aus. Bis zum letzten Tage seiner Macht 

verteidigte er das Einparteiensystem, das Prin-
zip der staatlichen Ein-Mann-Leitung in den 
Industriebetrieben, die angeblich so bewährte 
Kolchosordnung und die Zensur. Daher 
schwelten die Probleme der legalen Opposi-
tion, der Arbeiterdemokratie, des Eigentums 
an Grund und Boden sowie der schöpferischen 
Freiheit untergründig weiter.

Die aktuellen Fragen packte Chruschtschow 
scheinbar höchst energisch an, in Wahrheit 
blieb er aber stets auf halbem Wege stehen 
oder er kehrte gar um. Einerseits waren seine 
Reformen nicht imstande, diese Fragen zu lö-
sen, andererseits setzten sie gesellschaftliche 
Kräfte und soziale Energien frei, deren die 
KPdSU nicht mehr Herr werden konnte, we-
der innerhalb noch außerhalb der Sowjet-
union. Letztlich liefen alle Vorwürfe, die man 
Chruschtschow gemacht hat, in dem einen zu-
sammen: nicht mit der Osteuropäischen Revo-
lution fertig geworden zu sein und sie durch 
seine ungeschickte Politik noch gefördert zu 
haben.
Das trifft auch zu. Nur war Chruschtschow Ge-
hilfe und Gegenspieler der Osteuropäischen 
Revolution in einer Person. Durch seine Ent-
hüllungen über Stalin hat er sie zunächst 
sprunghaft gefördert, dann bekam er Angst 
vor den Folgen seines eigenen Tuns und lei-
tete die Gegenrevolution in Ungarn ein. Im 
Oktober 1961 trieb er die Osteuropäische Re-
volution durch seine zweite Entstalinisierung 
nochmals voran, aber anderthalb Jahre später 
stel

115

114

lte er sich ihr wiederum entgegen: „Wer 
aber die Gewalt hat und sie nicht zum Wohle 
des Volkes zu gebrauchen weiß, ist auch nichts 
wert. . . . Man muß daran denken, daß man 
ohne Zwang manche Menschen nicht bessern 
kann." )  Sogar soziale Zugeständnisse wa-
ren jetzt mit Drohungen verbunden, etwa die 
Gewährung einer Altersrente für die Kolchos-
bauern oder ein verlängerter Urlaub: „Den-
jenigen, die die Normen nie erfüllen, nicht ge-
wissenhaft sind, schlecht arbeiten, bummeln 
oder ohne Grund von einem Betrieb in den 
anderen überwechseln, müßte der Urlaub ge-
kürzt oder gar entzogen werden, solange sie 
sich nicht gebessert haben." )  Schon der 
Wechsel des Arbeitsplatzes ohne Genehmi-
gung der Partei sollte eine Streichung des Ur-
laubs zur Folge haben können!
Chruschtschow war populär, soweit er für Er-
leichterungen sorgte, aber es gelang ihm nie-



mals, ein Volkstribun zu werden. Zugunsten 
Stalins hatte es wenigstens einige Demonstra-
tionen gegeben. Chruschtschow konnte die Er-
wartungen, die das russische Volk in ihn 
setzte, nicht erfüllen. Deshalb blieb es stumm, 
als er stürzte.
Aber er ist nicht kampflos gewichen. Er hat 
sich vier Stunden vor dem Zentralkomitee ver-
teidigt und soll sogar an die Bevölkerung ap-
pelliert haben, ihm zur Seite zu stehen — ein 
Aufruf zum Volksstreich gegen den Staats-
streich, der, wäre er von einem Volkstribu-
nen ausgegangen, zur Revolution führen 
konnte. Am Tage seines Sturzes, am 14. Okto-
ber 1964, suchte Chruschtschow den Konsensus 
mit der osteuropäischen Revolution, die auch 
der Gärstoff der UdSSR ist.
Seine Stellung war schon seit Mai 1960 gefähr-
det, als eine Umbesetzung des zentralen Par-
teisekretariats entgegen s

116
einem Willen er-

folgte ).  Koslow scheint damals nicht von 
ihm selbst, sondern von seinen Rivalen als 
Kronprinz ausgesucht und vorgeschoben wor-
den zu sein. Zwischen dem Parteiapparat und 
den Volksmassen stehend, konnte Chru-
schtschow auf die Dauer weder dem einen 
noch den anderen genügen. Der .Gulaschkom-
munismus', den er als Surrogat für die Lösung 
der aktuellen Fragen und der gesellschaftli-
chen Grundprobleme anbot, war zu kümmer-
lich und geschmacklos. Noch weniger Eindruck 
machte er in Osteuropa. Wie konnte es anders 
sein, da Chruschtschow am 21. August 1963 
vor jugoslawischen Arbeitern die Vorzüge 
seiner Politik mit den Worten umschrieb: 
„Wenn ein Proletarier ein Paar Hosen hat, 
dann wünschen wir ihm auch ein zweites Paar 
Hosen." 117)  Ein Kommunismus, der lediglich 
zur Füllung des Magens und für eine zweite 
Hose reichte, war im fünften Jahrzehnt nach 
der Oktoberrevolution nicht mehr gefragt. 
Chruschtschow fehlte das Format eines Tito. 
Er war weder willens, ähnlich weit wie dieser 
zu gehen, noch gleichermaßen imstande, die 
Widerstände in seiner Partei zu überspielen.

Erster Staatsstreichversuch (Bulgarien)

Die in Bulgarien herrschende Richtung der 
Kommunistischen Partei hatte sich nach dem 
XX. Parteitag der KPdSU in Anhänger Chru-
schtschows unter Schiwkoff und Anhänger 
Mao Tse-tungs unter Tscherwenkoff geteilt. 
Zwischen diesen beiden Gruppen stand der 
ehemalige Innenminister Jugoff; er scheint 116
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schließlich entschlossen gewesen zu sein, die 
eine wie die andere mit Hilfe des auch in Bul-
garien heranwachsenden Nationalkommunis-
mus zu überspielen, um selbst Parteichef zu 
werden.
Die Nationalkommunisten, deren Kopf der 
ehemalige stellvertretende Landwirtschaftsmi-
nister Kufardschieff war, verfügten über er-
heblichen Einfluß in der Armee. Sie sollen die 
Neutralisierung Bulgariens, den Abbau der 
Diktatur und die Auflösung der Kolchosen an-
gestrebt haben. Ihre Basis im Offizierskorps 
legte einen Staatsstreich zur Verwirklichung 
dieser Ziele nahe. Nach den Informationen, 
über die wir verfügen, war der Staatsstreich 
für März 1961 geplant. Im letzten Augenblick 
scheint Jugoff gezögert und die Verschwörung 
preisgegeben zu haben. In Sofia fuhren Panzer 
auf und gleichzeitig griff der Staatssicherheits-
dienst zu. Zu den Opfern der „Säuberung" ge-
hörten auch die populären Partisanenführer 
Terkeschoff und Panoff.
Jugoff blieb zunächst ungeschoren. Im Novem-
ber 1961 verlor nur Tscherwenkoff seinen Sitz 
im Politbüro. Aber ein Jahr später mußte er 
ebenfalls gehen, nachdem er, unterstützt von 
seinen Gefolgsleuten im Zentralkomitee, die 
nachgiebige Haltung Moskaus in der Kuba-
krise kritisiert hatte. Doch Tscherwenkoff 
wurde nunmehr sogar aus der Kommunisti-
schen Partei ausgeschlossen. Seine Entfernung 
eröffnete eine grundsätzliche Diskussion über 
den Stalinismus, wie sie bis dahin in Bulga-
rien noch nicht möglich gewesen war. In der 
Zeitschrift „Nowo wreme" (Nr. 1/62) erschien 
ein Aufsatz von N. Iribadshakow, wonach der 
Marxismus in der Stalin-Ära das Monopol einer 
einzigen Person gewesen sei, während allen 
übrigen Kommunisten die Fähigkeit und das 
Recht abgesprochen wurde, schöpferisch, selb-
ständig und kritisch zu denken. Unter dem 
Vorwand des Prinzips der Parteilichkeit habe 
man wissenschaftliche Fachdiskussionen auf 
ideologische Debatten reduziert, wodurch die 
Entwicklung solcher Wissenschaften wie der 
Physik, der Kybernetik und der Biologie ge-
lähmt worden sei. Das einzige Kriterium für 
die Richtigkeit einer Theorie bestehe jedoch 
in ihrer Übereinstimmung mit der objektiven 
Wirklichkeit statt mit der jeweiligen Partei-
linie. Nicht jene sind Revisionisten, die dem 
Marxismus neue Erkenntnisse vermitteln, son-
dern die Dogmatiker, in deren Augen der Mar-
xismus ein in sich abgeschlossenes System 
feststehender Wahrheiten darstellt, so daß sie 
sein prinzipiell offenes Wesen verfälschen. 
Stalin habe die Elite der KPdSU und anderer 



Kommunistischer Parteien vernichtet, auch in 
Bulgarien seien Tausende von Kommunisten 
und parteilosen Kämpfern für den Kommunis-
mus unschuldig umgebracht worden. Die Me-
thode der Diffamierung sei immer ein und 
dieselbe gewesen. Allen politischen Meinungs-
verschiedenheiten seien soziale Ursachen un-
terschoben worden, als hingen sie in den Fä-
den gegensätzlicher Klasseninteressen. Tscher-
wenkoff habe sogar das Tiefpflügen als klas-
sengebunden und parteilich bezeichnet, um 
alle Gegner dieser Art des Pflügens als Klas-
senfeinde hinzustellen. Nach Iribadshakow 
leiten sich politische Differenzen oft aus Un-
terschieden in der Sachkenntnis und dem Bil-
dungsgrad ab.

Gleichzeitig kam es zur Rehabilitierung der 
Opfer des Kostoff-Prozesses, die 1949 als Ti-
toisten hingerichtet worden waren. Kostoff, 
einst zweiter Mann der bulgarischen Partei 
und stellvertretender Ministerpräsident in der 
Regierung Dimitroff, wurde post mortem im 
März 1964 mit dem Orden eines Helden der 
sozialistischen Arbeit dekoriert. Die Schuld 
an seinem Tod konnte auf Jugoff und Tscher-
wenkoff abgewälzt werden. Jedoch erschienen 
in kulturellen Zeitschriften auch einige Ge-
dichte und Erzählungen, die ein wahrheitsge-
treues Bild der Verhältnisse in den Gefäng-
nissen und Lagern des Staatssicherheitsdien-
stes zeichneten; besonders in der erschüttern-
den „Erinnerung" von Nikola Lankoff wurde 
das Gesamtsystem zum Angeklagten. Die bul-
garische Partei sah sich zu einigen Zugeständ-
nissen genötigt, um die Unruhe zu beschwich-
tigen. Man kündigte die Absetzung aller „po-
litisch degenerierten Kommunisten" an, erließ 
eine Amnestie, beförderte den Vorsitzenden 
der Agrarunion (einer Satellitenpartei) zum 
nominellen Staatsoberhaupt und machte den 
ersten Schritt zu einer Wirtschaftsreform nach 
den Grundgedanken Libermans.

Das geschah unter dem Druck einer Versor-
gungskrise, die zu Kontrollen selbst des Brot-
verbrauchs führte. An der totalitären Grund-
struktur des kommunistischen Systems än-
derte sich aber auch weiterhin nichts. Proteste 
gegen die drastischen Preiserhöhungen vom 
Juli 1962 wurden mit verstärkter Zwangsar-
beitsdrohung gegen „Faulenzer und Parasiten" 
aufgefangen. Die Lokalbehörden durften ab 
August 1962 nach ihrem Ermessen Zwangsar-
beit bis zu zwei Jahren verhängen, die Ge-
richte bis zu fünf Jahren ohne Berufung.

Bulgarien paßte sich jeweils der Politik Chru-
schtschows an. Auch dessen Plan für eine all-

gemeine Internatserziehung der Kinder 
wurde übernommen. Durch die Errichtung 
eines gemeinsamen überstaatlichen Organs für 
wirtschaftliche, technische und wissenschaft-
liche Zusammenarbeit band sich das Land noch 
enger an die UdSSR. Nur zwei Schritte waren 
eigenständig. Im Februar 1963 wurde das pri-
vate Hofland in der bulgarischen Landwirt-
schaft für erblich erklärt, und im Juli 1964 
nahm die bulgarische Regierung den Kontakt 
zum GATT auf.

„Wer nicht gegen uns ist, ist mit uns" 
(Ungarn)

In Ungarn war — bis auf die Situation der 
Landwirtschaft und die Spannungen innerhalb 
der Kommunistischen Partei — eine Periode 
der Beruhigung zu verzeichnen. Hatte Rakosi 
nach dem Grundsatz gehandelt: „Wer nicht 
für uns ist, ist gegen uns“, so verkündete Ka-
dar: „Wer nicht gegen uns ist, ist mit uns." 
Eine 1960 verkündete Teilamnestie und eine 
weitere Amnestie von 1963 setzten die mei-
sten Teilnehmer der Volkserhebung frei. Par-
teilose erhielten das Recht, an Mitgliederver-
sammlungen zur Vorbereitung des VIII. Par-
teitags teilzunehmen und Kritik zu üben. Bei 
den Wahlen vom Februar 1963 wurden in 
etwa 100 Wahlkreisen je zwei Kandidaten auf-
gestellt. Für die lokalen Behörden mußten die 
Kandidaten zu 6O°/o, für das Parlament zu 30% 
aus den Parteilosen kommen. Die Staatsver-
lage verlegten nun auch Bücher von Camus 
und Sartre. 1963 öffneten sich die ungarischen 
Grenzen für die westlichen Touristen, 1964 
durften auch 700 000 Ungarn ins Ausland rei-
sen. Im September des gleichen Jahres ent-
spannte sich das Verhältnis zur katholischen 
Kirche durch den Abschluß eines Konkordats 
zwischen dem Vatikan und der ungarischen 
Regierung.

Die erneute Kollektivierung der Landwirtschaft 
konnte jedoch in vielen Dörfern nur gegen 
harten Widerstand durchgesetzt werden. Hatte 
es 1959 126 Verhaftung
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en und 29 Gerichtsver-
fahren gegen „Klassenfeinde" auf dem Lande 
gegeben, so waren es 1960 203 Verhaftungen 
und 700 Verfahren ).  Um die Kollektivie-
rung schmackhaft zu machen, erhielten die 
Bauern für den eingebrachten Boden eine 
Grundrente und eine Ertragsbeteiligung ent-
sprechend ihrem Bodenanteil.

Das tolerante Verhalten gegenüber den Par-
teilosen, die Amnestierung der Aufständischen

118) Tarsadelmi Szemle, Budapest 6/61. 



und das Erscheinen westlicher Literatur auf 
dem ungarischen Büchermarkt führten zu einer 
Revolte der Altstalinisten gegen Kadar, der 
sich entschloß, einen Schlußstrich unter die 
Rakosi-Ara zu ziehen und seine Partei von 
dogmatischem Ballast zu befreien. Im Verlaufe 
des Jahres 1962 wurden etwa fünfzig hohe 
Funktionäre ihrer Posten enthoben und zum 
großen Teil ihrer Mitgliedschaft in der 
Kommunistischen Partei verlustig erklärt. 
Auch Rakosi verfiel dem Bann. Er hatte von 
seinem sowjetischen Exil (Krasnador im Kau-
kasus) auf seine Rückkehr und erneute Macht-
ergreifung hingearbeitet. Es war ihm gelun-
gen, eine stalinistische Fraktion in der ungari-
schen Partei zu organisieren, die gegen Kadar 
konspirierte. Ein Mitglied dieser Fraktion, 
Kiss, saß im Politbüro, ein anderes, Dogei, 
war ungarischer Botschafter in China, wo er 
Mao Tse-tung ein Memorandum gegen den 
„Titoisten" Kadar überreicht und um seine 
Unterstützung gebeten haben soll. Zu Rakosis 
Leuten gehörten auch der stellvertretende In-
nenminister Antal Bartos und hohe Militärs. 
Kadar ließ eine ganze Reihe der gefährlich-
sten Konspirateure verhaften. Sein Zentral-
komitee beschloß, daß Personen, die in der 
Rakosi-Ara „an ungesetzlichen Handlungen 
beteiligt waren, in Zukunft keine Funktionen 
bei Organen des Innern, d
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er Staatsanwalt-

schaft und der Gerichte bekleiden dürfen" ). 
Ein solcher Beschluß lag von keiner anderen 
Kommunistischen Partei vor. Die ungarische 
Revolution wirkte also weiterhin fort.

Dies zeigte auch die Tätigkeit einer geheimen 
Organisation, die den Namen „Oppositionelle 
Kommunisten" trug und den XXII. Parteitag 
der KPdSU als befreienden Auftrieb empfand. 
Ihre Mitglieder standen bis dahin außerhalb 
der Partei und beschlossen nunmehr ihren Ein-
tritt, um die Entstalinisierung Ungarns von 
innen her zu forcieren 120).

119) Nepszabadsag, Budapest, 19. 8. 1962.
120) Ostprobleme vom 5. 10. 1962, S. 626.
121) Vorwärts, 20. 7. 1967.

122) Georg Lukacs und der Revisionismus, Berlin 
(Ost) 1960, S. 32.

Die führenden Männer um Kadar wurden sich 
zum gleichen Zeitpunkt bewußt, daß eine ra-
dikale Wirtschaftsreform notwendig war, die 
über die Liberman-Reformen in der Sowjet-
union und das Neue Ökonomische System der 
DDR hinausgehen mußte. Istvan Friss, Leiter 
der
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 Parlamentskommission für Planung und 
Finanzen, verabschiedete das stalinistische 
Wirtschaftssystem mit folgenden Worten: 
„Was wir planten, tritt nicht ein, und was wir 
nicht planten, tritt doch ein!" )

Die Gegenrevolution marschiert (DDR)

In der DDR schritt indessen die Gegenrevolu-
tion voran. Die fast restlose Zwangskollekti-
vierung der Landwirtschaft zwischen Januar 
und August 1960 fand in einem Klima der Ein-
schüchterung statt. Des möglichen Wider-
stands verdächtigte Bauern wurden schon vor 
Beginn der Kampagne verhaftet, Ulbricht rief 
nicht einmal das Zentralkomitee der SED zu-
sammen, sondern bediente sich fast ausschließ-
lich des Partei- und Polizeiapparats.

Gegen Nationalkommunisten und Revisionisten

Im Juni 1960 wurde eine Gruppe von Altkom-
munisten verhaftet, die gegen die Übertragung 
russischer Methoden und Organisationssche-
mata opponierte, weil die Formen des Sozia-
lismus in Deutschland aus dem deutschen Volk 
selbst kommen müßten. Diese Gruppe hatte 
sich um den Heimatkommunisten Raddatz ge-
bildet, einen hohen Westfunktionär der SED, 
für den der Separatsozialismus in der DDR un-
denkbar war. Raddatz war Sekretär des Ost-
berliner Ausschusses für deutsche Einheit ge-
wesen und hatte dieses Amt anscheinend wört-
lich genommen. Im Mai 1961 fand gegen ihn 
und seine Freunde ein Geheimprozeß statt.

Der Ostberliner Aufbau-Verlag gab 1960 ein 
Buch unter dem Titel „Georg Lukacs und der 
Revisionismus" heraus, das sich gegen die fal-
sche Losung vom Kampf gegen den Stalinis-
mus wandte. Da Lukacs als erster den Begriff 
des Stalinismus in die Diskussion geworfen 
und in der DDR viele Anhänger habe, müs

122

se 
seiner gefährlichen Phrase von einem schöpfe-
rischen Marxismus entgegengetreten werden. 
Die Autoren erklärten, der Stalinismus sei 
eine „unwissenschaftliche Fiktion" )  und es 
habe ihn eigentlich niemals gegeben. Während 
bei Lukacs und Rosa Luxemburg, auf die er 
sich zuweilen berufe, ein ganzes System fal-
scher Anschauungen festzustellen sei, könne 
das von Stalin nicht behauptet werden. In des-
sen Lebenswerk habe vielmehr die Vertei-
digung und Weiterentwicklung des Marxis-
mus-Leninismus dominiert.

Der Mythos von der herrschenden Klasse

Nach den Bauern bekamen auch die Arbei-
ter die Gegenrevolution zu spüren. Am 1. Ja-
nuar 1961 trat das „Gesetzbuch der Arbeit" in 
Kraft. Es modelte das Recht auf Arbeit in den 
Arbeitszwang um, anullierte das in der DDR-
Verfassung damals noch enthaltene Streik-



recht und hob sogar den Achtstundentag auf, 
eine Errungenschaft der Novemberrevolution 
1918. Die Dauer der Arbeitszeit wird nach 
dem Gesetzbuch durch den Staat festgelegt. Im 
Betrieb gilt das Prinzip der Einmannleitung 
durch den Direktor — von einem Mitbestim-
mungsrecht blieb keine Spur. Bei schwerwie-
genden Verletzungen der staatsbürgerlichen 
Pflichten und der Arbeitsdisziplin sind frist-
lose Entlassungen möglich.
Was das Arbeitsgesetzbuch in der Praxis be-
deutete, erfuhr die Belegschaft der Leuna-
werke in Merseburg, als sie am 2. und 3. Au-
gust 1962 gegen eine Erhöhung des Betriebs-
plans und die schlechte Lebensmittelversor-
gung durch Streik protestierte. Das Werk 
wurde von motorisierten Einheiten der sowje-
tischen Besatzungsarmee umzingelt. Verbände 
der DDR-Armee rückten in das Betriebsge-
lände ein und pflanz 123ten das Bajonett auf ).  
Der Streik brach zusammen. Aber was blieb 
für die Leuna-Arbeiter von dem Mythos übrig, 
daß sie ein Bestandteil der in der DDR herr-
schenden Klasse seien?

Die Errichtung der Mauer
Die Errichtung der Berliner Mauer erfolgte aus 
der begründeten Furcht, daß die DDR zu einem 
Staat ohne Staatsbürger werden könne. Statt 
das offen zuzugeben, wurde im Zentralorgan 
der SED geschrieben, daß endlich in Deutsch-
land der Geist über die Macht triumphiere 
— die Mauer sollte da
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s Symbol des Geistes 
sein. „Tiefe Genugtuung erfüllt jetzt alle un-
sere Bürger. ..." ).  Wer nicht von ihr er-
füllt war, dem wurde sie durch Schlägerkolon-
nen der FDJ eingebläut. In der DDR herrschte 
vorübergehend das kommunistische Faust-
recht. Als einem Drucker das Pech unterlief, 
den Vorsitzenden des ZK der SED in einen 
Vorsitzenden des KZ der SED umzusetzen, 
wurde er schon kurz darauf verhaftet. Ulbricht 
stellte zum Schutz der Berliner Mauer beson-
dere FDJ-Regimenter auf. Sogenannte Hamste-
rer wurden auf der Stelle festgenommen. 
Kreisleitungen der SED riefen öffentlich auf, 
die „Schmarotzer" und „Parasiten" aus den 
Läden zu werfen, sie die Arbeiterfäuste spü-
ren zu lassen und den Sicherheitsorganen zu 
übergeben. Diese Atmosphäre des Terrors 
hielt bis Ende 1961 an. Sie sollte offenbar den 
Mauerbau psychologisch ergänzen und deut-
lich machen, daß die Situation für alle Gegner 
des Regimes nunmehr hoffnungslos sei. Viele 
Gerichte verhängten „Einweisungen zur Ar-

beitserziehung" in hierfür neuerrichtete La-
ger.
Die politische Ergänzung der Mauer war der 
im Juni 1964 für 20 Jahre abgeschlossene 
Freundschaftspakt UdSSR-DDR, der die Unan-
tastbarkeit der Staaatsgrenzen garantiert und 
Westberlin eine selbständige politische Ein-
heit nennt.

Das Werben um die Jugend

Das Ulbricht-Regime warb nun im verstärkten 
Maße unter der Jugend, die durch den Bau der 
Mauer besonders beunruhigt war. Das zeigte 
sich vor allem bei den Schülern. An der Fried-
rich-Schiller-Schule in Weimar, an der Ober-
schule in Bad Berka und an der Oberschule in 
Anklam wurden „staatsfeindliche Umtriebe" 
aufgedeckt. Plötzlich tauchte auch ein oppo-
sitioneller „Stauffenberg-Kreis" auf, der sich 
aus jungen Arbeitern, Schülern und Studenten 
zusammensetzte.
Das Politbüro der SED wandte sich im Septem-
ber 1963 gegen die Überschüttung der Jugend 
mit überflüssigen Phrasen, gegen die Gängelei 
und das Administrieren. Die jungen Leute 
dürften nicht auf den Weg der Heuchelei ge-
drängt werden. In ihrem Bewußtsein sei be-
reits ein Auseinanderfall von sozialistischem 
Ideal und politischer Wirklichkeit zu bemer-
ken.
Für besonders begabte Schüler wurden Son-
derklassen eingerichtet. Aber das Jugendge-
setz vom Frühjahr 1964 hob die verfassungs-
rechtlich garantierte Freiheit der Berufswahl 
auf. Die Berufe und Arbeitsplätze verteilte 
man jetzt vom Schreibtisch der Behörden aus 
entsprechend dem Wirtschaftsplan. Es kam 
vor, daß bei Schulentlassungsfeiern zugleich 
mit den Namen der Entlassenen der ihnen zu-
diktierte Beruf verlesen wurde, wobei die ei-
genen Wünsche der Betroffenen unberücksich-
tigt blieben oder sich nur zufällig mit dem 
Planschema deckten.
Die Studenten mußten sich schriftlich ver-
pflichten, jederzeit die Politik der SED und der 
Regierung aktiv zu unterstützen, am Aufbau 
des Sozialismus tatkräftig mitzuwirken und 
überall politisch zu handeln.

Der Separatkommunismus
Ulbricht hatte 1960 betont, daß die Entwick-
lung einer „sozialisti
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schen deutschen Natio-

nalkultur" ) in der DDR notwendig sei. 
Drei Jahre später ging diese Forderung in das

125) Ulbricht, Deutschland des Volkes, Berlin (Ost) 
1961, S. 87.

123) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13. 8. 1962. 
124) Neues Deutschland, 14. 8. 1961.



neue SED-Programm ein: „Die sozialistische 
deutsche Nationalkultur entfaltet sich als Teil 
der Kultur des sozialistischen Weltsy-
stems." 126 ) Es sollte also zwei Kulturen in 
Deutschland geben und davon eine als sepa-
rate Nationalkultur der DDR geschaffen wer-
den, die als integraler Bestandteil der östli-
chen Welt gedacht ist und mit der Bundesre-
publik nichts mehr gemein hat. Doch das SED-
Programm fordert auch ein spezielles „sozia-
listisches Nationalbewußtsein" 127),  das allen 
Bürgern des kommunistischen Staates einge-
impft werden soll. Damit war eine neue Par-
teilinie festgelegt worden. Ihr Wesen besteht 
darin, die staatliche und wirtschaftliche Spal-
tung Deutschlands durch die kulturelle und 
staatsbürgerliche zu ergänzen. Das deutsche 
Volk soll in zwei Nationen aufgespalten wer-
den, so daß sich DDR und Bundesrepublik 
eines Tages wie feindliche Klassen gegenüber-
stehen. Im neuen SED-Programm ist im Unter-
schied zum alten das Ziel der Wiedervereini-
gung nicht mehr enthalten. Die gefährlichste 
Nuance der separatkommunistischen Politik 
besteht in ihrer Behauptung, daß die soziali-
stische Nation eine höherstehende als die bür-
gerliche sei. Die DDR sei Westdeutschland be-
reits eine ganze historische Epoche voraus. 
So ist auch der Keim eines separaten Natio-
nalismus gegeben, der die Minderwertigkeit 
der Bundesrepublik postuliert.

Das neue ökonomische System
Nach Veröffentlichung der Reformvorscbläge 
Prof. Libermans in der Sowjetunion begann 
auch in der DDR die Diskussion um ein neues 
Wirtschaftssystem. Jetzt konnte Kritik geäu-
ßert werden, die vorher als parteifeindlich ge-
golten hatte. Selbst der noch als Revisionist 
bezeichnete Prof. Behrens durfte wieder das 
Wort ergreifen, und er wies sofort auf die 
enge Verwandtschaft der Ideen Libermans mit 
den seinen hin. In der Sowjetunion habe man 
schon jahrelang über eine Reform der Wirt-
schaft diskutiert. „Natürlich gibt es auch Geg-
ner der Vorschläge Professor Libermans. Alles 
Neue setzt sich im Kampf durch, und es wird 
sowohl in den Betrieben als auch in den Ver-
waltungen Leute genug geben, denen ihre 
Rente mehr wert ist als ein noch höheres Ent-
wicklungsniveau der sozialistischen Wirt-
schaft. Aber vor allem werden es wohl dieje-
nigen sein, von denen der Direktor des Oms-
ker Reifenwerkes in seinem Diskussionsbei-

trag schrieb, daß sie ,die Administration miß-
brauchten und die Produktion mit den Stimm-
bändern' leite 128ten." )

Die Anspielungen und Befürchtungen von Beh-
rens waren begründet. Als das neue ökono-
mische System der DDR am 1. Januar 1964 in 
Kraft trat, hatte die SED-Führung zwar erst-
mals in ihrer Geschichte einen Schritt ins Neu-
land getan, aber die Grundgedanken Liber-
mans völlig verwässert. Statt einer Dezen-
tralisierung der Wirtschaft erfolgte die Zu-
sammenfassung aller Betriebe nach Branchen 
in Konzerne und Trusts. Statt einer Gewinn-
beteiligung der Arbeiter wurde der indivi-
duelle Lohn durch den Objektlohn ersetzt, der 
sich nach dem durchschnittlichen Arbeitsergeb-
nis aller richtet. Trotzdem konnten durch eine 
Umstellung auf das Prinzip der Rentabilität 
und durch eine Preisreform bestimmte Mängel 
beseitigt werden. Im ganzen wurde kein neues 
Wirtschaftssystem geschaffen, sondern die 
zentrale Planwirtschaft nur modifiziert. Doch 
wenn die DDR mit der Bundesrepublik kon-
kurrieren wollte, mußte sie dem Reformkom-
munismus zumindest in den wirtschaftlichen 
Fragen entgegenkommen. Aber da in kommu-
nistischen Ländern alle Maßnahmen einem 
ideologischen Rechtfertigungszwang unterlie-
gen, war die Einführung des neuen ökonomi-
schen Systems mit einer offiziellen Verurtei-
lung der Stalinschen Wirtschaftspolitik ver-
knüpft. Im Ergebnis mußten zahlreiche Berufs-
funktionäre jungen Fachleuten weichen. Wirt-
schaftsexperten wie Apel, Mittag und Jaro-
winsky stiegen bis in Politbüro auf.

Doch die Reform des Wirtschaftssystems sollte 
ohne politische Konsequenzen bleiben, wäh-
rend ein Teil der jungen Intelligenz darauf 
drängte, sie auf das politische System auszu-
dehnen. Marxisten wie Kahlau, Kunert und 
Hacks erhielten eine Abfuhr, dem österrei-
chischen Kommunisten Ernst Fischer, der sich 
für kulturelle Freiheit eingesetzt hatte, wurde 
die Einreise in die DDR verweigert.

Der Fall Havemann

Im September 1962 hielt Professor Havemann 
in Leipzig einen Vortrag, der bald durch oppo-
sitionelle Zirkel hektographiert und in Um-
lauf gesetzt werden sollte. Er wies nämlich 
nach, daß der parteioffizielle Dialektische 
Materialismus weder dialektisch noch materia-
listisch ist. Er habe Materie und Gesetzmäßig-
keit voneinander getrennt, so daß ein System 
unabänderlicher Naturgesetze, die man teil-
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weise selbst erfand, über der von ihnen be-
herrschten Materie steht. Zwar galt diese als 
Grundlage aller Prozesse, doch wurden ihr 
Prinzipien übergeordnet. Sie sollte nach den 
Postulaten der Parteilinie dirigiert werden. 
Havemann verwarf den Stalinismus als Vul-
gärmarxismus, der idealistisch und mechani-
stisch sei. Auf Grund seines Vortrags began-
nen sich Hunderte und Tausende von Studen-
ten für ihn zu interessieren. Zu seiner Vorle-
sungsreihe über „Naturwissenschaftliche 
Aspekte philosophischer Probleme", die Ha-
vemann 1963/64 an der Ostberliner Humboldt-
Universität hielt, schrieben sich nicht weniger 
als 1250 Hörer in die Listen ein.
Schon in der ersten Vorlesung wurde Lenins 
Materiebegriff .als unzureichend verworfen. 
Die Anerkennung der objektiven Realität un-
abhängig vom menschlichen Bewußtsein sei 
für den objektiven Idealismus typisch. Have-
mann zeigte auch die Fragwürdigkeit der Wi-
derspiegelungstheorie — der Erkenntnistheo-
rie des Dialektischen Materialismus — auf. 
Schon ein Photo ist mit dem Abgebildeten 
nicht identisch. Die Kommunisten müßten be-
reit sein, ihre philosophische Konzeption in 
Frage stellen zu lassen. Der moderne Mate-
rialismus erfordere auch den Zweifel an sich 
selbst. Es gibt keinen einzigen Satz, der nicht 
durch Erfahrung widerlegt werden könnte. 
Aber ohne Informationsfreiheit, die das Blut 
in den Adern der menschlichen Kultur sei, läßt 
sich auch keine Meinungsfreiheit begründen. 
Zu allen Zeiten hätten reaktionäre Regime 
danach getrachtet, das Volk in Dummheit zu 
halten, um es leichter beherrschen zu können. 
Doch wer die Menschen konfektionierten und 
behördlich genehmigten Ansichten unterwirft, 
fordert sie zur Rebellion heraus.
In weiteren Vorlesungen zeigte Havemann 
auf, daß der Dialektische Materialismus mit 
seinen Thesen von der räumlich endlichen und 
zeitlich unendlichen Welt den Ergebnissen der 
modernen Wissenschaft widerspricht. Auch sei 
das Geschehen nicht eindeutig determiniert, 
sondern von Zufällen abhängig. Die Entwick-
lung benutzt den Weg des Zufalls. Der Kom-
munismus ist nur eine Möglichkeit, aber wel-
che Möglichkeiten jeweils bestehen, ergibt 
sich aus den Notwendigkeiten und Bedürfnis-
sen jeder Zeit. Der Begriff Möglichkeit besagt, 
daß etwas geschehen wie auch unterbleiben 
kann, weil nichts eindeutig festgelegt ist. Der 
Mensch erlangt Freiheit, indem er Notwendig-
keiten ändert, neue Möglichkeiten schafft und 
das jeweils Mögliche variiert. Der Kommunis-
mus darf nicht auf Zwang beruhen, sondern 

muß neue Horizonte der Freiheit eröffnen. An 
die Stelle der Ideologie hat klares Bewußtsein 
zu treten. Ost und West bilden eine wechsel-
wirkende Einheit, während der Gegensatz von 
Kapitalismus und Sozialismus schon ab-
stumpft. Man muß die Kräfte im Geistigen 
messen. Revolutionäre Ideen sind durch keine 
Grenze aufzuhalten.

In seiner zehnten Vorlesung vom 20. Dezem-
ber 1963 wandte sich Havemann gegen die 
vom XXII. Parteitag der KPdSU angebahnte 
Indoktrinierung einer kommunistischen Moral. 
Eine konservative, dem Schutz des Bestehen-
den dienende Moral könne die gesellschaft-
liche Wirklichkeit nur verhüllen und den Fluß 
der Entwicklung lediglich hemmen. Notwen-
dig sei eine revolutionäre Moral, um die be-
stehende Gesellschaft aufzulösen und umzu-
wälzen. Ihre Grundlage müsse die Unzufrie-
denheit mit dem Bestehenden sein. Der Mos-
kauer und Ostberliner Moralkodex entspreche 
einem bürgerlichen Horizont: „Die Grundele-
mente der alten Moral waren Demut, Ergeben-
heit in das Schicksal, Hoffnung auf eine höhere 
Gerechtigkeit, Einordnung des Menschen in 
die gesellschaftliche Hierarchie. In der soziali-
stischen Moral sind andere Begriffe wesent-
lich: die Solidarität, der Widerstand, der Zwei-
fel an allem Hergekommenen, das Selbstver-
trauen, die 
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zu ändern." )

Den Vorlesungen schlossen sich noch drei Se-
minare an. In ihnen bezeichnete Havemann 
das Streben nach Herrschaft als Quelle aller 
Unmoral. Was den Kommunismus angehe, so 
sei er ein nie erreichbares Endziel. Der Ur-
kommunismus müsse vom wissenschaftlichen 
Standpunkt als eine Fiktion betrachtet wer-
den. Und der Kapitalismus hebe sich durch die 
Automation auch ohne kommunistische Akti-
vität auf. Der in Osteuropa bestehende Wi-
derspruch zwischen den Interessen des Einzel-
nen und den Interessen der Kommunistischen 
Parteien, durch ein hierarchisches System von 
außerordentlicher Zähigkeit niedergehalten, 
könne nicht durch Entfachung künstlicher Be-
geisterung, sondern nur durch Gewährung der 
Demokratie überwunden werden. Das für den 
Stalinismus typische Auslöschen der Freiheits-
rechte sei eine dem Kommunismus feindliche 
Tendenz, weil es seine Diskriminierung be-
deute.
Havemann berief sich auf Gesinnungsgenos-
sen in der Sowjetunion und der Tschechoslo-
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wakei, auf Kommunisten in diesen Ländern, 
die ebenso dächten wie er. Er hat als erster 
Kommunist in systematischer Form philo-
sophische und politische Konsequenzen aus 
der modernen Wissenschaft seit Einstein ge-
zogen. Gegen die „Havemannsche Krankheit" 
stand in der SED noch keine Medizin bereit. 
Man warf dem bekannten Physiker einen ab-
strakten Freiheitsbegriff vor. Als ein neuer 
Sokrates verderbe er die Jugend der DDR. 
Dessenungeachtet gab Havemann dem „Ham-
burger Abendecho" ein Interview, in dem er 
für die Bevölkerung der DDR größere Freihei-
ten als in der Bundesrepublik verlangte — 
nur so könne der Kommunismus den Wett-
bewerb mit dem Westen gewinnen. Wäre 
man von vornherein diesen Weg gegangen, 
hätte es am 17. Juni 1953 keinen Aufstand ge-
geben.

Am 12. März 1964 wurde der Naturwissen-
schaftler wegen parteischädigenden und par-
teifremden Verhaltens aus der SED ausge-
schlossen. Am 19./20. März 1964 trat eine Kon-
ferenz zusammen, auf der ihm das Recht ab-
gesprochen wurde, als Hochschullehrer die 
Jugend zu erziehen. Er mußte an allen Uni-
versitäten verurteilt werden. Am 1. April 1964 
verlor der Gemaßregelte auch die Leitung des 
Physikalisch-Chemischen Instituts der Hum-
boldt-Universität. Es blieb ihm nur noch ein 
Forschungsauftrag. Doch schon im Juni 1964 
hieß es — kurz vorher war sein Buch „Dialek-
tik ohne Dogma" in der Bundesrepublik er-
schienen — Flavemann müsse entweder seine 
Thesen widerrufen oder er werde auch seinen 
Forschungsauftrag verlieren. Der Wissen-
schaftler lehnte den Widerruf ab. Damit war 
der innerkommunistischen Opposition der 
DDR ein neuer Kopf gewachsen. Von nun an 
standen sich Ulbricht und Havemann als Re-
präsentanten zweier grundsätzlich verschie-
dener Richtungen des kommunistischen Den-
kens und Wollens gegenüber.

Freiheit so wichtig wie Brot (Polen)

.Eine neue Schule des Marxismus entsteht

Daß der „polnische Oktober" von 1956 als 
Denkprozeß trotz einer Tendenz zur Restali-
nisierung auch in den obersten Rängen des 
polnischen Kommunismus weiterwirkte, ging 
aus einer Aufsatzreihe des Chefideologen 
Adam Schaff hervor, die im Juli 1961 auch in 
Buchform erschien. Schaff polemisierte gegen 
Sartre, dessen Existentialismus in Polen ein-
gedrungen und zur ernsthaftesten Konkurrenz 
der Staatsideologie des Marxismus-Leninis-

mus geworden war. Er stellte Marxismus und 
Existentialismus als unvereinbar gegenüber, 
gab aber zu, daß Sartres Ideen vor allem des-
halb einen tiefen Einbruch in Polen erzielten, 
weil der Dialektische Materialismus den Pro-
blemen des menschlichen Individuums aus-
weiche. Diese Lücke gelte es zu sc

130

hließen. Nur 
eine marxistische Philosophie des Menschen 
könne den geistigen Einfluß Sartres überwin-
den. Die Kommunisten müßten die bohrenden 
Fragen nach dem Sinn des menschlichen Le-
bens und nach dem Wesen des Glücks beant-
worten können. Auch das Problem der persön-
lichen Freiheit dürfe nicht länger geringschät-
zig abgetan werden. „Die Freiheit ist eine 
nicht minder wichtige Vorbedingung für die 
Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit als 
die Befriedigung der materiellen Bedürfnisse 
des Menschen." )

Obwohl Schaffs Polemik gegen Sartre mit Sei-
tenhieben auf Kolakowski verbunden war 
(den er fälschlich für einen Existentialisten 
hielt), versuchte er doch gleich diesem, den 
Anschluß an die europäische Philosophie der 
Gegenwart wiederzufinden und ihre wichtig-
sten Erkenntnisse in den Marxismus aufzu-
nehmen. Er begründete darüber hinaus eine 
neue, anthropologische Schule des Marxismus. 
Die Entstehung dieser Schule entsprach dem 
Aufstand des Individuums innerhalb der 
kommunistisch beherrschten Gesellschaft, das 
aus der Kaserne des Kollektivs zu entkommen 
versuchte. Sie stieß daher auf den Widerstand 
der konservativen Ideologen und des Partei-
apparats, die behaupteten, der Marxismus ent-
halte bereits eine komplette Philosophie des 
Menschen und habe daher eine marxistische 
Anthropologie gar nicht nötig.

Hier äußerte sich sowohl die Furcht, neue 
Ideen könnten das noch immer weitgehend 
verknöcherte Gedankensystem des Dialekti-
schen Materialismus aufbrechen, als auch das 
Bemühen, die Erhebung des Individuums zu-
rückzuwerfen. Binnen kurzer Zeit breitete sich 
die Diskussion über mehrere kommunistische 
Länder aus; in Moskau und Prag erschienen 
Artikel gegen Schaff. Mit seiner Forderung 
nach einer marxistischen Anthropologie als 
besonderer Disziplin des Dialektischen Mate-
rialismus hat er in gewisser Hinsicht das phi-
losophische Fazit des „polnischen Oktobers" 
für ganz Osteuropa gezogen. Trotz seines 
Schwankens zwischen Gomulka und Kola-
kowski darf nicht übersehen werden, daß er 
als erster offizieller Theoretiker des Kommu-
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nismus die Befriedigung der materiellen Be-
dürfnisse und des Bedürfnisses nach persön-
licher Freiheit als gleichrangig anerkannte. 
Das war eine bahnbrechende Neuheit. Was die 
anthropologische Schule betrifft, so hat sie 
ihre weiteste Verbreitung und bedeutsamste 
Fortentwicklung in Jugoslawien gefunden.

In der Zwiespältigkeit Schaffs, geistig revolu-
tionär, politisch aber eher noch konservativ zu 
sein, ist diese Diskrepanz zu einem lebendigen 
Symbol geworden. Von Polen gehen immer 
wieder Anstöße für die osteuropäische Revolu-
tion aus, die innerhalb des Landes im Ansatz 
Steckenbleiben, aber außerhalb seiner Grenzen 
um so fruchtbarer wirken.

Die Freiheitsdiskussion

Schaff gab auch den Auftakt zu einer großen 
Freiheitsdiskussion, die nach dem XXII. Par-
teitag der KPdSU die polnische Intelligenz in 
fieberhafte Erregung versetzte. Ihre Haupttri-
bünen waren die Wochenzeitung „Przeglad 
Kulturalny" und der Klub „Krummer Kreis". 
Der Präsident der polnischen Akademie der 
Wissenschaften, Prof. Kotarbinski, v
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erlangte 
uneingeschränkte Freiheit des Wortes als 
wichtigstes Grundrecht des Menschen. Prof. 
Ossowski, der berühmteste unter den polni-
schen Soziologen, hielt die Schaffung einer 
geistigen Kultur nur bei Respektierung der 
Ketzer (also der Revisionisten) für möglich. 
Der Dichter Slominski wandte sich gegen die 
staatliche Zensur. Prof. Lipinski als Altmeister 
der polnischen Nationalökonomie erklärte, der 
Marxismus sei in Polen und anderswo zu 
einem „Sammelsurium von Mythen und Halb-
wahrheiten" )  entartet, die nur noch der 
Machtbehauptung dienten. Prof. Sawicki ver-
langte gerichtliche Bestrafung aller Beamten, 
die kritische Äußerungen unterdrücken.

Die Diskussion wogte monatelang hin und her, 
aber ihr einziges reales Ergebnis bestand in 
einer Lockerung der Vorzensur. Da sie alle 
behördlicherseits gezogenen Grenzen überflu-
tete, wurde der Klub „Krummer Kreis" — als 
ihr dynamischer Brennpunkt. — geschlossen. 
Freilich auch deshalb, weil er Kolakowskis 
Schauspiel „Eingang und Ausgang" fast de-
monstrativ mit einem Preis prämiert hatte. 
Diese bittere Satire auf den Polizeistaat wurde 
nach sechs Aufführungen verboten. Wegen 
eines anderen Literaturpreises, mit dem die 
Zeitschrift „Nowa Kultura" das Porträt eines 
Diktators von Brochenski („Göttlicher Cäsar") 

bedacht hatte, erhielt der Chefredakteur Zol-
kieski seine Entlassung. Im Mai 1963 mußten 
„Przeglad Kulturalny" und Nowa Kultura" 
ihr Erscheinen einstellen. Sie wurden durch 
eine neue Wochenzeitschrift unter dem Titel 
„Kultura" ersetzt, die viele Intellektuelle aus 
Protest boykottierten, obwohl sie durch Ver-
weigerung der Mitarbeit ihre Existenzbasis 
gefährdeten.

Aufstieg der Partisanen

Dieser neuerlichen Einschnürung von Presse 
und Literatur ging als Alarmsignal die Affäre 
Holland voraus. Henryk Holland war ein Alt-
kommunist, der angeklagt wurde, an auslän-
dische Korrespondenten falsche Informationen 
über die Art des Todes von Stalin und Berija 
weitergegeben zu haben. Im Dezember 1961 
verhaftet, stürzte er sich angeblich aus seinem 
Wohnungsfenster zu Tode. Doch nur wenige 
glaubten an einen Selbstmord. Vielmehr 
schien es, als ob ein Mitwisser dunkler Ge-
heimnisse, die Chruschtschow in angetrunke-
nem Zustand ausgeplaudert hatte, beseitigt 
worden sei. An der Beerdigung Hollands nah-
men mehrere Tausend Menschen teil, darunter 
hohe Funktionäre. Sie sangen gemeinsam die 
mit „Wacht auf!" beginnende „Internationale". 
Gomulka ordnete eine Untersuchung an, die 
jedoch im Sande verlief. Offenbar war er nicht 
mehr der mächtigste Mann.
Mächtiger schien schon Moczar zu sein, unter 
dessen Leitung der Sicherheitsdienst seine 
frühere Vormachtstellung, die er in der Stalin-
zeit genoß, Schritt um Schritt zurückgewann. 
Moczar galt als der Führer einer neuen Par-
teifraktion, der „Partisanen", die aus ehemali- j 
gen Heimatkommunisten bestanden und sich 
unaufhaltsam in den Vordergrund schoben. 
Sie wandten sich gegen jene, die in den Uni-
formen der Roten Armee nach Warschau zu-
rückgekehrt waren, aber mehr noch gegen die 
Liberalen und Revisionisten, denen man eine 
bewußte Aufweichung des Regimes unter-
schob. Diese Fraktion setzte die Einstellung 
der angeblich westlich infizierten Zeitschriften 
durch. Es gelang ihr, alle restlichen Vertreter 
eines offenen und progressiven Kommunismus 
in den obersten Gremien der Partei — Al-
brecht, Zambrowski und Matwin — zu ver-
drängen. Ihr Argument bestand darin, daß die 
Koexistenz keine Abschwächung, sondern eine 
Verschärfung des Klassenkampfes bedeute, 
was erhöhte Wachsamkeit erforderlich mache. 
Die Fraktion der „Partisanen" sah die Haupt-
gefahr in der kosmopolitischen Haltung des 
jüdischen Elements der Partei. Schon Henryk131) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 25. 1. 1962.



Holland war ein jüdischer Journalist gewe-
sen. Auch die aus Rundfunk und Fernsehen 
entfernten Publizisten waren zum größten Teil 
Juden. So wurde mit dem Antisemitismus eine 
der gefährlichsten Erscheinungsformen des 
Stalinismus wiederbelebt. Zwar gingen die 
Partisanen mit polizeilichen Druckmitteln auch 
gegen die urstalinistische Natolin-Fraktion 
vor, als sie ein Pamphlet gegen die offizielle 
Parteilinie in Umlauf setzte. Dies täuschte je-
doch nicht über ihren Neostalinismus hinweg, 
mochte er auch mit einem Ressentiment gegen 
die Moskau-Emigranten verknüpft sein, weil 
sie lange Zeit alle entscheidenden Posten be-
setzt hatten und die Heimatkommunisten nicht 
zum Zuge kommen ließen. Die Partisanen ver-
körperten eine Spielart des Nationalstalinis-
mus.

Gomulka lehnte sich in dieser Situation, die 
ihn zwischen die Partisanen und die Liberalen 
stellte, mehr und mehr an Chruschtschow an, 
zu dessen außenpolitischem Berater er auf-
stieg. Mit der Erklärung, daß, wenn die sowje-
tischen
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 Genossen noch nicht alles zum Ur-
sprung des Personenkults gesagt hätten, es 
offenbar noch zu früh dazu sei, verminderte 
er seine ursprünglich radikale Kritik am Sta-
linismus. Im Konflikt Moskau—Peking ergriff 
er Partei für die Sowjetunion, weil die chine-
sische Politik „durch Nationalismus und Groß-
machtstreben" )  gekennzeichnet wäre — 
was man gewiß nicht weniger von der UdSSR 
sagen konnte.

Auf das Vertrauen Chruschtschows zu Go-
mulka gestützt, konnte Polen seine Sonder-
stellung in Osteuropa behaupten und unge-
störter als bisher seinen eigenen Weg weiter-
verfolgen. Beispielsweise wurden zwischen 
1959 und 1964 180 000 ha Land aus dem staat-
lichen Bodenfonds an private Bauern verkauft 
— ein Reprivatisierungsprozeß, der keine Pa-
rallele kennt und, wäre er in anderen kommu-
nistischen Länder erfolgt, sofort die Bezeich-
nung .konterrevolutionär' erhalten hätte. 
Selbst manche Flüchtlinge aus der DDR, denen 
nach dem Mauerbau der Weg in den Westen 
versperrt war, fanden in diesem Lande politi-
sches Asyl. Auch der Umstand, daß Schaff 
trotz aller Anwürfe wieder ins Zentralkomitee 
gewählt wurde, ließ keinen Vergleich mit Ost-
berlin zu. Es gab sogar Versuche zur Wieder-
belebung der Arbeiterräte, weil sich die Be-
schwerden über das selbstherrliche Regiment 
der Betriebsdirektoren häuften.

Doch das Vorrücken der Partisanen und ihre 
Repressiv-Maßnahmen verkündeten Unheil 
und schufen eine unbehagliche, immer gereiz-
ter werdende Stimmung, die sich durch eine 
Versorgungskrise noch verschärfte. Drastische 
Preiserhöhungen führten im Frühjahr 1963 zu 
zwei Protestdemonstrationen in Warschau. Die 
Arbeiterräte von Katowice stellten die Regie-
rung vor die Wahl, entweder ihre Stadt mit
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Preiserhöhungen zu verschonen oder mit einer 
langen Arbeitsniederlegung zu rechnen ). 
Gomulka warnte vor Streiks, die als Sabotage 
ausgelegt werden könnten. Auch das Verhält-
nis von Staat und Kirche wurde wieder ge-
spannter. Schon im Oktober 1961 kam es zu 
einem Zusammenstoß zwischen Katholiken und 
Polizisten in Thorn wegen des Gerüchtes, daß 
ein Priesterseminar geschlossen werden sollte. 
Fast genau zwei Jahre später brachen Unru-
hen in Przemsyl aus, weil eine kirchliche Or-
ganistenschule verstaatlicht wurde. Wie die 
polnische Presse schrieb, entstand eine Atmo-
sphäre des Aufruhrs; 64 Personen wurden ver-
haftet.

Die abermalige Fesselung der polnischen 
Presse — sie sollte nach den Worten eines 
Schriftstellers „allenfalls befriedigt säuseln 
oder vor Verzückung wimmern" 134),  aber 
Kritik nur noch am Vorkriegspolen äußern 
— ließ viele Publizisten aufbegehren. Im März 
1964 richteten 34 bekannte Intellektuelle einen 
Brief an den Ministerpräsidenten, in dem es 
hieß, daß durch die weitreichende Zensur der 
schriftlichen Meinung eine nachhaltige Ge-
fährdung der gesellschaftlichen Entwicklung 
bestehe. Sie beriefen sich auf unabdingbare, 
auch in der polnischen Verfassung garantierte 
Freiheitsrechte. Aber 14 der Unterzeichner 
konnten plötzlich nichts mehr publizieren, ein 
anderer wurde verhaftet. Die Partei sammelte 
Unterschriften für eine Gegenerklärung. Dar-
auf scharten sich 800—900 Studenten am 
14. April 1964 auf dem Gelände der Universi-
tät zu einer Protestversammlung zusammen. 
Der Rektor forderte sie vergebens zum Aus-
einandergehen auf. Sie verlangten eine Dis-
kussion über den Brief der 34, dessen Inhalt 
auch ihrer Meinung entspreche. Mehrere Teil-
nehmer wurden festgenommen und wochen-
lang inhaftiert.

Als die Parteiführung am 5. Oktober 1964 alle 
Mitglieder der Warschauer Gruppe des polni-
schen Schriftstellerverbandes zu einer Aus-
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spräche einlud, vertauschte der Dichter Slo-
nimski die Rolle eines Angeklagten mit der 
des Anklägers: „Die Früchte des polnischen 
Oktobers sind verdorrt. Zensurb
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halten das Volk geknebelt. ..." )  Die an-
deren Schriftsteller erhoben sich von ihren 
Plätzen und unterstützten ihren Sprecher durch 
lauten Beifall. Es war jetzt offenkundig, daß 
sich das Gomulka-Regime in einer ernsten 
Krise befand.

Burgfriede und Ausbau der Selbstverwaltung 
(Jugoslawien)

Jugoslawien lieferte der Sowjetunion fast die 
gesamte geistige Munition für die Auseinan-
dersetzung mit dem China Mao Tse-tungs. 
Das begann im Frühjahr 1960, als Kardelj die 
Pekinger und Belgrader Politik in einer größe-
ren Studie miteinander verglich. Der jugosla-
wische Chefideologe hielt bereits damals un-
überbrückbare Gegensätze zwischen kommu-
nist
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ischen Ländern für möglich, „und zwar vor 
allem, wenn man anderen Ländern im Namen 
der sozialistischen Solidarität und der soziali-
stischen Ideologie das Veraltete und Konser-
vative gewaltsam aufdrängen will" ). Kar-
delj beschuldigte die chinesischen Kommuni-
sten der Kriegslüsternheit, verabsolutierter 
Gewalt und irrationaler Gedankensprünge, 
was er auf den Staatsbürokratismus, auf eine 
rückständige Technik und auf den Einfluß trotz-
kistischer Ideen zurückführte. Die Volkskom-
munen bezeichnete er als eine Form des 
Elendskommunismus, der auf niemand eine An-
ziehung ausüben könne. Chruschtschow ver-
spottete sie als ,Bastschuh-Kommunismus'. Er 
holte sich auch seine Thesen von der Vermeid-
barkeit eines neuen Weltkriegs noch vor dem 
Untergang des Kapitalismus und vom soziali-
stischen Weltsystem als dem bestimmenden 
Faktor der Zeitgeschichte aus dem Buche Kar-
deljs, der davon gesprochen hatte, daß man 
dem Westen die Koexistenz aufzwingen könne 
und der Sozialismus zum dominierenden Fak-
tor der Epoche geworden sei. Chruschtsc

137

how 
war ein Plagiator, aber manche Sätze des ju-
goslawischen Theoretikers schienen ebenso für 
den sowjetischen wie für den chinesischen 
Parteichef bestimmt zu sein. So die These, 
„daß man nicht einmal im Namen der Revo-
lution ungestraft agressive Kriege führen 
kann" )  und „die hegemonistische Tendenz 

im krassen Gegensatz zu den
138

 Interessen des 
Weltsozialismus steht" ).
Dem, was Kardelj 1960 über den Maoismus 
schrieb, sind später eigentlich nur noch zwei 
Argumente hinzugefügt worden: in China 
herrsche das kleinbürgerliche Element vor und, 
in diesem Lande habe sich der in Osteuropa 
schon weithin verdrängte Stalinismus durch-
gesetzt. Nach der Revolution in Ungarn „erho-
ben die stalinistischen Dogmatiker in der ge-
samten kommunistischen Weltbewegung ihr 
Haupt. In China trugen sie ganz offensichtlich 
den Sieg davon. Der ohnehin verkrüppelten 
Landwirtschaft amputierten sie die letzten 
Glieder. Nicht nur in der Landwirtschaft, auch 
auf anderen Gebieten machten sie sämtliche 
Konzessionen rückgängig und gründeten 
schließlich in Honan im April 1958 die erste 
Landkommune." 139)  In Belgrad wußte man 
um den Zusammenhang zwischen der osteu-
ropäischen Revolution und der Politik Mao 
Tse-tungs.
Für Jugoslawien hatte sich die größte Bedro-
hung eines antistalinistischen Kommunismus 
von Moskau nach Peking verschoben. Des-
halb stützte es Chruschtschow gegen Mao. 
Aber die jugoslawischen Kommunisten behiel-
ten sich das Recht zur Kritik an der Sowjet-
union vor und machten von ihm gegenüber 
dem neuen Programm der KPdSU regen Ge-
brauch. Ihre Haupteinwände waren, daß 
dieses Programm das Absterben des Staates 
durch eine bloße Änderung seiner Funk-
tionen ersetze, den hegemonistischen Geist 
des Kominform Wiederaufleben lasse und die 
nationalen Wege zum Sozialismus verun-
glimpfe 140). Jugoslawien erfaßte die expan-
siven Gefahren der Chruschtschow-Doktrin, 
obwohl es anscheinend hoffte, daß der Kon-
flikt mit Peking alle Kräfte Moskaus binden 
würde. Offenbar sollte der Expansionsge-
fahr durch ihre Enthüllung vorgebeugt wer-
den: „Es wird versucht, die angebliche poli-
tische und wirtschaftliche Unmöglichkeit des 
selbständigen Weges zum Sozialismus zu be-
weisen, und dazu noch prophezeit, daß jedes 
Land, das den Sozialismus außerhalb des La-
gers — also auf eigene, selbständige Art — 
aufbauen will, ,entarten' und von den Impe-
rialisten verschlungen werden muß. Und mehr 
als dies: auf diese Weise soll anscheinend im 
voraus jede Aktion, die im Namen des .wah-
ren Sozialismus' zur ,Rettung' irgendeines 
Landes von einer solchen ,Entartung' unter-

135) Ebenda, S. 34.
136) E. Kardelj, Vermeidbarkeit oder Unvermeidbar-
keit des Krieges, Reinbek 1961, S. 9.
137) Ebenda, S. 84.

138) Ebenda, S. 9.
139) Politika, Belgrad, 16. 9. 1962.
140) Ostprobleme vom 29. 6. 1962, S. 407—10.



nommen werden könnte, ideolo
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gisch und po-
litisch gerechtfertigt werden." )

Als Chruschtschow im September 1962 eine 
Verbesserung der sowjetisch-jugoslawischen 
Beziehungen anbot, um den Rücken gegen Pe-
king freizubekommen, stimmte Tito mit spür-
barer Erleichterung zu. Die Erneuerung des 
Burgfriedens zwischen Moskau und Belgrad 
verpflichtete ja auch eine Reihe anderer Län-
der. Tito erhielt die Genugtuung, auf den Par-
teitagen in Sofia, Prag und Ostberlin gegen 
Peking verteidigt zu werden. Als ihn zum Bei-
spiel der chinesische Gastdelegierte auf de
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m 
XII. Parteitag der tschechoslowakischen Kom-
munisten einen „unverschämten Verräter der 
Arbeiterklasse" )  nannte, wurde er von lau-
ten Protestrufen unterbrochen. Die Versach-
lichung der Beziehungen mit Moskau, Sofia, 
Prag und Ostberlin konnte für die Ausbrei-
tung der titoistischen Ideen nur vorteilhaft 
sein.

Jedoch machte Jugoslawien der Chru-
schtschow-Doktrin das für seine Unabhängig-
keit bedenkliche Zugeständnis, nicht nur als 
Beobachter ins Comecon zurückzukehren, son-
dern sogar an der Arbeit einiger seiner Or-
gane teilzunehmen und in sieben von vier-
zehn Fachausschüssen mitzuwirken. Diese 
Vereinbarung kam einer Assoziierung gleich, 
deren Grenzen die Moskauer Führer durch die 
Angleichung der jugoslawischen Wirtschafts-
pläne an die der Comecon-Länder zu verwi-
schen trachtete 143n ).  Man muß aber den 
Zweck dieses Zugeständnisses sehen. Tito 
versicherte im August 1963 seine Bereitschaft 
zur Teilnahme an der wirtschaftlichen Arbeits-
teilung zwischen den kommunistischen Staa-
ten, wofür Chruschtschow erneut die Respek-
tierung der spezif
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ischen Formen des jugosla-
wischen Kommunismus versprach und erst-
mals die Arbeiterräte als eine „fortschrittliche 
Erscheinung" )  anerkannte. Diese Anerken-
nung wog anscheinend das Risiko auf. Sie 
war ohne Zweifel von unschätzbarem Wert. 
Ohne den Konflikt mit Peking hätte sich 
Chruschtschow schwerlich zu ihr durchgerun-
gen. Er versprach darüber hinaus die Entsen-
düng einer sowjetischen Delegation zum Stu-
dium der jugoslawischen Arbeiterselbstver-
waltung. Traf sie auch niemals ein, so war 
schon die Idee einer solchen Delegation für 
Jugoslawien ein neuer Ansatzpunkt zur Aus-

Strahlung seines Gedankenguts in alle Länder 
Osteuropas.
Im Schutze des 1962 geschlossenen Burgfrie-
dens widmeten sich die jugoslawischen Kom-
munisten mit verstärktem Eifer dem inneren 
Ausbau ihres Gesellschaftssystems. Die neue 
Verfassung vom April 1963 erklärte die 
Selbstverwaltung zur konkreten Form der 
Repräsentation und Verwirklichung der 
Volkssouveränität und zum gestaltenden 
Grundprinzip, das auf alle Bereiche der Ar-
beit und des öffentlichen Lebens ausgedehnt 
werden soll. Das Recht auf Selbstverwaltung 
wurde zum unveräußerlichen Grundrecht des 
jugoslawischen Staatsbürgers erhoben. Wäh-
rend der Diskussion um den Verfassungsent-
wurf forderte „die zahlenmäßig größte 
Gruppe" 145) Änderungsvorschläge hinsicht-
lich einer präziseren Fassung der individuellen 
Rechte und größere Garantien der persönli-
chen Freiheit. Das führte zur Fixierung bür-
gerlicher Grundrechte, von denen in der Ver-
fassung des Jahres 1953 nur ganz summarisch 
die Rede gewesen war. Sie hatte lediglich das 
Wahlrecht und das abstrakte Recht der Bürger 
genannt, „unmittelbar bei der Ausübung der 
Gewalt mitzuwirken" 146). Die neue Verfas-
sung garantiert auch die Freizügigkeit, die 
Unverletzlichkeit der Person, der Wohnung 
und des Briefgeheimnisses, die Freiheit des 
wissenschaftlichen und künstlerischen Schaf-
fens, ungestörte Religionsausübung sowie die 
Möglichkeit, „in allen Fällen von Beschnei-
dung der Rechte oder von Zwang ein gesetz-
liches Verfahren anzustrengen" 147).
Eine nach der Verabschiedung der Verfassung 
folgende Reform brachte die Ausdehnung der 
Selbstverwaltung auf eine Anzahl öffentlicher 
Institutionen, nämlich auf die Mitarbeiter der 
Kulturbehörden, der Bildungskörperschaften 
sowie des Gesundheits- und Sozialwesens. 
Dieser Schritt sollte die Gleichstellung der 
Beamten und Angestellten mit den Produzen-
ten herbeiführen. Indes konnte er auch die 
Abkehr von dem ursprünglichen Konzept einer 
Arbeiterdemokratie bedeuten. Freilich ist das 
jugoslawische Fünf-Räte-System einmalig in 
der Geschichte. Man wandelte den Produzen-
tenrat in einen Wirtschaftsrat um und stellte 
ihm einen Bildungs- und Kulturrat, einen So-
zial- und Gesundheitsrat sowie einen poli-
tisch-administrativen Rat zur Seite. Diese vier 
Räte — aus je 120 Abgeordneten bestehend,

145) Internationale Politik, Belgrad 311/63.
146) Das neue jugoslawische Verfassungsgesetz. 
Belgrad 1953, S. 60/62.
147) Borba, Belgrad, 20. 9. 1962. 

141) Kommunist, Belgrad, 28. 9. 1961.
142) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 7. 12. 1962.
143) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 26. 8. 1963.
144) Borba, Belgrad, 22. 8. 1963.



die jeweils nur von einem bestimmten Teil der 
Bevölkerung aus dem jeweiligen Funktions-
kreis gewählt werden können — bilden zu-
sammen eine zweite Kammer. Die erste Kam-
mer fällt mit dem Bundesrat zusammen, der 
allein aus allgemeinen Wahlen hervorgeht 
und 190 Abgeordnete umfaßt. Es überwiegen 
also Vertreter, die nicht mehr auf der Grund-
lage des allgemeinen Wahlrechts gewählt wor-
den sind. Diese ständegesellschaftliche Tendenz 
fand ihre Ergänzung durch eine monarchische 
Ausnahmebestimmung für Tito — er wurde 
zum Staatspräsidenten auf Lebenszeit ge-
macht. So ergab sich eine seltsame Synthese 
der ständischen, der monarchischen und der 
Räteidee, in der jedoch die letztere dominiert. 
Um die Meinungsfreiheit, deren Garantie die 
neue jugoslawische Verfassung enthält, stand 
es allerdings noch nicht zum besten. Andern-
falls hätte Milovon Djilas, im Mai 1962 nach 
Veröffentlichung seiner „Gespräche mit Sta-
lin" wegen Enthüllung von Staatsgeheimni
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s-
sen abgeurteilt, nach ihrem Inkrafttreten so-
fort auf freien Fuß gesetzt werden müssen. 
Statt dessen wurde er sogar von der Amnestie 
im November 1963 ausgenommen. Auch das 
Verbot der Zeitschrift „Perspektiven" am 
19. Mai 1964 wirkte fatal. Sie war von einer 
Gruppe junger Intellektueller herausgebracht 
worden, die empörte Aufsätze über die All-
macht der Bürokratie, die Manipulierung der 
Arbeiterräte und die „Diktatur der Direkto-
ren" )  schrieben, womit sie die Kritik von 
Djilas fortführten. Zwei von ihnen — Pucnik 
und Salamun — wurden verhaftet, als sie ver-
suchten, die Zeitschrift illegal weiterzuführen. 
Gegen das Verbot der „Perspektiven" und die 
mit ihm verbundenen Zwangsmaßnahmen leg-
ten 57 slowenische Schriftsteller Protest ein. 
Der Vorsitzende des kommunistischen Studen-
tenverbandes an der Laibacher Universität 
ließ wissen, daß die Mehrheit der Studenten 
gegen die Unterdrückung der Zeitschrift sei, 
deren energischer Einsatz für eine rasche De-
mokratisierung sie schätzte. Dies reizte Tito 
zu der Bemerkung, daß es Leute gebe, welche 
die Jugend verdürben und der Partei entfrem-
deten. Auch in Jugoslawien zeigten sich Symp-
tome eines Konflikts zwischen Vätern und Söh-
nen.
Der Leichnam des Sozialistischen Realismus 
wurde beerdigt, ohne daß offizielle Würden-
träger an dem Begräbnis teilgenommen hät-
ten. Tito gab die Vorherrschaft der abstrak-
ten Richtung in der Malerei zu. Aber die Par-

tei sah sich von einer steigenden Flut der in-
tellektuellen Kritik an ihrem Macht- und Mei-
nungsmonopol gefährdet. Sie verbot den Film 
„Die Stadt", den Roman „Ganga“ und ließ die 
Aufführung des Schauspiels „Das warme Bett" 
stören. Wieder erhob die Kommunistische Par-
tei den Anspruch, nicht nur die kontrollie-
rende, sondern auch die lenkende Kraft der 
gesamten Gese
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llschaft zu sein. Wie stimmte 
das mit dem Konzept der gesellschaftlichen 
Selbstverwaltung überein? Obwohl das kom-
munistische Machtmonopol in unübersehba-
rem Widerspruch zu ihr steht, ließ die Partei 
nun verlauten, daß sie und ihre Unterorgani-
sationen als Bestandteile der Selbstverwal-
tung aufgefaßt werden müßten. Der Soziali-
stische Bund, eine Art Volksfront, stelle ihre 
Grundlage und „dasselbe dar, was das Mehr-
parteiensystem im parlamentarischen Sy-
stem" )  bedeute, überzeugend war das 
nicht.

Der „Frühling im Herbst" (Tschechoslowakei)

In der Tschechoslowakei fand der XXII. Par-
teitag der KPdSU das stärkste Echo. Doch die 
Partei- und Staatsführung stemmte sich gegen 
eine zweite Entstalinisierung, obwohl selbst 
die erste (1956) über einige Freilassungen 
kaum hinausgelangt war. Den potentiellen 
Chruschtschow seines Landes, Barak, setzte 
Novotny schon im Sommer 1961 als Innenmi-
nister ab. Nach dem sowjetischen Parteitag, 
im Februar 1962, wurde er aller restlichen 
Funktionen enthoben und aus der Partei aus-
geschlossen. Zunächst hieß es, er habe ver-
sucht, die politische Macht zu ergreifen, dann 
verurteilte man ihn wegen krimineller Ver-
brechen zu 15 Jahren Gefängnis. Barak schien 
damals als einziger fähig gewesen zu sein, die 
Reformkräfte um sich zu sammeln und an ihre 
Spitze zu treten. Er war bis 1962 der stärkste 
Rivale Novotnys, der sich seiner ganz im Stil 
des Slansky-Prozesses, wenn auch ohne Hin-
richtung, zu entledigen wußte. Man sprengte 
zwar das Stalin-Denkmal auf dem Lena-Hügel, 
ließ aber vorher heimlich im Schutze der Nacht 
Stalins Kopf abmontieren. Gottwalds Über-
reste mußten ebenso wie Stalins Leichnam das 
eigens für sie errichtete pompöse Mausoleum 
verlassen, sie wurden indes — in Gegenwart 
der gesamten Parteiprominenz — „nur" in die 
Nationalhalle umgebettet. Im neuen Politbüro, 
nach dem XII. Parteitag im Dezember 1962 
gewählt, saß mit Ausnahme eines einzigen

148) Christ und Welt, 10. 7. 1964. 149) 



Mannes — Lenart — die alte Mannschaft der 
Stalinisten.
Aber unaufhaltsam bildete sich auch in der 
Tschechoslowakei eine öffentliche Meinung 
heraus, die sogar Parteizeitschriften — wie die 
„Mlada Tvorba" und die slowakische 
„Pravda" — in ihre Organe umzuwandeln ver-
stand. Als am 1. Januar 1963 drei dieser Wo-
chenblätter eingestellt werden mußten und 
durch ein neues Parteiorgan abgelöst wurden, 
traten ander
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e Zeitschriften an ihre Stelle — 
vor allem „Liternarni Nonviny" und „Kul-
turny Zivot", die meist schon kurz nach ihrem 
Erscheinen ausverkauft waren. Als Chefredak-
teur der letzteren machte Mnacko von sich 
reden, der die eingefrorenen Verhältnisse der 
Tschechoslowakei mit bestimmten Fortschrit-
ten in Ungarn und Polen vergleichen ließ. 
„Kulturny Zivot" veröffentlichte auch die Au-
tobiographie Jewtuschenkos, brachte Artikel 
mit nationalkommunistischen Tendenzen über 
verschiedene Wege zum Sozialismus, druckte 
ein Interview mit Georg Lukacs und gab dem 
1957 ausgeschlossenen Pavlik das Wort, der 
die CSSR als „Barackenform" )  des Kollek-
tivismus bezeichnete.
Die Opposition konzentrierte sich jetzt auf 
die Wiederaufrollung des Slansky-Prozesses 
und der ihm folgenden Verfahren. Im März 
1963 forderte das slowakische Parteiorgan 
„Pravda" die Rehabilitierung der Opfer des 
Stalinismus. Im April erschien in der theoreti-
schen Parteizeitschrift „Nova Mysl" ein Arti-
kel von Cisar, der den Stalinismus als „ein 
ganzes System von Ansichten, Bräuchen, Maß-
nahmen, Prozeduren und Methoden" charak-
terisierte, „die tiefe Spuren in unserem Leben 
hinterlassen haben und starr widerstehen. Es 
darf nicht übersehen werden, daß es die glei-
chen Personen sind, die jetzt mit den Über-
bleibseln des Kultes kämpfen,
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 die lange Jahre 
seine Subjekte waren und sich an seine Nor-
men und Methoden gewöhnten" ).  Im glei-
chen Monat mußte der schwerbelastete slo-
wakische Parteichef Bacilek dem Reformer 
Dubcek weichen. Im April setzte sich der slo-
wakische, im Mai auch der tschechoslowaki-
sche Schriftstellerkongress für eine Bestrafung 
der Schuldigen an den Verfolgungen in der 
Vergangenheit ein. Die slowakischen Journa-
listen begannen ihre Preßburger Konferenz 
mit einer Schweigeminute zu Ehren der hin-
gerichteten Clementis und Simone. Novotny 
drohte den Redaktionen von „Kulturny Zivot" 
und „Pravda" wegen ihrer „hysterischen An-

150) Kulturny zivot, 17. 8. 1963.
151) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 28. 9. 1963. 

griffe gegen die Partei" 152);  wer das Recht 
auf fortwährende Diskussion und Zweifel be-
anspruche, sei als Kommunist nicht reif und 
in der Kommunistischen Partei fehl am Platze. 
Doch in Wahrheit stand schon zur Debatte, ob 
die Stalinisten noch länger in der Partei ge-
duldet werden sollten. Die Atmosphäre er-
hitzte sich immer mehr. Ungerührt veröffent-
lichte die Zeitschrift „Dijiny a Soucasnost" 
Enthüllungen über den bulgarischen Kostoff-
Prozeß, der zur Vernichtung selbständig den-
kender Kommunisten durch Intrigen und haß-
erfüllten Neid geführt habe — niemand konnte 
die Anspielung auf den Slansky-Prozeß über-
sehen. Als erster mußte Gottwalds Schwieger-
sohn die Partei verlassen. Zwei stellvertre-
tende Innenminister der Stalin-Ära wanderten 
ins Gefängnis. Doch die erregte öffentliche 
Meinung ließ sich mit diesen Maßnahmen noch 
nicht beruhigen. Im August 1963 war der kon-
zentrierte Druck auf die Parteiführung derart 
stark, daß sie endlich eine Urteilsrevision in 
den Prozessen gegen Slansky un
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d andere Per-
sonen bekanntgab. Slansky, Clementis, Loebl 
und acht weitere Opfer wurden „in allen Punk-
ten der Anklage freigesprochen" ).  Auch 
Marie Svermova, Husak und Novemesky 
mußten rehabilitiert werden. Aber im amt-
lichen Bericht über die Urteilsrevision stand 
der empörende Satz, daß die Partei auch in der 
Vergangenheit ständig bestrebt gewesen sei, 
die Einhaltung der Gesetzlichkeit zu garantie-
ren — jedermann wußte, wäre das tatsächlich 
so gewesen, hätten keine Schau- und Geheim-
prozesse stattfinden können. Die Parteiführung 
behauptete, der Wahrheit und Gerechtigkeit 
sei Genüge getan, aber in Wahrheit handelte 
es sich nur um eine Teilrevision. Der Partei-
ausschluß Slanskys und anderer Personen 
wurde aufrechterhalten.

Trotzdem konnte man personelle Konsequen-
zen größeren Umfangs nicht länger umgehen. 
Novotny entschloß sich, einen Teil seiner eng-
sten Gefährten fallenzulassen. Am 20. Sep-
tember 1963 erfolgte eine Umbildung der Re-
gierung: Ministerpräsident Sirocky und vier 
Minister schieden aus, auch zwei stellver-
tretende Ministerpräsidenten verloren ihre 
bisherigen Funktionen, und neue Männer — 
darunter Lenart und Cisar — rückten vor. Im 
Oktober 1963 erhielten Erzbischof Beran und 
vier weitere Bischöfe die Freiheit zurück, im 
März 1964 wurde die Verurteilung des slowa-
kischen Nationalismus als unberechtigt wi-
derrufen. Mnackos „Verspätete Reportagen",

152) Ostprobleme vom 20. 9. 1963, S. 586.
153) Rude pravo, 22. 8. 1963.



Abrechnungen mit dem Polizeistaat, erhielten 
einen Staatspreis. Und doch schlug das Pen-
del wieder zurück.

Ahnungsvoll hatte der Schriftsteller Skvo-
recky im Mai 1963 geschrieben: „Wir wollen 
annehmen, daß es keine Schwarzseher gibt, 
die behaupten, daß alle Blumen nur deshalb 
wieder aufblühen dürfen, damit sie um so 
leichter gefunden und mit den Wurzeln her-
ausgerissen werden können; die genau wis-
sen, daß die gegenwärtige Zeit der Toleranz 
und das Jahr der Begnadigungen am 5. Juni 
oder Ende Juli oder spätestens nach der näch-
sten Rede irgendeines Politikers über Kultur 
enden wird" 154).  Diese Ahnung bestätigte 
sich insofern, als die Reformer noch zu 
schwach waren, um die erhärtete Macht-
struktur aufzubrechen. Trotzdem erzielte die 
osteuropäische Revolution zwischen 1960 und 
1964 in keinem anderen Lande so große Fort-
schritte wie in der Tschechoslowakei. Sie 
konnte um so tiefer eindringen, als ihr nichts 
geschenkt wurde. Daher war jeder Erfolg, 
weil er erkämpft werden mußte wesentlich 
höher als in der Sowjetunion oder anderswo 
zu bewerten.

Von den kleinen Stützpunkten einiger Wo-
chenzeitungen und Zeitschriften aus drang die 
antistalinistische Opposition in alle Teile des 
Landes vor. Sie zog zunächst die große Mehr-
heit der Intelligenz auf ihre Seite. Die Schrift-
steller und Journalisten stiegen zur Avant-
garde der öffentlichen Meinung auf. In ihren 
Kongressen wurden die bürgerlichen Grund-
rechte wiederentdeckt, neue Wertkataloge 
aufgestellt und Aktionsprogramme entworfen. 
Hier vollzog sich der moralische und geistige 
Durchbruch, der politisch noch nicht gelang. 
An die Spitze der Schriftsteller- und Journa-
listenverbände traten Männer, die in den sta-
linistischen Zuchthäusern gesessen hatten. 
Beispielsweise erhielt Novomesky, 1954 zu 
zehn Jahren Haft verurteilt, in den geheimen 
Wahlen zum Vorstand des slowakischen 
Schriftstellerverbandes noch vor seiner Reha-
bilitierung durch die Partei sämtliche Stim-
men 155).  Die Organisationen der Intelligenz 
bildeten insgesamt eine Art zweite Partei, in 
deren Namen auch solche Zeitschriften wie 
„Kulturny Zivot" sprachen und der es gelang, 
einen beträchtlichen Teil der slowakischen KP-
Organisationen zu neutralisieren. Der Schrift-
steller Pludek schlug vor, für jede Konzep-
tion in dieser geheimen Oppositionspartei 

eine eigene Zeitschrift herauszugeben, um 
Demokratie zu praktizieren und Sammel-
punkte für Fraktionen zu bilden, di

156

e in der 
herrschenden Partei noch immer verboten wa-
ren. Man wollte die gesamte Ära von 1949— 
1962 geistig aufarbeiten: „Gefühlskälte und 
Schamlosigkeit haben wir zu moralischen Nor-
men erhoben." )

Die intellektuelle Opposition schien Fort-
schritte zu machen. Sie konnte nicht nur die 
Organisationen der Schriftsteller und Journa-
listen für sich gewinnen und die slowakische 
Partei zwischen sich und die tschechische brin-
gen, sondern verfügte auch über beachtliche 
Bundesgenossen unter den Arbeitern und in 
der Jugend. Schon am 1. Mai 1962 hatten Stu-
denten in Prag und Arbeiter in Praha-Smichov 
gegen die seit 1960 anhaltende und sich immer 
mehr verschärfende Versorgungskrise demon-
striert; die „Rädelsführer" wurden mit Ge-
fängnis bestraft157). Am 1. Mai 1963 kam es 
zu einer studentischen Demonstration vor dem 
Denkmal des Nationaldichters Macha. Aber 
solche kleinen politischen Aktionen konnten 
die Grundlagen des Regimes noch nicht er-
schüttern. Es bildete sich ein schwankendes 
Gleichgewicht zwischen der herrschenden und 
der oppositionellen Partei heraus.

154) 
155) 

156) 
157) 
158) 

Dieses Gleichgewicht suchten ausländische 
Kommunisten zugunsten der geheimen Op-
positionspartei zu verändern. Auf der Prager 
Kafka-Konferenz im Mai 1963 traten Garaudy 
(Frankreich) und Fischer (Österreich) auf die 
Seite der „Rebellen"; Golstücker, Garaudy und 
Fischer polemisierten gemeinsam gegen den 
SED-Vertreter Kurella, der sich für den Sozia-
listischen Realismus einsetzte. Auf einer 
Karlsbader Historiker-Konferenz im Septem-
ber 1963 untersuchte der jugoslawische Pro-
fessor Tudman die Fragwürdigkeiten des Sta-
lin-Hitler-Paktes. Hitler, so sagte er, konnte 
die Landkarte Europas erst verändern, nach-
dem ihm Stalin Handlungsfreiheit eingeräumt 
hat
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te. Eine sowjetische Historikerin pro-
testierte erregt gegen diese „unannehmbare 
Behauptung" ),  aber die Tschechoslowakei 
war eines der ersten Opfer des Paktes gewe-
sen, und stellte sich Novotny nicht noch immer 
vor Stalin?

Scheinbar vergebens hatte der Schriftsteller 
Novomesky gesagt, daß kein Preis zu hoch 
sei, um dem Volk die ganze Wahrheit und 



nichts als die Wahrheit zu sagen. Jedoch wa-
ren bereits neue Männer aufgetaucht — Dub-
cek, Husak, Cisaf — die kaum noch ohne 
weiteres von der Bildfläche verbannt werden 
konnten. In der Tschechei und in der Slowa-
kei standen sich jetzt grundverschiedene Par-
teiführer gegenüber. Und am 1. Mai 1964 gin-
gen die Studenten erstmals zu Tausenden auf 
die Straße; sie setzten sich über ein Ver-
sammlungs- und Demonstrationsverbot hin-
weg, riefen nach Freiheit und lieferten der 
Prager Polizei eine Straßenschlacht. Ein 
Sprechchor rief mehrmals: „Nieder mit der 
Tyrannei!" 159 ).  Es waren etwa 3000 Studen-
ten der Prager Karls-Universität und anderer 
Hochschulen an dieser Demonstration betei-
ligt, die sich in Richtung auf die Parteizentrale 
in Bewegung setzte und nur gewaltsam auf-
gelöst werden konnte. Niemand wußte, ob sie 
als Ausklang des „Frühlings im Herbst" oder 
als ein neuer Anfang begriffen werden sollte.

Togliattis Idee der Einheit in Vielfalt (West-
europa)

Als zentrale Gestalt des westeuropäischen 
Kommunismus trat immer klarer Palmiro Tog-
liatti hervor. Unter seiner Führung arbeitete 
die Kommunistische Partei Italiens ihre neue 
Konzeption der „strukturellen Reformen" 
aus, die als Mittelweg zwischen Reform und 
Revolution der Industriewelt weit besser an-
gepaßt ist als die Ideen Moskaus und Pekings. 
Sie machte Rom zum Sammelpunkt des west-
europäischen Kommunismus, dessen Gliedpar-
teien ihre Tätigkeit auch angesichts des Ge-
meinsamen Marktes koordinierten. Im März 
1963 fand in Brüssel eine Beratung Kommu-
nistischer Parteien aller Mitgliedsländer der 
EWG statt. Die italienischen und belgischen 
Kommunisten bewirkten gemeinsam mit den 
sowjetischen Wirtschaftswissenschaftlern eine 
positivere Haltung Chruschtschows zum Ge-
meinsamen Markt, wenn nicht zum Westen 
schlechthin. Togliatti sprach von der unüber-
sehbaren Tatsache sozialer Reformen in den 
kapitalistischen Ländern. Er schlug eine ein-
heitliche Initiative der östlichen und westlichen 
Industriestaaten zugunsten der unterentwik-
kelten Gebiete vor. Von noch größerer Bedeu-
tung war sein Hinweis auf die qualitative 
Wandlung des Krieges durch die Erfindung 
nuklearer Waffen, die es verbieten, ihn wei-
terhin als eine Fortsetzung der Politik mit 
anderen Mitteln zu betrachten.

Die Kommunistische Partei Italiens nahm den 
XXII. Parteitag der KPdSU zum Anlaß, einen 
eigenen Beitrag zur Entstalinisierung zu lei-
sten. Von den Fehlerquellen, die zum Stali-
nismus geführt hätten, wurden der Personen-
kult, das innerparteiliche Fraktionsverbot, die 
apologetische Verfälschung der Wirklichkeit, 
die Degradierung der Massenorganisationen 
zu Werkzeugen der Partei und die Nichtbe-
achtung des Prinzips der Freiwilligkeit bei der 
landwirtschaftlichen Kollektivierung genannt. 
Man wies darauf hin, daß diese Probleme 
„bisher noch nicht restlos geklärt sind".

Der italienische Kommunismus stellte als 
Lehre aus der Stalinzeit das Prinzip der Au-
tonomie jeder einzelnen Partei auf. Er ver-
neint die führende Rolle der KPdSU und ein 
einziges Zentrum des internationalen Kommu-
nismus. Das war eine Bekräftigung der Poly-
zentrismus-Idee. Aber Togliatti verlangte in 
seinem Bericht über den XXII. Parteitag der 
KPdSU vor dem Forum seiner Partei auch „die 
Garantie dafür, daß sich solche Dinge (das 
heißt die Schrecken der Stalinzeit — G.B.) nicht 
mehr wiederholen werden".

Statt solcher Garantien bekam er das negative 
Echo zu spüren, das die neue antireligiöse 
Kampagne Moskaus in Italien fand. Der ita-
lienische Kommunismus hatte den Dialog mit 
den Katholiken begonnen und wandte sich da-
her jetzt gegen den Staatsatheismus. Hinzu 
kam auch noch Chruschtschows Verhöhnung 
der abstrakten Kunst und die Verfolgung so-
wjetischer Schriftsteller, die in Rom einen gu-
ten Ruf erworben hatten. Togliatti sprach sich 
im Juni 1963 für Toleranz in künstlerischen 
Fragen aus. Carlo Levi wies Chruschtschows 
Forderung, der Künstler habe sich nach dem 
Geschmack der Massen zu richten, mit der Be-
gründung zurück, dieser Geschmack sei le-
diglich eine schlechte Nachahmung früher 
herrschender Klassen. „Eine neue Kunst wird 
nur in Mut und Phantasie der Freiheit ent-
stehen."

Am 19. März 1964 trat Togliatti plötzlich von 
seinem Posten als Generalsekretär der KPI 
zurück, ohne daß die Partei und die Öffent-
lichkeit hierüber informiert worden waren. 
Aus seiner Erklärung ging hervor, daß er 
„auch aus anderen Gründen" und nicht 
allein wegen seines Gesundheitszustands zum 
Rücktritt bewogen worden sei. Also bleibt die 
Frage offen, ob Moskau oder Peking die 
Hand im Spiel gehabt haben. Doch wahr-
scheinlich hat Togliatti angesichts der Wie-
derverhärtung des Moskauer Kurses resig-159) 



niert. Trotzdem sollte er der osteuropäischen 
Revolution noch einen großen Dienst erwei-
sen.

Chruschtschow bereitete eine neue kommuni-
stische Weltkonferenz vor, über deren Proble-
matik der italienische Parteiführer kurz vor 
seinem Tode ein Memorandum entworfen 
hatte, daß als sein politisches Testament gilt. 
Dieses Jaltaer Memorandum empfahl, die Ex-
kommunizierung Pekings auf jeden Fall zu ver-
meiden. Ein offener Bruch würde die Gefahr 
einer Spaltung aller Kommunistischen Parteien 
heraufbeschwören, was sich in Westeuropa be-
sonders verhängnisvoll auswirken könnte. 
Man müsse den Chinesen nicht mit Worten, 
sondern mit Taten entgegentreten, welche ge-
eignet sind, die Spaltungstendenz zu überwin-
den. Togliatti verlangte von der sowjetischen 
Parteiführung, alte Formeln über Bord zu wer-
fen, so die von der Religion als dem Opium 
des Volkes und von der rein klassengebunde-
nen Kultur. „Andernfalls kommt es dazu, daß 
unsere den Katholiken hingestreckte Hand als 
bloße Taktik und nahezu als Heuchelei aufge-
faßt wird. . . . Wir müssen zu den Vorkämp-
fern (!) der intellektuellen Freiheit, des freien 
künstlerischen Schaffens und des wissenschaft-
lichen Fortschritts werden". Da aber große 
Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern 
bestünden, sei die Autonomie der einzelnen 
Kommunistischen Parteien nicht nur eine in-
nere Notwendigkeit der kommunistischen Be-
wegung, sondern auch eine wesentliche Vor-
aussetzung ihrer Weiterentwicklung. Die Ein-
heit des zeitgenössischen Kommunismus könne 
nur noch durch die Vielfalt konkreter Positio-
nen gewährleistet werden, was die Respektie-
rung verschiedenartiger Standpunkte bedinge. 
Ferner sei es unbedingt nötig, die Schönfärbe-
rei über die Verhältnisse in den kommunisti-
schen Ländern aufzugeben. Sonst sähen sich 
die Kommunistischen Parteien der westlichen 
Länder immer wieder gezwungen, schwierige 
Situationen zu erklären, über die sie selbst 
nicht informiert seien. Leider seien das 
Problem der Ursprünge des Stalinkults und 
die Frage, wie er möglich wurde, noch immer 
nicht zufriedenstellend geklärt. Für die italie-
nischen Kommunisten stehe fest, daß der Sta-
linismus über den Personenkult hinaus ein Sy-
stem der Beschränkung und Unterdrückung der 
politischen wie auch der persönlichen Freihei-
ten gewesen sei, dessen Überwindung zum 
Teil noch immer auf sich warten lasse oder 
auf Trägheit und Widerstand stoße. „Diese 
Trägheit und dieser Widerstand sind für uns 
schwer verständlich".

Togliatti sprach voller Sorge um das Schick-
sal des Kommunismus und enthielt sich jeder 
scharfen Polemik, aber gerade die Verhalten-
heit seiner politischen Vorwürfe machte den 
größten Eindruck. Der wichtigste Bestandteil 
seines Testaments ist die pluralistische These 
von der Einheit in Vielfalt, wonach die Kom-
munistischen Parteien nur noch in der Aktion, 
aber nicht mehr in einer gemeinsamen Organi-
sation zusammenfinden können. Das war der 
endgültige Bruch mit dem zentralistischen 
Prinzip, ergänzt durch den Vorschlag, regio-
nale Arbeitskonferenzen der Kommunisten 
Westeuropas, Lateinamerikas, Osteuropas und 
anderer Länder durchzuführen.

Ähnliche Gedanken hatte der linke Flügel-
mann des italienischen Kommunismus, Pietro 
Ingrao, schon einige Monate vor Togliatti ge-
äußert. Er empfahl aber außer der organi-
satorischen Dezentralisierung des internatio-
nalen Kommunismus auch die der einzelnen 
KPs. Ingrao schrieb, für eine gewisse Zeit sei 
die eiserne Disziplin der Kommunisten nötig 
gewesen, aber nun müsse sie preisgegeben 
werden, um gefährliche Einschränkungen der 
innerparteilichen Demokratie aufzuheben. 
„Wir werden uns immer mehr darüber klar, 
daß Einschränkungen der politischen Freihei-
ten auch für die innere Dialektik der soziali-
stischen Bewegung und der Arbeiterbewegung 
problematisch werden, denn solche Einschrän-
kungen können zugunsten autoritärer Ent-
scheidungen mißbraucht werden, die die in-
nere Demokratie der sozialistischen Front un-
terdrücken und ersticken."

Die italienische Vertretung auf der kommuni-
stischen Weltkonferenz von 1960 hat sich ener-
gisch dem sowjetischen Antrag zur Bildung 
einer neuen Komintern widersetzt. Longo er-
klärte: „Die italienische Delegation hält es 
nicht für zweckmäßig, den Vorschlag zu akzep-
tieren, daß im Laufe dieser Konferenz ein Se-
kretariat oder ein anderes ständiges Organ 
ins Leben gerufen wird." Die chinesische 
Vertretung brachte ihrerseits den sowjetischen 
Antrag zu Fall, in die Entschließung der Welt-
konferenz das Verbot der Fraktionsbildung 
aufzunehmen und das Prinzip der Einstimmig-
keit bei den Beratungen der Kommunistischen 
Parteien durch Mehrheitsbeschlüsse abzulö-
sen.
Die italienische Führungsgruppe sprach ihr Be-
dauern aus, daß Peking den Stalinismus in 
Tirana unterstützt. Später wurde Mao Tse-
tung von ihr beschuldigt, die universellen 
Werte der Zivilisation zu unterschätzen und 



durch seine Art der Politik zu gefährden. Nun 
war Togliatti für Peking ein Verräter — die 
„Differenzen" mit ihm füllten eine Broschüre 
von 228 Seiten. Mao wartete den Bruch mit 
Chruschtschow nicht ab oder hielt ihn schon 
für vollzogen. Der „gelbe Protestantismus", 
wie er von italienischen Kommunisten ge-
nannt worden ist, überflutete Westeuropa mit 
revolutionären Manifesten, die wider Erwar-
ten ihre Wirkung nicht völlig verfehlten.

Viele Kommunisten verlangten nach Unab-
hängigkeit und neuen Ideen. Tito war ihnen zu 
national und zu schwach, um eine ernsthafte 
Alternative zu bieten. Erst Mao Tse-tung ver-
körperte eine neue Vatergestalt, die eine Re-
naissance des revolutionären Kommunismus 
und außerdem genügend Mittel für die Grün-
dung oppositioneller Organe versprach. Sie 
wollten sich endlich im Kreis von Gleichge-
sinnten über die Verbürgerlichung vieler Spit-
zenfunktionäre aussprechen können. Peking 
mobilisierte jene Unzufriedenheit innerhalb 
der Kommunistischen Parteien, denen weder 
Chruschtschow noch Tito gefiel und die bis-
lang nicht den Mut gehabt hatten, ein offe-
nes Wort zu sprechen.

1963 entstanden maoistische Parteien in Bel-
gien und der Schweiz. Nicht nur Altkommu-
nisten, sondern auch erstaunlich viele Jung-
kommunisten fühlten sich von Peking ange-
sprochen. Die traditionellen Kommunistischen 
Parteien waren ihnen nicht mehr revolutionär 
genug. Der westeuropäische Kommunismus 
wurde in den Konflikt Moskau—Peking hinein-
gezogen. Mao hatte seine eigene Idee von der 
Einheit: „Einheit — Kampf, sogar bis zur Spal-
tung — neue Einheit auf einer neuen Basis, 
das ist die Dialektik der internationalen Be-
wegung der Arbeiterklasse." Von dieser 
Seite hatten sicher die meisten der westeuro-
päischen Kommunisten die Dialektik noch nie-
mals betrachtet. Nur Djilas wußte schon 1953, 
daß sie, ernst genommen, permanentes Ketzer-
tum und antimonolithisch ist.

Später erkannte auch der österreichische Kom-
munist Ernst Fischer die Sprengkraft dieses 
revolutionären Prinzips, aber wie Djilas deu-
tete er es nicht im Sinne eines totalitären, son-
dern eines demokratischen Kommunismus. 
Außerdem hatte Fischer mehr die Dialektik 
der Generationen als die des Klassenkampfes 
im Auge. Seine im Herbst 1963 in der Prager 
Universität gehaltene Rede sprach von den 
Generationen der Revolte, die seit Beginn der 
industriellen Revolution aufgebrochen und 
einander gefolgt sind. Die politischen Ursa-

chen der heutigen Jugendrevolte sah er in der 
Enttäuschung über die Demokratie und den 
Kommunismus. „Die größte humane Idee al-
ler Zeiten — der Marxismus, der Sozialismus 
— war durch das Regime Stalins entehrt wor-
den. Wenn ein Faschist unschuldige Menschen 
vernichtet, hat er damit nicht sein Leitbild ver-
raten, denn sein Leitbild war nicht humani-
stisch. Wenn ein Kommunist etwas Ähnliches 
tut, ist es Verrat an der großen Idee des Sozia-
lismus, und das haben Millionen junger Men-
schen empfunden. Der Marxismus war lange 
Zeit deformiert, lange Zeit aus einer lebendi-
gen Philosophie zu einer toten Religion ge-
worden."

Man wird sich vorstellen können, welch tiefen 
Widerhall diese Worte in den Tausenden 
tschechoslowakischen Studenten fanden, die 
sie hörten. Fischer rief nicht nur sie, sondern 
die Jugend ganz Osteuropas auf, den Marxis-
mus wieder zu einer lebendigen Wissenschaft 
zu machen, über das Alte zu Gericht zu sitzen 
und „unentwegt die Idee der Humanität durch-
zukämpfen", welche Schwierigkeiten sich ihr 
auch entgegenstellen mögen. Denn das Ost-
europa von morgen werde so sein wie die ost-
europäische Jugend von heute.

Dieser Appell sollte nicht ungehört verhallen. 
Er hat zweifellos dazu beigetragen, daß die 
Prager Karlsuniversität zu einem Zentrum der 
Studentenrevolte gegen das Novotny-Regime 
und den Stalinismus wurde.

Fischers Theorie von den Avantgarden der Ge-
nerationen (immer ist die rebellische Minder-
heit repräsentativ), seine Erweiterung der 
marxistischen Entfremdungstheorie, sein Auf-
treten gegen den Sozialistischen Realismus zu-
gunsten einer freien Kunst, sein Aufruf, ein 
„Bündnis von Demokraten quer durch Parteien 
und Doktrinen" gegen die konservativen 
Kräfte herzustellen, um schließlich die Blöcke 
des Kalten Krieges durch eine gesamteuropä-
ische Synthese zu überwinden — das waren 
neue Impulse der osteuropäischen Revolution, 
die sich nicht mit einer bloßen Erhöhung des 
Lebensstandards und mit Teilreformen abspei-
sen läßt, sondern zugleich mit einer grundle-
genden Erneuerung der politisch-sozialen Ver-
hältnisse eine tiefe Wandlung des Kommunis-
mus anstrebt. Solche Impulse werden durch 
den westlichen Kommunismus in den osteuro-
päischen hineingetragen. Die freieren Verhält-
nisse, in denen sich der westliche Kommunis-
mus bewegt, gestatten ihm auch eine freiere 
Diskussion innerhalb seiner Parteien, und ihre 
Ergebnisse strahlen in den kommunistischen 



Herrschaftsbereich aus. So zersetzt die Tatsa-
che, daß der Kommunismus noch immer inter-
national ist, seine totalitäre Grundtendenz. Je 
demokratischer die Demokratien sind, desto 
schwerer haben es die totalitären Kommuni-
sten. Die Kommunistischen Parteien des We-
stens werden gleichsam vom gesellschaftli-
chen Sein' der Demokratien mitbestimmt, sie 
reflektieren und transponieren es.

Togliatti und Fischer stimmten in vielen Punk-
ten überein. Da sie hohe Funktionen bekleide-
ten, konnte man in Moskau ihre Ansichten 
nicht einfach negieren. Breschnew reiste zwar 
1964 eilends nach Rom, um die Veröffentli-
chung des Jaltaer Memorandums durch die KP 
Italiens zu verhindern, hatte aber keinen Er-
folg. Nachdem Togliattis Testament im Westen 
bekannt war, sahen sich fast alle Zentralor-
gane Osteuropas und selbst die „Prawda" zum 
Nachdruck gezwungen. Und was Fischers Bü-
cher betrifft, so gelangen sie durch den Europa-
Verlag regelmäßig in mehrere kommunistische 
Länder.
Togliattis Idee von der Einheit in Vielfalt 
kennzeichnete seinen Übergang vom nationa-

len zum demokratischen Kommunismus. Fi-
schers Theorie der Generationsrevolte regte 
die osteuropäischen Studenten zu neuen Ini-
tiativen an.

Im französischen Kommunismus war Roger 
Garaudy der führende Kopf. Als Mitglied des 
Politbüros und Chefredakteur einer Zeitschrift 
verfügte er über eine gewichtige Stimme. Die-
ser ehemalige Atheist würdigte eine päpstliche 
Enzyklika mit den Worten: „Die Marxisten 
vergessen nicht, was sie dem Christentum 
schulden, (sie) wissen, daß das Christentum 
eine neue Dimension des Menschen geschaffen 
hat: jene der menschlichen Person."

An die Seite dieser drei Männer trat im Ja-
nuar 1964 noch ein vierter, Hermansson, der 
auf dem XX. Parteitag der Kommunistischen 
Partei Schwedens die Führung übernahm. Um 
ihn hatte sich schon seit Jahren die natio-
nalkommunistische und demokratische Oppo-
sition innerhalb des schwedischen Kommunis-
mus gesammelt. Die schwedische war die 
erste Kommunistische Partei Westeuropas, in 
der sich die Opposition durchsetzen konnte.

(Schluß folgt)
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